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(Beginn um 9.35 Uhr) 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich darf alle 

anwesenden Damen und Herren begrüßen und 
eröffne hiermit die heutige Sitzung des Untersu-
chungsausschusses.  

Insbesondere darf ich auch Mitglieder der 
Kommission begrüßen. 

Für das Protokoll und zur Feststellung der 
Beschlussfähigkeit darf ich das jetzt wieder na-
mentlich machen:  

GRin Mag. Waltraut Antonov. 
GRin Mag. Waltraut Antonov: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner:  
GR Christian Deutsch. 
GR Christian Deutsch: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GR Kurth-Bodo Blind. 
GR Kurth-Bodo Blind: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GR Karlheinz Hora. 
GR Karlheinz Hora: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 

GRin Ingrid Korosec. 
GRin Ingrid Korosec: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GR David Lasar. 
GR David Lasar: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Dr. Claudia Laschan. 
GRin Dr. Claudia Laschan: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GR Siegi Lindenmayr. 
GR Siegi Lindenmayr: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Barbara Novak. 
GRin Barbara Novak: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Hedwig Petrides. 
GRin Hedwig  Petrides: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Dr. Sigrid Pilz. 
GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Karin Praniess-Kastner ist entschuldig 

und wird nicht vertreten. 
GRin Mag. Sonja Ramskogler. 
GRin Mag. Sonja  Ramskogler: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Silvia Rubik. 
GRin Silvia Rubik: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: 
GRin Mag. Sonja Kato. 
GRin Mag. Sonja  Kato: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Die Sach-

kundigen Personen sind der Herr Alfred Kubu, 
Frau Dr. Elisabeth Pichlbauer, Frau Margot 
Ham-Rubisch und Frau Charlotte Römer. 

Ich darf jetzt die Beschlussfähigkeit der 
Kommission feststellen.  

Auf der heutigen Tagesordnung steht der 
Vortrag des Herrn Sachverständigen Univ.-Prof. 
Dr. Hartmann Hinterhuber über die aktuellen 
Standards im Bereich der Psychiatrie auf dem 
Programm. 

Nach dem der Herr Universitätsprofessor aus 
Innsbruck anreist und erst gegen 11 Uhr kom-
men wird, werden wir vorher die eingelangten 
Beweisanträge diskutieren und darüber Be-
schluss fassen. 

Ich darf festhalten, dass nach den letzten 
Beweisanträgen weitere 38 Beweisanträge ein-
gelangt sind. Sie habe schon alle Anträge zur 
Kenntnisnahme bekommen. Daher werde ich es 
ein bisschen kurz machen und werde jeweils nur 
die Protokollzahl verlesen. 

Bitte, Frau GRin Korosec. 
GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Wir haben 

die Anträge noch nicht bekommen. Wir haben 
die von der SPÖ bekommen, aber andere Be-
weisanträge sind bei uns nicht eingelangt. 

Ich höre sie kommen sofort. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich bin davon 

ausgegangen, dass die verschickt wurden, weil, 
ich habe sie bekommen, meine Stellvertreterin 
Frau Dr. Rech hat sie auch bekommen. Ich bin 
davon ausgegangen, dass die alle übermittelt 
wurden. 

Es tut mir leid, dass Sie noch nicht die Mög-
lichkeit hatten sie anzusehen. 

Ich darf Ihnen die Beweisanträge in der chro-
nologischen Reihenfolge, wie sie mit der Proto-
kollzahl versehen sind, zur Kenntnis bringen. 

Der erste Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-

2008/0067 von der sozialdemokratischen Frakti-
on von GR Deutsch und GRin Klicka. Beantragt 
wird die Ladung von Herrn Hofrat Prim. Dr. 
Kurt Sindermann, Facharzt für Psychiatrie und 
Neurologie, Abteilungsvorstand und Ärztlicher 
Direktor des Psychiatrischen Krankenhauses 
und Sozialtherapeutischen Zentrums Ybbs. 

Wünscht jemand das Wort dazu? – Bitte, 
Herr GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte nur begründen, warum wir diesen 
Antrag auf Ladung von Herrn Hof-
rat Prim. Dr. Kurt Sindermann als sachverständi-
ger Zeugen eingebracht haben: Er hat das The-
rapiezentrum in Ybbs aufgebaut und zu einer 
vorbildhaften Einrichtung des Gesundheitswe-
sens der Stadt Wien gemacht. Er ist auch der 
Abteilungsvorstand der 1. Psychiatrischen Abtei-
lung, wo Menschen mit Suchtkrankheiten und 
anderen psychischen Erkrankungen betreut 
werden und wo es darum geht, den PatientInnen 
zu helfen, dass sie wieder selbstständig das 
Leben gestalten können und daher für uns auch 
ein sehr wichtiger sachverständiger Zeuge ist. 
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Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke 
schön. Wünscht noch jemand das Wort? – Wenn 
das nicht der Fall ist, bringe ich den Antrag zur 
Abstimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? – 
Daraus schließe ich, dass der Antrag einstimmig 
angenommen wurde.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0068) von GR Deutsch und GRin 
Klicka. Hier wird die Ladung von Herrn U-
niv.-Prof. Dr. Ernst Berger, Facharzt für Psychi-
atrie und Neurologie als sachverständigen Zeu-
gen beantragt. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Bitte, 
Herr GR Deutsch. 

GR Deutsch: Ich möchte zu diesem Antrag 
sagen, dass wir ihn als Ergänzung zu einem 
bereits beschlossen Antrag in der letzten Sitzung 
eingebracht haben, wo der Herr Univ.-Prof. 
Dr. Max FRIEDRICH als sachverständiger Zeu-
ge auch geladen wird, weil der Herr Univ.-Prof. 
Dr. Berger hier auch bis 2007 als Primarius am 
Neurologischen Zentrum Rosenhügel tätig war 
und beide – nämlich Dr. Friedrich und Dr. Berger 
– über sehr wertvolle Erfahrungen im Bereich 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie verfügen. Wir 
würden daher auch darum bitten, wenn möglich, 
ich weiß das ist nicht immer möglich, beide auch 
an einem Tag befragen zu können.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. 
Wünscht noch jemand das Wort? – Bitte, Frau 
Dr. Pilz. 

GRin Dr. Pilz: Danke Herr Vorsitzender. 
Ich möchte die letzte Bemerkung des Herrn 

Kollegen Deutsch aufgreifen. Wir sind selbstver-
ständlich für die Ladung des Herrn Univ.-Prof. 
Dr. Berger und dass wir überhaupt nach diesem 
Prinzip vorgehen, dass wir die Dinge so zusam-
menordnen wie sie zusammen gehören. Wenn 
wir übers Otto-Wagner-Spital reden - sofern 
dann nicht noch zusätzliche Dinge kommen - 
dann werden wir das ergänzen und uns thema-
tisch gruppieren und ich unterstütze das.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke viel-
mals. Wünscht noch jemand das Wort? –  

Wenn das nicht der Fall ist, dann bringe ich 
diesen Antrag wieder zur Abstimmung. Ist je-
mand gegen diesen Antrag? – Das ist nicht der 
Fall. Dann scheint dieser Antrag einstimmig an-
genommen zu sein. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0069) von GR Deutsch und GRin 
Klicka. Hier wird die Ladung von Herrn Prim. 
Univ.-Prof. DDr. Peter Fischer, Facharzt für Psy-
chiatrie und Neurologie, Abteilungsvorstand der 
Psychiatrischen Abteilung des Sozialmedizini-
schen Zentrum Ost – Donauspital als Zeugen in 
die Untersuchungskommission beantragt. 
Wünscht dazu jemand das Wort? – Bitte, Herr 
GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Wir haben Herrn Prim. Univ.-Prof. 
DDr. Peter Fischer deshalb als Zeuge beantragt, 
weil es um die Darstellung der Versorgungspsy-
chiatrie in Wien geht. Im Bereich des SMZ-Ost 
Donauspital war die Einrichtung einer psychiatri-
schen Abteilung Ausdruck der Wiener Psychiat-
riereform und vor allem die Einbindung einer 
psychiatrischen Abteilung in ein Schwerpunkt-
krankenhaus war ein ganz wesentlicher Schritt 
und deshalb haben wir diesen Antrag einge-
bracht. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. Frau 
Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Wir werden auch dieser Zeu-
genladung zustimmen. Allerdings möchte ich 
Sie, Herr Kollege Deutsch, fragen: Nach welchen 
Kriterien Sie – ich nehme an, dass Sie den Herrn 
Prim. Univ.-Prof. DDr. Fischer sachverständig 
halten – jemand als sachverständigen Zeugen 
oder Zeugen laden? Können Sie das begründen, 
ob es dahinter irgendeine Strategie gibt? 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wollen Sie 
dazu eine Antwort geben? – Zwischen sachver-
ständigen Zeugen und Zeugen ,also, offensicht-
lich ist Herr Prim. DDr. Fischer, wenn er diesen 
Posten bekleidet, auch ein Sachverständiger, 
das darf man voraussetzen. 

Dann darf ich diesen Antrag zur Abstimmung 
bringen. Ist jemand gegen diesen Antrag? – Das 
ist nicht der Fall. Dann ist dieser Antrag einstim-
mig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0070) von GR Deutsch und GRin 
Klicka. Hier wird die Ladung von Herrn akad. 
Pflegemanager MSc. Harald STEFAN, Oberpfle-
ger der 5. Psychiatrischen Abteilung des Ot-
to-Wagner-Spitals und ausgebildeter Trainer für 
Aggressions-, Gewalt- und Deeskalationsmana-
gement als Zeugen in die Untersuchungskom-
mission beantragt.  

Wünscht hier jemand das Wort? – Wenn das 
nicht der Fall ist, bringe ich auch diesen Antrag 
zur Abstimmung. Ist jemand gegen diesen An-
trag? – Das ist nicht Fall, dann ist dieser Antrag 
ebenfalls einstimmig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0071) von GR Deutsch und GRin 
Klicka. Hier wird die Ladung von Herrn Prim. Dr. 
Ralf Gössler, Facharzt für Psychiatrie und Neu-
rologie, Abteilungsvorstand der Neuropsychiatri-
schen Abteilung für Kinder und Jugendliche im 
Behindertenzentrum Pav. C am Neurologischen 
Zentrum Rosenhügel im Krankenhaus Hietzing 
als Zeugen in die Untersuchungskommission 
beantragt. 

Wünscht jemand das Wort dazu? – Bitte, 
Herr GR Deutsch. 
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GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Der Herr Prim. Dr. Ralf Gössler wurde als 
neuer Abteilungsvorstand der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie am Neurologischen Zentrum 
Rosenhügel bestellt. Er hat sich auch in der Ver-
gangenheit immer wissenschaftlich mit allen 
klinischen und sozialpsychiatrischen Fragestel-
lungen befasst. Nachdem bekannt ist, dass die 
Abteilung im Neurologischen Krankenhaus Ro-
senhügel in eine reine Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie umgewandelt wird und daher auch ein 
sehr wesentlicher Schritt in der psychiatrischen 
Versorgung Wiens darstellt, haben wir diesen 
Antrag eingebracht.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort? – Das ist nicht der Fall. 
Dann bringe ich auch diesen Antrag zur Abstim-
mung. Ist jemand gegen diesen Antrag? – Dann 
darf ich feststellen, dass dieser Antrag einstim-
mig angenommen wurde. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0076) ist von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Frau 
Mag. Dr. Renate Balic-Benzing, Leiterin des 
Amtes für Jugend und Familie MAG 11, Rüden-
gasse 11, 1030 Wien als Zeugin zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Da das 
nicht der Fall ist, bringe ich diesen Antrag zur 
Abstimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? – 
Dann darf ich feststellen, dass auch dieser An-
trag einstimmig angenommen wurde.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0077) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Frau 
Dr. Susanne Drapalik, Stabstelle für besondere 
administrative Angelegenheiten und Sofortmaß-
nahmen, 1030 Wien, Thomas-Klestil-Platz 7 als 
Zeugin zu laden. 

Wünscht jemand dazu das Wort? – Das ist 
nicht der Fall, daher wird dieser Antrag zur Ab-
stimmung gebracht. Wer ist gegen diesen An-
trag? – Damit stelle ich fest, dass auch dieser 
Antrag einstimmig angenommen wurde. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0078) von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Frau 
ärztliche Direktorin Dr. Marion Kalousek, Ärztli-
che Direktion des Otto-Wagner-Spitals, Baum-
gartner Höhe 1, 1140 Wien als Zeugin zu laden. 

Wünscht jemand dazu das Wort? – Dann 
bringe ich auch diesen Antrag zur Abstimmung. 
Wer ist gegen diesen Antrag? – Dann darf ich 
feststellen, dass auch dieser Antrag einstimmig 
angenommen wurde. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0079) von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Frau 
Dr. Jutta Leth, 4. Psychiatrische Abteilung, 

Pav. 4/3, Baumgartner Höhe 1, 1140 Wien als 
Zeugin zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Dann 
bringe ich auch diesen Antrag zur Abstimmung. 
Ist jemand gegen diesen Antrag? – Das ist nicht 
der Fall, damit ist dieser Antrag einstimmig an-
genommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0080) von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Herrn 
Dr. Reinhard Zeyringer, 2. Psychiatrische Abtei-
lung Pav. 16/3, Baumgartner Höhe 1, 1140 Wien 
als Zeugen zu laden. 

Wünscht jemand das Wort dazu? – Dann 
bringe ich auch diesen Antrag zur Abstimmung. 
Wer ist gegen diesen Antrag? – Damit ist auch 
dieser Antrag einstimmig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0081) von Frau GRin Dr. Pilz 
und Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Herrn 
a.o. Prof. Dr. Richard Frey, Psychiatrische Inten-
sivstation 4 C, Universitätsklinik für Psychiatrie 
AKH, Währinger Gürtel 18-20, 1090 Wien als 
Zeugen zu laden.  

Wünscht jemand das Wort dazu? – Das ist 
nicht der Fall. Ich bringe auch diesen Antrag zur 
Abstimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? – Ich 
stelle fest, dass auch dieser Antrag einstimmig 
angenommen wurde.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0082) von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Herrn 
OA Dr. Thomas Meisermann, Internistisches 
Zentrum Pav. 13, Baumgartner Höhe 1, 1140 
Wien als Zeugen zu laden. 

Wünscht jemand das Wort dazu? – Das ist 
nicht der Fall. Ich bringe auch diesen Antrag zur 
Abstimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? – Da 
das nicht der Fall ist stelle ich fest, dass der An-
trag einstimmig angenommen wurde. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0083) von GRin Dr. Pilz und 
GRin Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Herrn 
Univ.-Prof. Dr. Heinz Katschnig als Experten zu 
laden. 

Wünscht jemand das Wort dazu? – Bitte, 
Herr GR Deutsch.  

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Es werden in den Anträgen 83, 84 und 85 
weitere Experten beantragt, Anträge die wir un-
terstützen. Ich möchte aber nur auf die Wider-
sprüchlichkeit in der grünen Argumentation hin-
weisen, damit darauf auch aufmerksam gemacht 
wird.  

In der letzten Sitzung, Frau Kollegen Pilz, ha-
ben Sie die Sorge geäußert, dass zu viel ver-
wendet wird, dass wir uns mit Vorlesungen – wie 
Sie hier gesagt haben – auseinandersetzen. In 
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einem Pressegespräch vor wenigen Tagen war 
sogar von einem Universitätslehrlang die Rede. 
Ich freue mich darüber, dass Sie Ihre Meinung 
korrigiert haben. Wir werden diesen Anträgen 
natürlich zustimmen, weil wir auch der Meinung 
sind, dass eine umfassende, vertiefende Be-
trachtung dieses Themas auf jeden Fall notwen-
dig ist. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. Frau 
GRin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Ich werde kein Scharmützel 
anfangen, sondern nur erläutern, dass man die 
Meinung nicht ändern muss. Mit Univ.-Prof. Dr. 
Katschnig und Frau Univ.-Prof. Dr. Amering sind 
zwei sachverständige ExpertInnen geladen, die 
die Wiener Situation profund kennen und um die 
soll es uns gehen. Das unterscheidet die beiden 
von ExpertInnen, die über die Psychiatrie als 
solche sprechen.  

Frau Univ.-Prof. Dr. Hummer soll zu der uns 
sehr beschäftigenden Fragestellung „Zwangs-
maßnahmen“ zur Aufklärung beitragen. Sie ist 
auch entsprechend ausgewiesen in Österreich 
von der Medizinischen Universität Innsbruck. 
Das ist der Grund, nicht etwa um hier Fachvorle-
sungen über Alles und Jedes abhalten zu las-
sen, sondern konkret zur Sache befragt zu wer-
den. Danke. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Darf ich jetzt 
fragen: Soll der Herr Univ.-Prof. Dr. Katschnig 
als Sachverständiger geladen werden?  

GRin Dr. Pilz: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ist noch eine 

Wortmeldung? – Dann darf ich auch diesen An-
trag zur Abstimmung bringen. Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Damit ist auch dieser Antrag 
einstimmig angenommen. 

Der Herr GR Deutsch hat schon den nächs-
ten Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0084) 
vorweg genommen. Hier wird von Frau GRin 
Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov beantragt, Frau 
Univ.-Prof. Dr. Michaela Amering, Universitäts-
klinik für Psychiatrie und Psychotherapie AKH, 
Währinger Gürtel 18-20, 1090 Wien als Expertin 
zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? –  Ich brin-
ge den Antrag zur Abstimmung. Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Dann stelle ich auch fest, dass 
niemand gegen diesen Antrag ist und er ein-
stimmig angenommen ist.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-20008/0085) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird beantragt, Frau U-
niv.-Prof. Dr. Martina Hummer, Medizinische 
Universität Innsbruck, Abteilung für Biologische 
Psychiatrie, Anichstraße 35, 6020 Innsbruck als 
Expertin geladen werden soll. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Da keine 
Wortmeldung erfolgt bringe ich den Antrag zur 

Abstimmung. Ist jemand gegen diesen Antrag? – 
Das ist nicht der Fall, daher ist auch dieser An-
trag einstimmig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: 

PRT/00753-2008/0086) von GRin Korosec und 
GRin Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, 
Frau Mag. Beatrix Kaufmann, Bereichsleiterin für 
Wien und Niederösterreich-Ost des Vereins Ver-
tretungsnetz-Patientenanwaltschaft als Zeugin 
zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Das ist 
nicht der Fall. Ich bringe diesen Antrag ebenfalls 
zur Abstimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? 
– Es gibt keine Gegenstimme, daher ist dieser 
Antrag einstimmig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0087) von GRin Korosec und 
GRin Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, 
Frau Prim. Dr. Elisabeth Pittermann-Höcker als 
Zeugin zu laden.  

Wünscht jemand das Wort? – Bitte, Herr 
GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte nur der Korrektheit halber auf un-
terschiedliche Zeiträume, die hier angegeben 
sind, hinweisen. Es wird die Ladung betreffend 
den Zeitraum ab dem Jahr 2000 beantragt. Im 
Antrag auf Einsetzung der Untersuchungskom-
mission ist aber ab dem Jahr 2002 die Rede. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht da-
zu jemand das Wort? – Frau GRin Korosec, 
bitte. 

GRin Korosec: Wir möchten gerne die Frau 
Prim. Dr. Pittermann-Höcker deshalb einladen, 
weil sie von 2000 bis 2004 die Verantwortung im 
Gesundheitswesen in Wien getragen hat. Aber 
Sie haben Recht, Herr Kollege Deutsch, wir 
sprechen in der Untersuchungskommission ab 
dem Jahr 2002. Wir haben in der Begründung 
das Jahr 2000 bis 2004 angegeben, aber wir 
sind gerne bereit, dies auf das Jahr 2002 zu 
ändern.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wird der An-
trag dahingehend geändert?  

GRin Korosec: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Dann darf ich 

festhalten, dass dieser Beweisantrag einge-
schränkt wird auf den Zeitraum 2002 bis 2004. 

Dann bringe ich den Antrag zur Abstimmung. 
Ist jemand gegen diesen jetzt geänderten An-
trag? – Das ist nicht der Fall, damit ist dieser 
Antrag ebenfalls einstimmig angenommen.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0088) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, 
SR Dipl.-Ing. Joseph Aumayr, Technischer Di-
rektor des Otto-Wagner-Spital als Zeugen zu 
laden.  
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Wünscht dazu jemand das Wort? – Dann 
bringe ich diesen Antrag zur Abstimmung. Wer 
ist gegen diesen Antrag? – Da keine Gegen-
stimme erfolgt, ist dieser Antrag einstimmig an-
genommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0089) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, Herrn 
OAR Dipl. KH-Bw. Rainer Miedler, Verwaltungs-
direktor des Otto-Wagner-Spitals als Zeugen zu 
laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Wenn 
das nicht der Fall ist, dann bringe ich auch die-
sen Antrag zur Abstimmung. Ist jemand gegen 
diesen Antrag? – Ich stelle keine Gegenstimme 
fest, daher ist auch dieser Antrag einstimmig 
angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0090) von GRin Korosec und GR 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, Herrn 
Prim. Dr. Harald Peter DAVID, Vorstand der Ab-
teilung für forensische Psychiatrie und Alkohol-
kranke am Otto-Wagner-Spital als Zeugen zu 
laden.  

Wünscht dazu jemand das Wort? – Das ist 
nicht der Fall. Daher bringe ich den Antrag zur 
Abstimmung. Ist jemand gegen diesen Antrag? – 
Keine Gegenstimme, daher ist auch dieser An-
trag einstimmig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0091) von GRin Korosec und 
GRin Praniess-Kastner. Hier wird beantragt 
Herrn Dr. Roland Grassl, TurnusärztInnenvertre-
ter am Otto-Wagner-Spital als Zeugen zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Das ist 
nicht der Fall. Ich bringe diesen Antrag zur Ab-
stimmung. Wer ist gegen diesen Antrag? – Keine 
Gegenstimme, daher ist dieser Antrag einstim-
mig angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0092) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, DGKP 
Werner Binder, Personalvertreter am Ot-
to-Wagner-Spital als Zeugen zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Dann darf 
ich den Antrag zur Abstimmung bringen. Ist je-
mand gegen diesen Antrag? – Das ist nicht der 
Fall, daher ist auch dieser Antrag einstimmig 
angenommen. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0093) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, Herrn Dr. 
Reinhard Zeyringer, Leiter des Therapiezentrum 
Pavillon 16/1 am Otto-Wagner-Spital als Zeugen 
zu laden. 

Wünscht dazu jemand das Wort? – Bitte, 
Frau GRin Korosec. 

GRin Korosec: Ich habe vorhin festgestellt, 
dass auch die grüne Fraktion Herrn 

Dr. Zeyringer vorgeladen hat. Ich würde sagen, 
dass man trotzdem darüber abstimmt. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Sollen wir 
den Antrag jetzt behandeln oder gilt er als zu-
rückgezogen? 

GRin Korosec: Nein, nicht zurückgezogen. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Dann stim-

men wir darüber ganz normal ab. Ist jemand 
gegen diesen Antrag? - Ich hoffe jetzt, dass nie-
mand gegen den Antrag ist, sonst hätten wir ein 
kleines Problem. – Dann darf ich feststellen, 
dass auch dieser Antrag einstimmig angenom-
men wurde. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0094) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, Herrn 
OAR Dipl.KH-Bw Gustav Schäfer, Verwaltungs-
direktor i.R. des Otto-Wagner-Spitals als Zeugen 
zu laden.  

Wünscht dazu jemand das Wort? – Das ist 
nicht der Fall. Ich bringe den Antrag zur Abstim-
mung. Ist jemand gegen diesen Antrag? – Dann 
stelle ich auch hier fest, dass dieser Antrag ein-
stimmig angenommen wurde.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0095) von GRin Korosec und GRin 
Praniess-Kastner. Hier wird beantragt, die um-
gehende – längstens jedoch bis zur 4. Sitzung 
der Untersuchungskommission – Beischaffung 
einer Reihe von Unterlagen, die den einzelnen 
Fraktionen jeweils in Kopie zur Verfügung zu 
stellen sind. Die Unterlagen sollen Daten ab 
Jänner 2002 beinhalten. 

So etwas Ähnliches haben wir beim letzten 
Mal schon gehabt.  

Gibt es eine Wortmeldung dazu? – Bitte, Herr 
GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

 Sie haben darauf hingewiesen, dass wir ei-
nen ähnlichen Antrag nahezu wortident bereits in 
der letzten Sitzung hatten. Wir haben das bereits 
sehr umfassend diskutiert. Ich möchte noch ein-
mal festhalten, dass wir es für die Arbeitsweise 
in der Untersuchungskommission nicht für sinn-
voll halten, alles pauschal anzufordern, ohne 
genau zu definieren, wofür wir diese Unterlagen 
brauchen. Ich glaube, wir haben uns in der Vor-
gangsweise, die wir auch interfraktionell bespro-
chen haben, auf eine sehr eindeutige Linie fest-
gelegt. Nämlich, dass wir die Sachverständigen 
hören, dass wir in der Folge die sachverständi-
gen Zeugen befragen werden, dann die einzel-
nen Einvernahmen auch durchfassen werden. 
Und dann jene Beschlüsse fassen, um jene Un-
terlagen anzufordern, die wir dann auch tatsäch-
lich brauchen.  

Ich halte es wirklich nicht für sinnvoll, hier alle 
E-Mails, alle Schriftstücke bis zum Jahr 2002 
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rückwirkend anzufordern. Auch im Interesse der 
Arbeitsweise unserer Kommission. Wenn die 
ÖVP in der Begründung schreibt „es liegen Un-
terlagen der ÖVP vor“, dann würde ich Sie bit-
ten, diese Unterlagen der Kommission zur Ver-
fügung zu stellen, damit alle die Möglichkeit ha-
ben, in diese Unterlagen auch Einsicht zu neh-
men. Aber diese pauschale Vorgangsweise halte 
ich nicht für sinnvoll. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau 
GRin Korosec, bitte. 

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Deutsch! Nicht wir gemeinsam 
haben das festgestellt, Ihre Fraktion hat festge-
stellt,  dass wir diese Unterlagen nicht bekom-
men. Das ist Sache! 

Wir sind der Meinung, dass diese Unterlagen 
für die Untersuchungskommission und auch für 
die Ladung der Zeugen aber ganz wichtig sind. 
Natürlich liegen uns auch Protokolle vor, aber 
sicher nicht vollzählig. Es ist Aufgabe der Unter-
suchungskommission, wirklich alle Fakten auf 
den Tisch zu legen. Wir haben das jetzt einge-
schränkt, dieser Antrag ist bei weitem weniger 
als der erste Antrag. Wir bestehen darauf, dass 
wir diese Unterlagen bekommen. Hier geht es 
um Personalknappheit, um Infrastrukturproble-
me, also all das, was vom Mittelbau immer wie-
der aufgezeigt wurde – aber natürlich nur intern 
– und uns liegen nur teilweise Unterlagen vor. 

Auf die Studien, die Analysen und Konzepte, 
die natürlich auch für die Planungsvorhaben in 
der Gesundheitsversorgung ganz wichtig sind, 
haben wir ein Anrecht darauf, sie zu bekommen. 

Protokolle von Sitzungen von VertreterInnen 
des U-KAV  und der MA 24, all das was vorliegt, 
möchten wir einsehen. Es geht da auch um Wei-
sungen, die gegeben wurden, die für die Unter-
suchungskommission von ganz besonderer Be-
deutung sind.  

Sich hier herzusetzen und ununterbrochen zu 
sagen, das geht nicht und Zeugen dürfen wir 
nicht laden und Unterlagen bekommen wir nicht. 
Also, ich glaube, dass ist eine Vorgangsweise 
die wir nicht aufrechterhalten können.  

Daher stelle ich den Antrag, dass über diesen 
Antrag auf alle Fälle abgestimmt wird. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau 
GRin Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender! Herr Kolle-
ge Deutsch! 

Wir haben das letzte Mal ebenfalls Anträge 
vorgelegt, die sich auf die umfassende Doku-
mentation von Vorgängen in den einzelnen Häu-
sern beziehen. Sie waren damals für Ihre Frakti-
on der Meinung, dass man die notwendigen 
Unterlagen im Kontext mit Zeugenladungen vor-
legen wird. Jetzt sind eine Reihe von Zeugen 

bereits beschlossen, deren Anhörung Sinn 
macht - wenn wir hier in jeder Hinsicht umfas-
send informiert und sachlich vorgehen wollen – 
wenn man sich auf Unterlagen stützen kann. 
Denn, Sie selber appellieren immer dafür, dass 
man nicht auf Basis von irgendwelchen Medien-
berichten oder sonstigen Dingen vorgeht, son-
dern, dass man schaut, was Sache ist.  

Die Anträge die heute einerseits von der 
ÖVP, aber andererseits von den Grünen einge-
bracht werden, leisten all das. Wir wollen Unter-
lagen die sachdienlich sind und die uns helfen, 
hier Fakten zu erheben. Das ist unsere Aufgabe. 
Ich gehe davon aus, dass Sie den Anträgen der 
Grünen zustimmen, weil Sie ja für sich die Posi-
tion bezogen haben, dass, sobald Zeugen gela-
den werden die zu einem Themengebiet aussa-
gen, Sie das nicht mehr als eine Flut von Papier, 
sondern als Sachdienlichkeit empfinden. Wir 
werden selbstverständlich auch den Anträgen 
der ÖVP diesbezüglich zustimmen. Denn, es 
kann doch nicht so sein, dass man Zeugen hört, 
von denen man – und das ist mein Eindruck – 
erwartet, dass sie berichten, wie gut und ausrei-
chend die Versorgung in Wien ist. Dass man 
jene Unterlagen, die vielleicht Fakten zu Tage 
befördern könnten, wo es Klagen gibt, wo es 
Mängel gibt, wo intern geklagt wird, dass es 
Mängel gibt, schlicht und einfach nicht vorlegt, 
weil man nicht sehen will, was Sache ist. 

Ich bitte Sie sehr, die Arbeit der Untersu-
chungskommission nicht zu behindern, in dem 
Sie Dinge, die wichtig sind hier, nicht vorlegen 
lassen, damit wir auf guter Grundlage arbeiten 
können. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr 
GR Lasar, bitte. 

GR Lasar: Wir haben in der letzten Sitzung 
auch schon gesagt, dass es hier die Sorge gibt, 
dass wir in Zukunft nur mit Papier eingedeckt 
sind und dass es in keiner Weise zielführend ist, 
wenn man hier – ich sage es jetzt etwas überzo-
gen - lastenwagenweise Papier und Unterlagen 
von Studien, Analysen bekommt. Da möchte ich 
mich auf Ihre Wortmeldung beziehen, Frau 
Dr. Pilz, wo Sie gesagt haben: Sie sind in Sorge, 
dass hier sehr viel Zeit aufgewendet wird. Da 
gebe ich Ihnen schon Recht, weil, wenn ich mir 
jetzt Ihre Anträge – und das sage ich jetzt gleich 
pauschal, wir werden nicht alle Anträge, wie 
gesagt, ablehnen, die die zielführend sind, die 
zum Beispiel Otto-Wagner-Spital-bezogen sind, 
denen werden wir natürlich zustimmen. Wenn 
wir jetzt Unterlagen anfordern, kann ich Ihnen 
nur sagen, es ist ja nicht mehr lesbar. Bitte, bis 
zur 4. Sitzung wollen Sie jetzt Papiere, Unterla-
gen, Protokolle von Sitzungen von VertreterIn-
nen, Studien, Analysen, Dienstanweisungen 
inklusive E-Mails, alle möglichen Papiere, die je 
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hier stattgefunden haben ab dem Jahr 2002 
anfordern. Ich glaube, es ist nicht zielführend 
und wir werden das auch ablehnen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort? – Bitte, Herr 
GR Lindenmayr. 

GR Lindenmayr: Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte vorausschicken, ich bin nicht Mit-
glied des Gesundheitsausschusses, also daher 
wird die eine oder andere Frage oder Feststel-
lung etwas laienhaft klingen. Ich möchte mich 
dafür jetzt schon entschuldigen. Bin aber umso 
interessierter an dem gesamten Thema. 

Ich habe auch genau verglichen, diesen Be-
weisantrag vom letzten Mal und von heute und 
der ist tatsächlich fast ident, da ist nicht sehr viel 
verändert worden. Ich habe so den Eindruck, 
man möchte da den gesamten Spitalsbetrieb auf 
mehrere Monate lahmlegen. Wenn es in dieser 
Kommission darum geht „behauptete Missstände 
sind aufzudecken“, so muss ich nach wie vor 
feststellen: es gibt überhaupt nichts, es gibt kei-
ne Fakten. Ich möchte es auch wieder mit einem 
laienhaften Vergleich bringen: Mir kommt es so 
vor, als ob man da mit einem Schrottgewehr in 
der Luft herumballert und hofft irgendwann ein-
mal wird vielleicht ein Vogel vom Himmel fallen, 
aber vorhanden ist momentan überhaupt nichts.  

Ich meine, dass es für unsere Arbeit sicher 
nicht zielführend ist, diesen Anträgen zuzustim-
men. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gibt es noch 
eine Wortmeldung? – Bitte, Herr GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte einige Äußerungen, die gesagt 
wurden, so nicht im Raum stehen. Und die Frau 
Kollegin Pilz wirklich dringend ersuchen, von 
Unterstellungen Abstand zu nehmen. Es ist na-
türlich ein falscher Eindruck, den Sie haben, 
wenn Sie sagen, es sollen nur bestimmte Zeu-
gen einvernommen werden, das ist völlig falsch. 
Wir haben vorher, wie Sie sehen, die Ladungen 
auch alle einstimmig beschlossen. Wir haben 
auch das letzte Mal einen Antrag der ÖVP - da-
her ist das auch falsch, was Sie gesagt haben, 
Frau Kollegin Korosec – angenommen, wo rela-
tiv klar definierte Unterlagen, die für den Fort-
gang des Verfahrens notwendig sind, auch an-
gefordert haben. Das Procedere, dass wir Sach-
verständige hören, sachverständige Zeugen und 
im Anschluss Zeugen, haben wir natürlich auch 
gemeinsam besprochen. Ich habe umgekehrt die 
Frage an Sie: Sind Sie bereit, die Unterlagen, 
über die Sie verfügen und die Sie in der Begrün-
dung erwähnen, der Kommission zur Verfügung 
zu stellen? 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin 

Korosec, bitte. 
GRin Korosec: Wir haben Unterlagen, aber 

natürlich nur einige Unterlagen. Hier geht es um 
Protokolle, die im Otto-Wagner-Spital aufliegen, 
die im KAV aufliegen. Wenn hier gesagt wird, 
dass wir den Spitalsbetrieb lahmlegen, dann 
finde ich das als sehr eigenartig, Herr Kollege 
Lindenmayr. Ich würde sagen, es entschuldigt 
Sie deshalb, weil Sie nicht im Gesundheitsaus-
schuss sind und daher die Sachlage vielleicht 
nicht so genau kennen. 

Ich nehme an, es ist überall Ordnung, die 
Protokolle liegen auf. Es ist genau definiert: Hier 
geht es um Personalknappheit, um Infrastruktur-
probleme, Probleme bei der „state of the art“-
Versorgung von PatientInnen, Sicherheitsge-
fährdung des Personals. Bitte, das kann man 
uns ohne weiteres vorlegen. Wenn Sie es nicht 
tun, haben Sie offenbar Gründe dafür. Wenn wir 
eine Untersuchungskommission hier eingerichtet 
haben, dann brauchen wir diese Unterlagen 
auch für die Zeugenbefragungen. Es ist mir un-
verständlich, dass Sie von vornherein diese Din-
ge alle ablehnen.  

Wenn Sie sagen, es ist eine Unterstellung, 
was die Frau Kollegin Dr. Pilz gesagt hat, dann 
kann ich sagen, dann werden Sie es bei mir 
auch sagen. Man hat wirklich den Eindruck, Sie 
wollen Sachverständige, die uns heute die Welt 
erklären, das ist sehr wichtig und notwendig und 
gut und Sie wollen dann Zeugen einladen, die im 
System sind und dann alle natürlich sagen wer-
den: Die Welt ist in Ordnung. Sie ist nicht in Ord-
nung. Wir haben genug Unterlagen und wir ha-
ben genug Zeugen, wo wir wissen, dass es nicht 
in Ordnung ist. Wenn der Herr Lindenmayr sagt 
„es ist überhaupt nichts da“,  dann werden Sie 
sich wundern. Es ist genug da. Bisher ist es so, 
dass, wenn Zeugen sich melden, dann werden 
sie abgelehnt. Zu diesem Fall „Zeugen“ möchte 
ich mich dann noch einmal zu Wort melden. Ich 
würde sagen, das machen wir dann anschlie-
ßend.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Bitte, Herr 
GR Deutsch. 

GR Deutsch: Ich kann der sehr ausweichen-
den Antwort der Frau Kollegin Korosec entneh-
men, dass sie anscheinend nicht bereit ist, die 
Unterlagen, die der ÖVP - wie der Begründung 
zu entnehmen ist - zum Teil vorliegen, der 
Kommission zur Verfügung zu stellen. Schade, 
weil es auch für uns wichtig wäre, in diese Unter-
lagen Einsicht zu nehmen. Ich möchte noch 
einmal festhalten, dass die Sachverständigenla-
dungen und die Zeugenladungen, die von allen 
Fraktionen vorhin eingebracht wurden, einstim-
mig beschlossen wurden. Was die Aktenanforde-
rungen betrifft, geht es darum, nicht völlig undif-
ferenziert und pauschal dies zu tun, sondern im 
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Interesse der Effizienz und Arbeitsweise der 
Kommission dies möglichst genau auch durchzu-
führen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort? – Wenn das nicht der 
Fall ist, dann bringe ich diesen Antrag zur Ab-
stimmung. Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist 
gegen diesen Antrag? – Dann stelle ich fest, 
dass dieser Antrag mit den Stimmen der sozial-
demokratischen Fraktion und der freiheitlichen 
Fraktion mehrstimmig abgelehnt wurde.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2007/0097)von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird beantragt, die umge-
hende – das ist wieder ein ähnlicher Antrag wie 
wir ihn eben diskutiert haben – längstens jedoch 
binnen 4 Wochen Beischaffung folgender Unter-
lagen aus der Generaldirektion der Unterneh-
mung Krankenanstaltenverbund, sowie zur Psy-
chiatrischen Abteilung des SMZ-Ost, beginnend 
mit Jänner 2002. Diese Unterlagen sind den 
einzelnen Fraktionen in Kopie zur Verfügung 
zustellen und dann ist  wieder eine ähnliche Lis-
te, wie Sie beim Antrag der Frau GRin Korosec 
und der Frau GRin Praniess-Kastner gewesen 
ist.  

Wünscht hierzu jemand das Wort? – Bitte, 
Herr GR Hora. 

GR Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 
Meine Damen und Herren! 

Auch hier haben wir wieder die gleiche Situa-
tion, ich habe mir das ganz genau angeschaut. 
Sie wissen, dass ich etwas technisch behaftet 
bin. Ich weiß nicht, wie Sie sich vorstellen kön-
nen, dass sämtlicher E-Mail-Verkehr von heute 
auf morgen hierher geschafft werden kann. Der 
muss ausgedruckt werden, der muss dement-
sprechend dokumentiert werden, es muss auch 
die Lückenlosigkeit der dementsprechenden 
Unterlagen hierher kommen, wenn wir diesem 
Antrag zustimmen. Das wäre mit meinem techni-
schen Verständnis in 4 Wochen nicht möglich. 
Ich glaube, dass ist nur eine Arbeitsbeschaffung 
aus Ihrer Richtung. Ich nehme an, Sie haben 
Zeugenladungen, denen wir auch zugestimmt 
haben, dementsprechend vorgelegt, wo Sie wis-
sen, dass es Inhalte gibt und das gilt auch für die 
Frau Kollegin Korosec, wo wir immerhin, wenn 
wir diese Zeugeneinvernahme durchführen, 
auch, wenn es notwendig sein wird, die dement-
sprechenden Unterlagen dann auf Grund dieser 
Zeugenaussagen ganz gezielt in einem Rahmen, 
der auch behandelbar und durchführbar ist, an-
fordern können. Aber nicht einfach pauschal vom 
Jahr 2002 bis heute sämtliche Unterlagen den 
KAV betreffend, die Stadt betreffend, die Ge-
werkschaftsgruppen betreffend anfordern. Diese 
Diskussion hatten wir das letzte Mal schon, das 
wird pauschal in all diesen Anträgen wieder ge-

stellt. Ich sehe darin nur eine Lähmung dieser 
Untersuchungskommission. Wenn Sie sagen, 
Sie haben dementsprechende Unterlagen, ge-
hen Sie gezielt, machen wir die Zeugenbefra-
gung und auf Grund der Zeugenbefragung auch 
die dementsprechenden Dokumentationen. Ich 
glaube, dass ist ein Weg, wo wir mit der Unter-
suchungskommission wirklich den Weg gehen, 
dass wir die Sachen offenlegen wollen und hier 
nicht eine pauschale Thematik machen, dass wir 
Tonnen von Papier hierher schaffen. Von den 
Grünen habe ich mir immer erwartet, dass sie 
eher auf dem „elektronischen Weg“ sind und ver-
suchen derartige Dinge auch anders zu sehen. 
Aber bitte, man hat jetzt den Beweis auf Grund 
Ihrer Anträge, dass Sie sehr wohl sehr gerne 
Papier verschwenden. In diesem Sinne werden 
wir sicher auch diesen Antrag ablehnen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. Pilz 
Sie wurden angesprochen, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Hora! Dass Sie 
sich nicht selber wundern über Ihre Begründung. 
Jetzt mit den grünen Bäumen zu kommen, die 
da um geholzt werden, ist ja wohl an nicht zu 
überbietender Lächerlichkeit. Es geht nicht dar-
um, dass man hier Papier sparen will, sondern 
wir wollen Dinge aufklären. Ich habe gar nichts 
dagegen, wenn man sie per E-Dokument be-
kommt. Gerne und jederzeit! Schicken Sie uns 
die Dinge weiter als E-Dokumente und nehmen 
wir sie einmal in einer Kopie beim Herrn Vorsit-
zenden zu den Akten. 

Herr Kollege Hora! Es geht hier nicht um 
Tonnen von Papier über Alles und Jedes, son-
dern es geht darum, dass wir wissen, dass es in 
einzelnen Häusern und insbesondere im Ot-
to-Wagner-Spital umfassend wiederholte im 
Dienstweg Beschwerden, Hilferufe, Klagen über 
Personalmangel, über Vorfälle, die Missstände 
sind, über Verletzungen usw. gibt  Wir wollen ein 
umfassendes Bild über diese Dinge. Wir wissen 
das von  einzelnen ZeugInnen, MitarbeiterInnen, 
die sich wirklich unter der Zusage der Vertrau-
lichkeit an uns gewendet haben. Ich werde si-
cherlich nicht das E-Mail einer einzelnen Person 
hier vorlegen, damit diese Person dann Schwie-
rigkeiten kriegt, weil davor sich die MitarbeiterIn-
nen fürchten. Wir wollen, dass man sieht, wie 
sich die Personalvertretung dazu gestellt hat, 
wenn MitarbeiterInnen sich an sie wenden und 
sagen: wir können nicht mehr sicher arbeiten, wir 
haben Angst, dass wir eine Übernahmefahrläs-
sigkeit begehen, wir haben Angst, dass Patien-
tInnen zu Schaden kommen, weil wir zu wenig 
Personal haben, weil wir keine intensivmedizini-
schen Betten haben und und und. Wir wollen, 
dass diese Dinge, von denen wir wissen, dass 
sie im Dienstweg auf alle Führungsebenen wei-
tergeleitet wurden, dass diese Dokumente vor-
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gelegt werden. Wenn Sie sich hier hersetzen 
und sagen, Sie wollen hier Papier nicht ver-
schwenden, dann frage ich, ob Sie wirklich in 
Ihrer Position als Politiker und Abgeordneter 
gegenüber den PatientInnen verantworten kön-
nen, dass Sie sagen, die Kommission soll diese 
Unterlagen nicht bekommen, obwohl sie dazu 
ist, diese Dinge aufzuklären.  

Wir verlangen konkrete Dinge. Wir verlangen 
sie im Zusammenhang mit der Zeugenladung. 
Wir verlangen sie zur Aufklärung. Das ist unsere 
Pflicht. Es steht Ihnen frei die Dokumente, die 
wir anfordern, einfach nicht zu lesen.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. 
Frau GRin Mag. Ramskogler. 
GRin Mag. Ramskogler: Ohne hier zu emo-

tionalisieren, wie es auch in euren Regeln ge-
standen ist, die wir letztes Mal gelesen haben, 
denke ich, dass wir sachlich darüber diskutieren 
sollen. Ich möchte erst einmal behaupten, dass 
unsere Seite ebenso absolut hier ist, um wirkli-
che Missstände und wirkliche Vorfälle, wenn es 
zu PatientInnenschaden, aber auch zu Mitarbei-
terInnen-Problematiken kommt, dass wir absolut 
hier sind um diese klar auf den Tisch zu legen 
und Verbesserungen immer wieder auch noch in 
Zukunft, aber auch schon in der Vergangenheit 
zu machen. Keine Frage, es geht uns hier um 
die PatientInnen, es geht es hier um die Mitar-
beiterInnen, es geht uns hier um eine lückenlose 
Aufklärung in der Psychiatrie, wenn es so wäre, 
dass es auch so skandalös ist, wie die Grünen 
behaupten. Da sind wir anderer Meinung.  

Ich denke, man muss vorsichtig sein, liebe 
Sigrid Pilz, hier zu sagen, es gebe zwei Klassen 
von ExpertInnen. Es gibt keine zwei Klassen von 
ExpertInnen, nämlich jene, die die Grünen vorla-
den und die dann die besondere Wahrheit aus-
sagen und jene, die von der SPÖ oder von ande-
ren Fraktionen kommen und vielleicht nicht die 
Wahrheit aussagen. Es ist sehr subjektiv, wo 
hier die Wahrheit liegt. Ich denke, dass jeder 
Experte und jede Expertin sinnvoll hier etwas zu 
unserer Untersuchungskommission beizutragen 
hat und hier nicht zu unterscheiden sind, jene, 
die etwas zu verdecken haben oder jene, die 
hier öffentlich etwas sagen können. Da muss 
man sehr aufpassen. Keine Zwei-
Klassen-Unterschiede unter den Zeugen hier 
herauf zu beschwören.  

Wenn wir sagen, wir brauchen zu den Zeu-
gen diverse Unterlagen, sind wir jederzeit bereit, 
hier keine Missverständnisse aufkommen zu 
lassen, auch nicht bei der Frau Kollegin Korosec. 
Uns geht es darum, nicht von vornherein, wie 
der Herr Kollege Lasar auch schon gesagt hat, 
überschüttet zu werden von dementsprechenden 
Unterlagen, sie dann zuzuordnen wo es passt, 
sondern wollen Ordnung und System bei der UK, 

das heißt, wenn wir unsere erstklassigen Zeugen 
laden, dann können wir dementsprechend die 
Unterlagen dazu haben und unser Wissen ge-
meinsam mit den Zeugen erweitern. Dass ist der 
Sinn und Zweck einer UK, meiner Ansicht nach. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Bitte, Frau 
GRin Dr. Pilz. 

GRin Dr. Pilz: Herr Kollege Deutsch! Liebe 
Sonja Ramskogler! Sie haben bei der Begrün-
dung zu den Zeugen und sachverständigen 
Zeugen, die hier seitens der SPÖ vorgeladen 
wurden, in jedem Fall gesagt, dass man hier 
zum Beweis einer guten Versorgung die Zeugen 
lädt. Wir haben zugestimmt, denn auch dieser 
Beweis wird hoffentlich in dieser Untersuchungs-
kommission erbracht, dass viele MitarbeiterInnen 
hier ausgezeichnete Arbeit leisten. Gott sei 
Dank!   

Wir wollen aber auch nicht wegschauen, dort 
wo es Mängel gibt. Du erinnerst dich, wir haben 
letztes Mal schon ZeugInnen nicht durchge-
bracht, man muss diese Datenschutzfragen erst 
klären usw., dass sind ZeugInnen die davon 
sprechen, dass sie oder ihre Angehörigen gelit-
ten haben, zu Schaden gekommen sind usw. 
Man wird auch diese Seite, auf die eine oder 
andere Weise, auf den Tisch legen müssen. Zur 
Vorbereitung der Befragung all dieser sachver-
ständigen ZeugInnen brauchen wir Informatio-
nen aus den Häusern. Was kann ich denn je-
mand gut qualitativ fragen, wenn ich die Unterla-
gen nicht habe? Dann wird - das höre ich jetzt 
schon - die SPÖ sagen: Wieso behauptet ihr 
das, da habt ihr ja keinen Beleg.  

In den Dokumenten, die wir anfordern, wird 
ein durchaus, nehme ich an, umfassendes und 
differenziertes Bild zutage kommen, stellen wir 
uns diesem Bild. Ich appelliere an die SPÖ hier 
nicht von vornherein zu sagen: Wir wollen nicht 
hinschauen. Wir sind dazu da, dass wir hin-
schauen. Dazu gehören Unterlagen die Miss-
stände, so sie vorgekommen sind, im Dienstweg 
belegen. Ich sehe nicht ein und ich kann es nur 
interpretieren, als den Wunsch hier die Dinge 
weiterhin zu verbergen und in Abrede zu stellen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau 
GRin Korosec, bitte. 

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich brauche das jetzt nicht wiederholen, ich 
schließe mich da vollinhaltlich an. Weil die Frau 
Ramskogler gesagt hat, bei der Wahrheit zu 
bleiben, möchte ich noch erwähnen, dass bei der 
letzten Sitzung auch über die Personalvertretung 
gesprochen wurde und wir im Antrag gefordert 
haben, dass wir Unterlagen im Zusammenhang 
mit der Personalvertretung möchten. Dass die 
Personalkommission, wenn Missstände von 
MitarbeiterInnen aufgezeigt wurden, ja anzu-
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nehmen ist, dass an die zuständige Stadträtin 
einen Brief geschrieben hat oder an die Leitung 
des Hauses. Diese Unterlagen wollten wir se-
hen. Worauf der Herr Kollege Wagner erklärt 
hat, ich müsste es ja wissen, weil ich selbst ein-
mal im Bereich der Privatangestellten Zentralbe-
triebsrat war, dass da keine Protokolle anzuferti-
gen sind, dass das nicht vorgesehen sei. Ich 
habe dazu nichts gesagt, weil ich mich schlau 
machen wollte, weil die Wiener Personalvertre-
tungs-Geschäftsordnung ich natürlich nicht ken-
ne. Ich habe sie mir inzwischen angeschaut und 
stelle im § 9 fest: selbstverständlich sind Proto-
kolle anzufertigen und zwar ist das sehr genau 
angeführt. Da sehen Sie, wie Sie mit der Wahr-
heit umgehen. Was die Personalvertretung be-
trifft, haben wir natürlich Fragen, weil ich über-
zeugt bin, dass die Personalvertretung – und das 
wissen wir auch – natürlich von MitarbeiterInnen 
mit den Sorgen, die sie haben, mit der Angst, 
konfrontiert wurde. Da wird ja etwas geschehen 
sein. Wenn man da als Mitglieder der Untersu-
chungskommission diese Unterlagen einsehen 
will und von der Mehrheitsfraktion wird gesagt: 
Na, das geht alles nicht. Bitte, dann frage ich 
mich, wie Sie dann argumentieren können, dass 
Sie wirklich Interesse daran haben, hier alles 
lückenlos aufklären zu wollen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Bitte, Herr 
GR Deutsch. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich meine, dass eine künstliche Aufregung 
wirklich nicht notwendig ist, sondern dass wir in 
aller Ruhe über die vorliegenden Anträge und ich 
nehme an, wir diskutieren die alle in einem, da-
mit ich das auch entsprechend zusammenfassen 
kann, 97 bis 109. Wo es darum geht, dass, wenn 
wir den Sachverhalt klären wollen  - ich gehe 
davon aus, dass das ja das Ziel der gesamten 
Untersuchungskommission ist - wir jene Unterla-
gen anfordern, die wir dafür brauchen, aber nicht 
tonnenweise alle Protokolle, alle E-Mails, alle 
Schriftstücke, wo das Wort „Psychiatrie“ oben 
steht. Denn so formulieren Sie es auch selbst in 
Ihren Anträgen. Jedes Schriftstück auf 6 Jahre 
zurück, wo das Wort „Psychiatrie“ vorkommt, soll 
hier angefordert werden.  

Ich würde fast sagen: Damit würden Sie 
selbst beabsichtigen, die Untersuchungskom-
mission zu lähmen. Uns geht es darum, mit mög-
lichster Effizienz durch die Einvernahmen, die 
wir heute beschlossen haben, ein sehr umfas-
sendes Bild zu erarbeiten. Ich würde Sie aber 
umgekehrt ersuchen, sowohl die ÖVP als auch 
die Grünen, Unterlagen, die Sie haben, die Sie in 
Ihren Anträgen auch ansprechen, nicht zurück-
zuhalten, sondern hier zur Verfügung zu stellen. 
Jedoch nicht auf Verdacht und Spekulation alle 

Unterlagen auf 6 Jahre zurück, wo das Wort 
„Psychiatrie“ oben steht, anzufordern.  

Ich meine, das Ziel müsste sein, die behaup-
teten Missstände auch aufzuklären, aber nicht zu 
verunsichern, nicht zu skandalisieren, sondern 
sich seriös damit auseinander zu setzen und 
nicht durch eine oberflächliche Formulierung der 
Aktenanforderung dazu beitragen. Ich würde Sie 
darum bitten, wieder zu einer sachlichen und 
konstruktiven Arbeitsweise zurückzukehren.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GRin 
Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Ich will nur klar machen, dass 
das, wie Sie das jetzt darstellen, so nicht zutrifft. 
Wir wollen nicht alle Dokumente, wo das Wort 
„Psychiatrie“ vorkommt, sondern alle Protokolle 
von Sitzungen in der Generaldirektion - das sind 
schon eingeschränkte - in denen Fragen der 
Psychiatrie Thema waren. Wenn die Psychiatrie 
in der Generaldirektion Thema ist, dann ist das 
für uns interessant. 

Wenn wir davon sprechen, dass wir alle Pro-
tokolle der Kollegialen Führungen wollen, dann 
sind das, nehme ich an, selbst wenn man sich 
wöchentlich trifft, zum Beispiel im Ot-
to-Wagner-Spital eine überschaubare Anzahl 
von Dokumenten. Die E-Mails, die wir anfordern 
sind ausschließlich jene, die sich auf behauptete, 
beklagte Mängel, Personalknappheit, „state of 
the art“ usw., alle E-Mails, Schreiben, interne 
Dokumente von MitarbeiterInnen und Personal-
vertretung, die sich mit dieser Thematik beschäf-
tigen. (Zwischenruf GR Deutsch) 

Ich lese Ihnen aus meinem eigenen Beweis-
antrag vor: Alle internen Studien und Arbeits-
kreisberichte, das ist wohl etwas, was man billig 
fordern kann. Zielvereinbarungen, Budget, Stand 
der Betten usw. Das sind Fakten, die wir brau-
chen, um hier arbeiten zu können.  

Sagen Sie uns, wenn Sie uns Sie hier nicht 
zustimmen können, welchen der Punkte Sie 
nicht zustimmen können. Gehen wir es durch 
und Sie sagen mir, was Sie nicht wissen wollen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort dazu? – Frau 
GRin Korosec, bitte. 

GRin Korosec: Ich möchte noch einmal auf 
unseren Beweisantrag eingehen. Wir haben das 
auch: Schriftliche Dienstanweisungen der Kolle-
gialen Führung bzw. der Abteilungsvorstände 
Psychiatrischer Einrichtungen, dann ist das auch 
sehr genau definiert. Wenn es solche Dienstan-
weisungen gibt und ich nehme an, dass nicht 
täglich Dienstanweisungen kommen, so kann ich 
mir nicht vorstellen, dass man das nicht vorlegen 
kann. Dasselbe gilt natürlich auch für Protokolle, 
wo wir auch sagen: Sitzungen des Mittelbaus, 
Abteilungsvorstände und Kollegiale Führung und 
es ist genau definiert, worum es geht. Sie wollen 
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es nicht vorlegen, aber zu sagen, das wären 
Tonnen von Papier, so ist es wirklich nicht.  

Frau Kollegin Novak! Ich meine, Sie kennen 
sicher auch die Situation und Sie werden auch 
Protokolle kennen, die sind nicht so umfang-
reich. Bei jeder Sitzung wird man sich nicht mit 
der Personalknappheit befasst haben oder es 
war so arg, dass man das wirklich musste. Dann 
ist es erst Recht notwendig, dass wir die Unter-
lagen so rasch wie möglich bekommen.  

Ich stelle noch einmal fest: Sie wollen sie 
nicht hergeben. Das ist nicht eine Sache, dass 
Sie es nicht können, sondern Sie wollen es nicht. 
Weil Sie Angst haben, dass hier Unterlagen zum 
Vorschein kommen, die für Sie nicht angenehm 
sind. (Zwischenrufe) Wenn es anders ist, dann 
tun Sie es. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr 
GR Blind, bitte. 

GR Blind: Wir werden jeden Antrag unter-
stützen, wo konkrete Unterlagen gefordert wer-
den. Wenn irgendwo ein Missstand behauptet 
wird, z.B. im Jänner 2002, dann werden wir si-
cher bereit sein, rund um diesen betroffenen Fall 
den Zeitraum einzusehen und zwar alle Unterla-
gen, die vielleicht irgend etwas zu tun haben 
können. Aber, wenn etwas im Jänner 2002 oder 
in sonst irgendeinem Zeitraum passiert ist, wer-
de ich mir nicht die Unterlagen vom Jänner 2006 
anschauen. Außer ich habe den Verdacht, auf 
Grund des Bereiches 2002, den ich gelesen 
habe, dass sich das vielleicht bis 2006 hinzieht. 
Dann werden wir sagen: Gut, da brauchen wir 
aus diesem oder jenem Bereich auch bis zum 
Jänner 2006 oder bis heute die Unterlagen. A-
ber, mir kommt schon so vor, dass viele Sachen 
behauptet wurden und jetzt versucht man aus 
einer Lastwagenmenge von Unterlagen so lange 
etwas zu suchen bis man irgend etwas gefunden 
hat, was vielleicht dazu passen sollte. Aber, das 
ist ja nicht das Ziel unseres Ausschusses.  

Daher, konkret sagen, welchen Zeitraum aus 
welchem Bereich, aber bitte nicht alles; dass 
man sucht, bis man irgendwo, z.B. bei baulichen 
Mängeln findet, dass irgendwo vielleicht etwas 
nicht gestimmt haben könnte. So werden wir es 
nicht halten.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort? – Dann bringe ich die-
sen Antrag zur Abstimmung. Wer ist für diesen 
Antrag? – (Zwischenrufe) Das ist der Antrag 97, 
das ist der Antrag den ich vorhin zur Kenntnis 
gebracht habe. Der Antrag der Grünen (Anm.: 

PRT/00753-2008/0097).  
Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen 

diesen Antrag? – Ich stelle fest, dass dieser An-
trag mit den Stimmen der Sozialdemokraten und 
der Freiheitlichen abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte.  

GRin Mag. Antonov: Herr Vorsitzender! Ich 
beantrage die Erlassung eines Bescheides über 
die Nichtzulassung des Beweisantrages unter 
der Protokollzahl 97 und zwar mit Bezugnahme 
auf den § 59 d Abs. 2 der Wiener Stadtverfas-
sung in Verbindung mit dem § 56f des Allgemei-
nen Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Sie haben 
diesen Antrag gehört und der ist zu Protokoll 
genommen worden. 

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0098) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird die Beischaffung der 
Unterlagen - so wie es beim vorigen Antrag war - 
aus der Generaldirektion der Unternehmung 
Krankenanstaltenverbund sowie zur Universitäts- 
klinik für Psychiatrie und Psychotherapie im 
AKH, wieder beginnend mit Jänner 2002 bean-
tragt. 

Ich glaube, Wortmeldungen gibt es diesmal 
nicht, denn das Thema wurde schon behandelt 
und es betrifft nur eine bestimmte Klinik. 

Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung. 
Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen die-
sen Antrag? – Ich stelle fest, dass dieser Antrag 
mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der 
Freiheitlichen abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov Herr Vorsitzender! Ich 

beantrage auch hier sinngemäß, wie zum vori-
gen Beweisantrag 98 (Anm. richtig: 97) die Er-
lassung eines Bescheides des Vorsitzenden 
über die Nichtzulassung. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Jawohl. 
Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0099) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird inhaltlich wieder Ähnli-
ches beantragt und zwar die Beischaffung von 
Unterlagen zum OWS wieder beginnend mit 
Jänner 2002. 

Wünscht dazu jemand das Wort: - Bitte, Herr 
GR Lasar. 

GR Lasar: Herr Vorsitzender! Dieser Antrag 
zum Otto-Wagner-Spital ist zielführend und ge-
nau auf das zu untersuchende Ot-
to-Wagner-Spital abgestimmt und da sagen wir, 
uns wäre es lieber gewesen, wenn wir diesen 
Antrag etwas mehr eingrenzen hätten können, 
wir werden heute hier zustimmen. Es wäre uns 
lieber gewesen, wenn man das mehr auf einen 
Zeitraum eingegrenzt hätte. Das muss ich noch 
anmerken, Frau Dr. Pilz. Wir werden trotzdem 
zustimmen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wünscht 
noch jemand das Wort. – Dann bringe ich diesen 
Antrag zur Abstimmung. Wer ist für diesen An-
trag? – Wer ist gegen diesen Antrag? – Dann 
stelle ich fest, dass dieser Antrag mit den Stim-
men der Sozialdemokraten mehrheitlich abge-
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lehnt wurde. 
Frau GRin Mag Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage auch zu 

diesem Beweisantrag die Erlassung eines Be-
scheides des Vorsitzenden über die Nichtzulas-
sung. (Zwischenrufe) Im Verfahren ist dieser 
Beweisantrag damit nicht zugelassen. Wenn Sie 
schauen, im § 59 d Abs. 2 der Stadtverfassung 
wird Bezug genommen auf das Allgemeine Ver-
waltungsverfahrensgesetz: Die Zulassung eines 
Beweisantrages ist eine Rechtsfrage. Eine 
Rechtsfrage kann unseres Erachtens keinesfalls 
der Abstimmung durch eine Mehrheit unterlie-
gen.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0100) 
von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird das ähnliche Thema, nur jetzt betreffend die 
Neuropsychiatrische Abteilung für Kinder und 
Jugendliche im Behindertenzentrum am Neuro-
logischen Zentrum Rosenhügel des Kranken-
hauses Hietzing und zwar für denselben Zeit-
raum wie die vorigen Anträge beantragt. 

Gibt es Wortmeldungen dazu? Ich glaube, wir 
haben das Thema schon erörtert. 

Wer ist für diesen Antrag? -  Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Dann stelle ich fest, die-
ser Antrag mehrheitlich mit den Stimmen der 
Sozialdemokraten und der Freiheitlichen abge-
lehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich ersuche auch hier 

um die Erlassung eines Bescheides des Vorsit-
zenden. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0101) 
von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen zur Neuro-
psychiatrischen Abteilung für Kinder und Ju-
gendliche im Behindertenzentrum am Neurologi-
schen Zentrum Rosenhügel des Krankenhaus 
Hietzing, beginnend mit Jänner 2002 beantragt. 

Gibt es eine Wortmeldung? – Wenn das nicht 
der Fall ist, bringe ich den Antrag zur Abstim-
mung. Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist ge-
gen diesen Antrag? – Dann stelle ich fest, dass 
dieser Antrag mit den Stimmen der Sozialdemo-
kraten gegen die Stimmen der Freiheitlichen, 
Grünen und ÖVP mehrheitlich abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Auch hier bitte wieder 

um die Erlassung eines Bescheides des Vorsit-
zenden betreffend die Nichtzulassung des Be-
weisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Jawohl. 
Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0102) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird Beischaffung der Unter-
lagen zur Universitätsklinik für Psychiatrie des 

Kinder- und Jugendalters im AKH, beginnend mit 
Jänner 2002 beantragt. 

Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen 
diesen Antrag? – Dann stelle ich fest, dass die-
ser Antrag mit den Stimmen der Sozialdemokra-
ten und Freiheitlichen mehrstimmig abgelehnt 
wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage bitte die 

Erlassung eines Bescheides des Vorsitzenden. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 

Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0103) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen für das 
Psychiatrische Krankenhaus und Sozialthera-
peutische Zentrum Ybbs, beginnend mit Jän-
ner 2002 beantragt. 

Wortmeldungen? – Über den Antrag wird ab-
gestimmt. Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist 
gegen diesen Antrag? – Dann stelle ich ebenfalls 
fest, dass dieser Antrag mit den Stimmen der 
Sozialdemokraten und der Freiheitlichen gegen 
die Stimmen der Grünen und der ÖVP mehrheit-
lich abgelehnt wurde.  

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage auch zu 

diesem Antrag einen Bescheid des Vorsitzenden 
über die Nichtzulassung des Beweisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0104) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen für das 
Psychiatrische Krankenhaus und Sozialthera-
peutische Zentrum Ybbs, beginnend mit Jän-
ner 2002 beantragt. 

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung. Wer 
ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen diesen 
Antrag? – Dann stelle ich fest, dass dieser An-
trag mit den Stimmen der Sozialdemokraten 
mehrheitlich abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage auch zu 

diesem Beweisantrag die Erlassung eines Be-
scheides des Vorsitzenden zur Nichtzulassung. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0105) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. 
Frau GRin Dr. Pilz, bitte. 
GRin Dr. Pilz: Dieser Antrag ist irrtümlich 

verdoppelt worden. Wir haben es gleich bemerkt 
und haben es gesagt, aber man muss ihn formell 
zurückziehen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Damit ist 
dieser Antrag formell zurückgezogen.  

Der nächste Beweisantrag (Anm.: PRT/ 

00753-2008/0106) von GRin Dr. Pilz und GRin 
Mag. Antonov. Hier wird die Beischaffung von 
Unterlagen zur Universitätsklinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie im AKH, beginnend mit 
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Jänner 2002 beantragt. 
Ich bringe diesen Antrag zur Abstimmung. 

Wer ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen die-
sen Antrag? – Dann stelle ich fest, dass dieser 
Antrag mit den Stimmen der Sozialdemokraten 
gegen die Stimmen der Grünen, Freiheitlichen 
und ÖVP mehrheitlich abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage die Er-

lassung eines Bescheides des Vorsitzenden zur 
Nichtzulassung des Beweisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0107) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen zur Univer-
sitätsklinik für Psychiatrie des Kindes- und Ju-
gendalters im AKH, beginnend mit Jänner 2002 
beantragt. 

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung. Wer 
ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen diesen 
Antrag? – Dann stelle ich fest, dass dieser An-
trag mit den Stimmen der Sozialdemokraten und 
Freiheitlichen mehrstimmig abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage die Er-

lassung eines Bescheides des Vorsitzenden zur 
Nichtzulassung des Beweisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0108) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen des SMZ-
Ost, beginnend mit Jänner 2002 beantragt. 

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung. Wer 
ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen diesen 
Antrag? – Ich darf feststellen, dass dieser Antrag 
mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der 
Freiheitlichen mehrstimmig abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage die Er-

lassung eines Bescheides des Vorsitzenden zur 
Nichtzulassung des Beweisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der nächste 
Beweisantrag (Anm.: PRT/00753-2008/0109) 

von GRin Dr. Pilz und GRin Mag. Antonov. Hier 
wird die Beischaffung der Unterlagen aus dem 
Otto-Wagner-Spital, beginnend mit Jänner 2002 
beantragt. 

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung. Wer 
ist für diesen Antrag? – Wer ist gegen diesen 
Antrag? – Dann stelle ich fest, dass dieser An-
trag mit den Stimmen der Sozialdemokraten 
mehrheitlich abgelehnt wurde. 

Frau GRin Mag. Antonov, bitte. 
GRin Mag. Antonov: Ich beantrage die Er-

lassung eines Bescheides des Vorsitzenden zur 
Nichtzulassung des Beweisantrages. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich danke 
Ihnen vielmals. Wir haben die Beweisanträge 
durch.  

Frau GRin Korosec, bitte. 
GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine 

Damen und Herren! 
Ich habe ein Schreiben erhalten, das ich Ih-

nen dann weiterreiche. Es geht an die gemein-
derätliche Untersuchungskommission betreffend 
Gravierende Missstände in der Versorgung von 
psychiatrischen PatientInnen im Verantwor-
tungsbereich der Gemeinde Wien.  

Betrifft Zeugenaussage:  
„Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr. Baum-

gartner! Sehr geehrte Gemeinderätinnen und 
Gemeinderäte!“ usw. Das kann ich mir jetzt spa-
ren. 

„Als Angehöriger eines Patienten des Ot-
to-Wagner-Spitals möchte ich meine Erlebnisse 
und Beobachtungen während meiner Besuche 
im Otto-Wagner-Spital gerne der Untersu-
chungskommission in Form einer Zeugenaussa-
ge mitteilen. 

In der letzten Woche habe ich mit Unver-
ständnis zur Kenntnis genommen, dass eine 
Zeugenaussage meinerseits, obwohl von mir 
ausdrücklich erwünscht, von der gemeinderätli-
chen Untersuchungskommission abgelehnt wur-
de. Die Erlebnisse meiner Angehörigen und mir 
im Otto-Wagner-Spital haben mein Vertrauen in 
die Wiener Krankenanstalten erschüttert. Mehr 
noch erschüttert ist aber mein Vertrauen auf 
Aufklärung der Missstände in der psychiatri-
schen Versorgung Wiens durch die Untersu-
chungskommission, wenn eine Zeugenaussage 
durch direkt Betroffene nicht zugelassen wird. 

Wenn Angehörige von Patienten, die, anders 
als Angehörige des Personals des Ot-
to-Wagner-Spitals, keine negativen Konsequen-
zen durch eine wahrheitsgetreue Aussage von 
der Untersuchungskommission fürchten müssen, 
ist es fraglich, wie die Vorwürfe, die in den Me-
dien erhoben wurden erläutert und in weiterer 
Folge untersucht werden sollen. 

In der Hoffnung doch noch vor der Untersu-
chungskommission aussagen zu können, 
verbleibe ich mit freundlichen Grüßen.“ 

Herr Vorsitzender! Ich darf Ihnen diesen Brief 
übergeben. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Geht es da 
um den Herrn Robert Seidl? 

GRin Korosec: Ja. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Diesen Be-

weisantrag haben wir nicht abgelehnt, wenn ich 
mich richtig erinnern kann, sondern aufgescho-
ben? 

Wir nehmen es zur Kenntnis. 
Wir haben das letzte Mal festgestellt, dass wir 

den Herrn Univ.-Prof. DDr. Mayer dazu befra-
gen. Das heißt, der Antrag wurde damals nicht 
abgelehnt, sondern er wurde verschoben nach 
Anhörung des Herrn Univ.-Prof. DDr. Mayer und 
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dass dann darüber der Beschluss über die Vor-
ladung des Herrn Robert Seidl gefasst wird.  

Ich darf Ihnen auch zur Kenntnis bringen, 
dass ich da eine Zuschrift erhalten habe, dass es 
hier ein FAPI – Forum Anti-Psychiatrischer Initia-
tiven – Interessensvertretung im Internet gibt. Ich 
werde das den Fraktionen zur Verfügung stellen, 
denn da dürfte eine der Kontaktpersonen Frau 
Yolanda Tillner eine Aussage oder eine Mittei-
lung machen wollen. Ich gebe das an die Frakti-
onen weiter. Ich habe das schon kopiert, Sie 
dürfen sich da gleich bedienen. 

Der Herr war Zuhörer und hat das hier abge-
geben. Diese Mitteilung ist zugegangen und die 
gebe ich jetzt weiter.  

Frau GRin Mag. Antonov, bitte.  
GRin Mag. Antonov: Herr Vorsitzender! Ich 

habe jetzt eine Frage zu den Anträgen, die ich 
gestellt habe, auf Erlassung der Bescheide des 
Vorsitzenden. Können wir davon ausgehen, dass 
wir diese Bescheide von Ihnen erhalten werden? 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Das werde 
ich prüfen. Das kann ich Ihnen heute nicht sa-
gen. Sie haben den Antrag gestellt und Sie wer-
den darüber hören, wie die Entscheidung aus-
fällt. 

Jetzt habe ich gehört, dass der Herr U-
niv.-Prof. Dr. Hinterhuber schon hier ist. 

Sollen wir vorher noch eine kurze Pause ma-
chen? 

Nachdem er eine Präsentation macht, wie 
lange braucht er? – Ich würde sagen, wir ma-
chen eine Pause von 15 Minuten, damit hier 
aufgebaut werden kann, nach dem eine Power-
Point-Präsentation gemacht wird.  

 
(Sitzungspause: 10.55 Uhr bis 11.13 Uhr) 

 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Wir setzen 

nun fort. 
Ich darf Herrn Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber be-

grüßen. 
Der Herr Universitätsprofessor ist der Leiter 

der Klinischen Abteilung für Allgemeine Psychi-
atrie an der Medizinischen Fakultät der Universi-
tät Innsbruck. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich darf Sie sehr herzlich begrüßen. Ich bitte 
Sie uns Ihre Sicht der Dinge über die Behand-
lung und psychiatrischen Einrichtungen „state of 
the art“ vorzutragen. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender! Hohe Versammlung! Meine 
Damen und Herren! 

Ich danke Ihnen sehr, dass Sie mich heute 
eingeladen, genauer gesagt geladen, haben, um 
über die Grundzüge einer modernen psychiatri-
schen Versorgung zu sprechen. 

Ich darf mich noch etwas vorstellen: Ich bin 
Vorstand der Psychiatrischen Universitätsklinik 

in Wien und Leiter der Klinischen Abteilung für 
Allgemeine Psychiatrie an der Psychiatrischen 
Klinik in Innsbruck, die einen ganz genau defi-
nierten Versorgungsauftrag zu erfüllen hat. Wir 
versorgen die Stadt Innsbruck mit 125 000 Ein-
wohnern in einer sehr differenzierten strukturier-
ten Anordnung.  

Die Klinik verfügt über 7 Abteilungen, die sich 
schwerpunktmäßig bestimmten definierten Diag-
nosegruppen widmen. Wir bieten im ambulanten 
Bereich 12 Spezialambulanzen an. 

Gleichzeitig bin ich in Personalunion Präsi-
dent der Gesellschaft für Psychische Gesund-
heit, die als größte sozialpsychiatrische Einrich-
tung schwerpunktmäßig sich hier in der Betreu-
ung von LangzeitpatientInnen eingeschaltet hat. 
Wir betreuen mit 250 MitarbeiterInnen auch ins-
gesamt 1 200 PatientInnen in einzelnen Berei-
chen der Stadt Innsbruck und in den einzelnen 
Bezirken des Landes Tirol. 

Meine Damen und Herren! Ich werde meinen 
Ausführungen zuerst eine allgemeine grundsätz-
liche Dimension verleihen.  

Ich möchte Ihnen kurz die ministerielle 
EU-Konferenz mit den daraus resultierenden 
Resolutionen vorstellen, um den Rahmen darzu-
stellen, in dem ich dann meine Ausführungen 
konkretisieren werde. 

Die ministerielle EU-Konferenz in Helsinki 
2005 hat eine Petition verfasst, die auf der einen 
Seite die zentrale Position der psychischen Ge-
sundheit im Rahmen des Gesundheitssystems 
aufgezeigt hat. Die Gesundheitsminister der EU 
haben sich verpflichtet, schwerpunktmäßig das 
psychische Wohlbefinden zu fördern und gegen 
Diskriminierung psychiatrischer PatientInnen 
anzukämpfen und gegen Stigmatisierungen vor-
zugehen. 

Sie haben sich verpflichtet, geeignete Ange-
bote für alle Lebensphasen-  Kinder, Jugend, 
Adoleszenz bis hin zur Geronto-Psychiatrie   
speziell spezifisch zu fördern und auch die Sui-
zidprophylaxe zu verstärken. Sie wissen, dass 
wir im Jahr mehr Menschen durch Suizid als 
durch Verkehrsunfälle verlieren. 

Gute Primärversorgung für die gesamten 
psychischen Gesundheitsprobleme und schluss-
endlich auch schwerpunktmäßig die Versorgung 
in den Gemeinden in Bürgernähe zu strukturie-
ren.  

Weiteres Ziel dieser gesundheitsministeriel-
len Resolution: Die Kooperation aller im psycho-
sozialen Bereich etablierten Einrichtungen zu 
fördern, die Informationen zu verbessern, faire 
und angemessene Finanzierungen bereitzustel-
len und schlussendlich die Evaluierung und die 
Forschung zu fördern. 

Der World-Health-Report 2001 stellt Schlüs-
selfragen, die vermutlich auch Sie hier bewegen. 
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Die Fragen sind hier aus diesem Report ent-
nommen:  

Fördert die Politik und/oder die Gesundheits-
verwaltung den Schutz der Menschenrechte 
psychisch Kranker, die Entwicklung einer ge-
meindenahen, bürgernahen Psychiatrie?  

Fördert die Politik die Gesundheitsverwal-
tung, die Zusammenarbeit zwischen Patient, 
Familie, Behandlern im Sinne des Trialogs?  

Das Empowerment von PatientInnen und de-
ren Familien?  

Die Stärkung, die Bekräftigung, das Kraftver-
leihen für PatientInnen, um selbst die ihnen zu-
stehenden Rechte in Anspruch zu nehmen?  

Die Kooperation zu anderen Teilen des Ge-
sundheitssystems?  

Die Verantwortung für Bedürfnisse bislang 
Unterversorgter? Denken Sie daran, dass Stu-
dien ergeben haben, dass 70 % der Obdachlo-
sen schwere, psychiatrische Störungen aufwei-
sen, die heute auch zu jener Gruppe zählen, die 
auch weitgehend unterversorgt sind. 

Fördert die Politik ein kontinuierliches Monito-
ring und Evolution von Diensten? 

Dieselben Fragen jetzt konkretisiert auf die 
Einrichtungen: sind die Dienste umfassend, sind 
die Dienste koordiniert?  

Sind sie in die Grundversorgung integriert?  
Werden die Bedürfnisse von Kindern, von 

Jugendlichen, von Frauen, von alten Menschen, 
von MigrantInnen, von definierten diagnosti-
schen Gruppierungen, fiktiv Gestörten, Schizo-
phrenen, Essgestörten berücksichtigt?  

Erfolgen Aufklärung und Prävention in aus-
reichendem Maße?  

Wird das Stigma als sehr häufig die 2. Er-
krankung auch berücksichtigt?  

Sind die Behandlungen und die rehabilitati-
ven Bemühungen auch Medizin - basiert? 

 Ist der Standort für die Personalausbildung 
ausreichend? 

Das sind Fragen, die ich eben auch aus dem 
World Health Report auch entnommen habe und 
die sicherlich auch hier von Bedeutung sind.  

Die versorgungspolitischen Leitlinien denen 
sich wir in Österreich verpflichtet fühlen und die 
in Österreich weitestgehend auch verwirklicht 
sind, setzen einmal die Gleichstellung von psy-
chisch Kranken mit körperlichen Kranken voraus. 
Fordern eine Therapie und Rehabilitation, die 
dem Bedarf gerecht wird und auch den Bedürf-
nissen der einzelnen PatientInnen entspricht. Die 
Orientierung zum einzelnen Kranken bzw. zu 
dessen, wie erwähnt, Bedürfnissen und Zielvor-
stellungen, die Integration der psychiatrischen 
Versorgung in die soziale, medizinische Grund-
versorgung, die Gemeindenähe, die Bürgernähe, 
die Nähe zum Patienten mit entsprechender 
Regionalisierung der Angebote und schlussend-

lich Strukturen, die die Dienste koordinieren und 
eine optimale Kooperation der unterschiedlichen 
psychosozialen Dienste auch gewährleisten.  

Österreich hat sich sicherlich auch bereits in 
den 70iger Jahren mit der Psychiatriereform 
beschäftigt. Ich erinnere an den Wiener Zielplan 
1979. Etwas früher habe ich als damaliger Be-
auftragter im Sozialpsychiatrischen Dienst der 
autonomen Provinz Bozen-Südtirol in Italien 
auch hier den PSD beraten können beim Aufbau 
von entsprechenden Einrichtungen. Es kommen 
dann in der mittleren Phase der Psychiatriepla-
nung, der Reformplanung die Länderpläne – wir 
waren in Tirol die ersten, die einen psychiatri-
schen Landesplan verabschiedet haben – Salz-
burg, Niederösterreich, Steiermark und schluss-
endlich die aktuelle Bemühung im Rahmen des 
ÖKAP, beispielsweise im Jahr 2003, schriftstruk-
tureller Bedarf in der psychiatrischen Versor-
gung. Sicherlich war Österreich in diesen 35 
Jahren auch erfolgreich im Aufbau von Einrich-
tungen. Im Jahr 1974 hatten wir in ganz Öster-
reich inklusive der Versorgung von psychisch 
Kranken, gestörten Kindern und Jugendlichen 
inklusive von Einrichtungen, die sich spezifisch 
den Bedürfnissen von Patienten in Suchtfragen 
gewidmet haben, hatten wir zehn psychiatrische 
Krankenhäuser. Heute haben wir schon über 30, 
2004 waren es 28 Einrichtungen. Sie sehen 
auch, dass ein  sehr beeindruckender Abbau von 
psychiatrischen stationären Behandlungsfällen 
war.  

Und der Gesundheitsbericht des Jahres 2006 
bezeichnet auch die Reduktion des Bettenum-
fanges – ich möchte lieber sagen, der stationä-
ren Behandlungsplätze – an den Standorten 
psychiatrischer Krankenhäuser zugunsten des 
Ausbaues wohnortnahen dezentraler Abteilun-
gen in allgemeinen Krankenhäusern als Indika-
tor, als wesentlichen Indikator für eine erfolgrei-
chend verlaufende Psychiatriereform. Ich möchte 
hier noch einsetzen, dass nicht nur als Indikator 
die Strukturierung, die Errichtung von wohnort-
nahen Abteilungen für Psychiatrie in allgemeinen 
Krankenanstalten zu gelten hat, sondern auch, 
wie die psychosozialen Dienste in den jeweiligen 
Regionen auch ein multiprofessionelles Angebot 
an die betroffenen PatientInnen zu richten in der 
Lage sind.  

Ich möchte jetzt noch etwas näher über die 
Grundzüge der psychiatrischen Versorgung 
sprechen und Ihnen summarisch, das heißt  ich 
möchte von den allgemeinen Voraussetzungen 
einer guten, ausreichenden psychiatrischen Ver-
sorgung sprechen.  

Als erstes ist sicherlich einmal die Multidis-
ziplinarität, die Multiprofessionalität im Rahmen 
der psychiatrischen Versorgung ein wesentlicher 
Punkt. Dann die Dezentralisierung, die Regiona-
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lisierung, die patientennahe, die bürgernahe 
Betreuung und gleichzeitig zur Dezentralisierung 
auch eine Schwerpunktbildung in jenen Subdis-
ziplinen der Psychiatrie, Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie, Adoleszenzenpsychiatrie, Frauenpsy-
chiatrie, Psychiatrie des alten Menschen. Dann 
schlussendlich auch diagnosespezifische Ein-
richtungen, Depressionsstationen, Psychosesta-
tionen, Psychosomatische Stationen, Essstatio-
nen mit Schwerpunkt Essstörungen.  

Selbstverständlich ist, auch den Punkt kön-
nen wir überspringen, die Integration psycho-
pharmakologischer, psychotherapeutischer, so-
ziotherapeutische Maßnahmen eher allgemein 
umgesetzt.  

Wir brauchen ein Risk-Management oder ein 
Case-Management, ein System von dem ich 
dann näher noch sprechen werde.  

Die Therapie in der Psychiatrie bezüglich der 
pharmakologischen Intervention, der sozialen 
Intervention, der psychotherapeutischen Inter-
ventionen muss evidenzbasiert sein und leitli-
niengestützt erfolgen.  

Ein wesentlicher Teil der psychiatrischen 
Versorgung liegt in einer optimalen Zusammen-
arbeit der ambulanten und der stationären psy-
chiatrischen Einrichtungen. Eine optimale Zu-
sammenarbeit auch deshalb, weil heute längst 
der Schwerpunkt der psychiatrischen Betreuung 
außerhalb des Krankenhauses erfolgt; in den 
Ambulanzen, in den Ordinationen, in den psy-
chosozialen Stationen, in den ambulanten wie 
teilstationären Einrichtungen extramural. Das 
fordert wieder die stationäre Psychiatrie heraus, 
das Entlastungsmanagement zu optimieren, 
dass eben auch die Schnittstelle zwischen stati-
onär und ambulant möglichst den Bedürfnissen 
des Patienten für die längerfristige Betreuung 
gerecht wird. Folge dessen eben auch die Opti-
mierung der entsprechenden Schnittstellenprob-
lematik.  

Forderung eine integrierte Psychiatrie in der 
eben auch die Betreuungskontinuität gesichert 
ist. Ich werde dann auch noch von der bedürf-
nisgerechten Rehabilitation sprechen, welche 
Angebote die Gesellschaft jenen Menschen ge-
genüber auch anzubieten hat, die eben auch 
eine längerfristige Rehabilitation in sozialen Be-
rufen benötigen und begleitend eben auch ein 
Qualitätsmanagement in psychiatrischer Thera-
pie und Versorgung.  

Die Multiprofessionalität Ihnen auch allen be-
kannt als eine psychiatrische Abteilung, psychi-
atrischer Dienst ja über viele Berufsgruppen 
verfügen muss. Wir haben hier eben auch als 
Selbstverständlichkeit die größte Gruppe der 
Pfleger und Schwestern auch inkludiert. Wir 
haben aber darüber hinaus PsychiaterInnen, 
PsychotherapeutInnen, klinische Gesundheits-

psychologInnen, ErgotherapeutInnen, Physiothe-
rapeutInnen, PädagogInnen und dann eben 
auch KreativtherapeutInnen im Sinne von Kunst-
, MusiktherapeutInnen und schlussendlich auch 
BewegungstherapeutInnen, TherapeutInnen im 
Sinne der Optimierung auch der Einbindung von 
sportherapeutischen Interventionen. Also Sie 
sehen, dass eine moderne Psychiatrie eben 
auch multiprofessionell orientiert ist. Ein umfas-
sendes Angebot an den betroffenen PatientIn-
nen heranzutragen hat.  

Wir brauchen auch strukturierte Antworten 
auf spezifische Störungen bzw. Behinderungen. 
Wie gesagt, im Akutbereich, ambulant, teilstatio-
när, stationär, im stationären Bereich. Wie auch 
Diagnosen möglichst diagnosenspezifisch auch 
orientiert, damit dann die Intervention sich auf 
der betreffenden Abteilung sich den Bedürfnis-
sen der Gruppe optimal widmen kann. Im engen 
Verbund mit dem Akutbereich hat eben auch im 
Langzeitbereich die rehabilitativen Maßnahmen 
zu greifen.  

Im Zentrum steht sicherlich heute die ambu-
lante psychiatrische Betreuung, weil nur ein ge-
ringer Teil der Betroffenen auch stationäre Be-
handlung benötigt. Im Zentrum ist die ambulante 
sozialpsychiatrische Betreuung, die eben auch 
differenziert zu gestalten ist, wo sie eben auch 
die sozialpsychiatrischen Interventionen zur Kon-
taktfindung, zur Ermöglichung eines entspre-
chenden Lebensstils, tagesstrukturierende Maß-
nahmen, Interventionen im Sinne eines selbst-
bestimmten Lebens und schlussendlich auch 
Interventionen um eben auch die Ausbildung zu 
fördern. Um dadurch über Ausbildung, über Ar-
beitstrainingseinrichtungen auch die Partizipati-
onschancen der Betroffenen zu verbessern. 
Partizipationsanwendungen in der Lebensum-
welt, in den Lebensstrukturen der Betroffenen zu 
optimieren.  

Voraussetzung, wie gesagt, ist eben auch in 
die integrierte Versorgung eine möglichst opti-
male Vernetzung der verschiedenen Einrichtun-
gen, Fachdisziplinen, HausärztInnen, Fachärz-
tInnen für Psychiatrie und Psychotherapie, Psy-
chologInnen, Psychiatrische Krankenhäuser, 
Kliniken, Reha-Einrichtungen. 

Ziel ist eben auch die Verbesserung der Qua-
lität in der PatientInnenversorgung auf der einen 
Seite und schlussendlich durch die Integration 
dieser starken Vernetzung, die optimale Vernet-
zung der Einrichtungen, auch einer nachgewie-
senermaßen, eine Senkung der Gesundheits-
kosten zu erreichen. Dazu ist sicherlich auch das 
Case-Management, das Disease-Management  
von großer Bedeutung. Durch diese Disease-
Management-Programme werden PatientInnen 
und besonders jene, die an einem chronischen 
Verlauf der Erkrankung leiden, durch eine koor-
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dinierte, abgestimmte kontinuierliche Therapie 
eben auch geschützt. Komplikationen zu er-
leiden, Rückfälle zu erleiden, hier wiederum ähn-
lich, wie ich bei der integrierten Versorgung ge-
sagt habe, ja eine optimale Kooperation, eine 
Koordination der Zusammenarbeit der einzelnen 
Krankenanstalten mit den FachärztInnen, mit 
den psychosozialen Diensten, mit den Hausärz-
tInnen und, so denke ich, auch mit den in diesem 
Verbund tätigen Rehabilitationseinrichtungen. 
Die Therapieevidenz basiert wiederum eben um 
die Behandlungsqualität zu verbessern. Und 
das, die Zusammenfassung eben auch der ver-
schiedenen Leister, Anbieter, der verschiedenen 
psychosozialen Maßnahmen nennen wir in Tirol 
den Gemeindepsychiatrischen Verbund, der 
eben auch – ich wiederhole mich jetzt – alle kli-
nischen und autoklinischen Dienste koordiniert. 
Der eben auch die Dienste in einer bestimmten 
definierten Region – die Bezirke – koordiniert, 
eben auch funktional orientiert ist. Eine regionale 
Versorgungsverpflichtung aufweist und das Leis-
tungsangebot ganz patientenbezogen doch 
sieht.  

Ganz allgemein gesagt, haben wir in diesen 
sozialpsychiatrischen Einrichtungen eben auch 
die Aufgaben die verschiedenen psychosozialen 
Maßnahmen anzubieten, zu koordinieren. Die 
Rehabilitation im sozialen Bereich und im beruf-
lichen Bereich anzubieten. Ein Netzwerk mit den 
Angehörigen zu installieren. Die Angehörigen zu 
informieren und zum Teil auch einzubinden in 
die Betreuungsstrukturen. Wichtig ist auch die 
Unterstützung der Angehörigen im Sinne der 
Richtung von Selbsthilfeorganisationen. Letzt-
endlich dann ein wesentlicher theoretischer  
Hintergrund die Ursachen, die Belastungen zu 
definieren, mit denen oder unter denen die Be-
troffenen leiden, die vielleicht für das Ausbre-
chen und auch für die Verlaufgestalt der Erkran-
kung von Bedeutung sind. Beschäftigung mit den 
sozialen Folgen der Erkrankung. Stigma, Diskri-
minierung habe ich schon erwähnt. Schlussend-
lich dann auch das Mitwirken in der Versor-
gungsplanung. Schlussendlich auch Beiträge für 
eine wissenschaftlich orientierte Versorgungsfor-
schung zu liefern, in dem eben auch die viel-
leicht lokal unterschiedliche Häufigkeit von psy-
chischen Erkrankungen auch erforscht werden. 
Wichtigkeit die primäre, sekundäre, tertiäre Prä-
vention voranzutreiben und schlussendlich auch 
die Bevölkerung zu sensibilisieren, auch gegen-
über den Problemen der Menschen, die in ihrer 
psychischen Gesundheit beeinträchtigt sind.  

Hier haben sie auch in Wien auf ein breites 
Angebot von ambulanten sozialpsychiatrischen 
Beratungen, Behandlung, Betreuung, Beglei-
tung, Krisendemission, hier alles um dieses Ca-
se-Management um dieses Disease-Mana-

gement-Programm eben auch strukturiert aufsu-
chende Dienste, Vermittlung anderer spezifi-
scher Dienste, präventive Maßnahmen, Tages-
gestaltung zur Verbesserung der labilen Ge-
sundheit, Stabilisierungstherapien, Basisrehabili-
tation, soziale Kontaktfindung, Beschäftigung mit 
dem Sinn, hier auch sozial am Leben teilhaben 
zu können und schlussendlich auch die Freizeit 
gestalten zu können, um nicht dann wieder in die 
Vereinsamung, in die Isolation zurück zu fallen. 
Das selbe eben auch auf der Ebene der Wohn-
betreuung, mit dem Ziel einer möglichst weitge-
henden Selbstversorgung und einer Alltagsbe-
wältigung. Kommunikationsfördernde Maßnah-
men und das Finden von individuellen Wohn-
möglichkeiten, die den Bedürfnissen der Betrof-
fenen gerecht werden und schlussendlich ähnli-
che Ziele in der Arbeits- und in der Ausbildungs-
ebene. Berufsorientierung, Trainingsmaßnah-
men zur Berufsfindung, zur Arbeitsbelastung, 
berufliche Integration, Berufsbegleitung und 
schlussendlich die assistierten Betreuungen, die 
Arbeitsassistenz in Integrationsbetrieben.  

Prävention, also jenen Teil, den man sich hier 
strukturiert in verschiedenen Ebenen, die medi-
zinische Rehabilitation, Verbesserung der Stör-
momentbeseitigung und der psychiatrischen 
Störungen. Dann die individuumsbezogene In-
terventionen, Abbau behinderungsspezifischer 
Einschränkungen, Verbesserung der Leistung, 
Schaffung von Kompensationsmöglichkeiten und 
schlussendlich auch die Umgebung, die umwelt-
bezogenen Interventionen Einfluss auf die hier 
umweltbedingte Barriere. Möglichkeit, Ressour-
cen zu aktivieren, Förderfaktoren anzusprechen, 
mit dem Ziel die Reintegration im sozialen Um-
feld zu ermöglichen. Wiederherstellung, Verbes-
serung der Teilhabe in allen Lebensbereichen, 
Beseitigung der Bedrohung einer Beeinträchti-
gung an eben der genannten Teilhabe an den 
Lebensgestaltungen, unabhängige selbstbe-
stimmte gleichberechtigte Lebensführung, Ver-
besserung der Lebensqualität und schlussend-
lich auch durch die Verbesserung in der funktio-
nalen Gesundheit.  

Und hier sehen Sie in einer Tabelle eben 
auch an der linken Spalte unter den Funktionen 
faktisch die - in kurzen Worten - die psychopa-
thologischen Störungen die unsere Patienten 
auch kennzeichnen: Störungen im Bereich der 
Emotionen, der Affekte, des Antriebes, Aufmerk-
samkeit, Merkfähigkeit, Urteilsfähigkeit, Wahr-
nehmung, Ausdauer, Störung der berufsbeding-
ten Denkinhalte, gestörte Interessenslage, Ver-
lustinteressen, Merkfähigkeit. Und hier haben wir 
den Akutbereich oder man kann auch sagen, die 
medizinische Rehabilitation. In der Mitte die Stö-
rungen, die eben auch auf die Aktivitäten des 
täglichen Lebens: Selbstversorgung, Körperpfle-
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ge, Kleiderpflege. Also faktisch die sozialen re-
habilitativen Ziele und Maßnahmen. Und rechts: 
Teilhabe in Lebensbereichen, besonders auch 
die Verbesserung der beruflichen Belastbarkeit 
oder, wenn möglich, auch die Wiedereingliede-
rung in den entsprechenden Lebenskontext. ... 
die Psycho-Erkrankung und auch den Kontext, 
die in die selben Störungen und die Umweltfak-
toren zu berücksichtigen.  

Wir bedenken, dass die Medizin, natürlich 
das Einbinden des empirischen Wissens, das 
heute zu den bestimmten Fachverhalten verfüg-
bar ist. 

Meine Damen und Herren! Für all diese Auf-
gaben sind auch qualifizierte MitarbeiterInnen 
notwendig, die die Fülle der Aufgaben zu bewäl-
tigen in der Lage sind: Ich habe Ihnen hier auch 
die Zahl der ÄrztInnen, die an österreichischen 
Psychiatrischen Krankenanstalten tätig sind, 
aufgelistet und diese zur besseren Bewertung 
der Zahlen auf eine fiktive 20-Bettenstation he-
runtergebrochen. Also, wie viel ÄrztInnen sind 
notwendig eine durchschnittlich große 20-
Bettenstation zu versorgen, zu betreuen. Ich 
habe deshalb fiktiv gesprochen, weil eben auch 
in diese Zahlen auch jene KollegInnen einfließen 
die im ambulanten Bereich auch tätig sind. Und 
das unterscheidet natürlich die einzelnen Häu-
ser, die sie hier finden, dass eben auch der Am-
bulanzbereich in Mauer-Öhling sehr gering sein 
wird und in einem städtischen Bereich eine grö-
ßere Frequenz besteht. Und Sie sehen, dass die 
Zahlen eben auch sehr, sehr schwanken. Das 
sind Zahlen die ich auch aus dem Handbuch der 
Sanitätsberufe entnommen habe. Die Zahlen 
schwanken von 1,5 ÄrztInnen in Wels bis hin zur 
psychiatrischen Abteilung am Krankenhaus 
Neunkirchen mit 7,33.  

Das Sozialmedizinische Zentrum Baumgart-
ner Höhe Otto-Wagner-Spital nimmt eine gute 
Mittelstellung in der Liste der Österreichischen 
Krankenanstalten ein. 3,5 ÄrztInnen bezogen auf 
diese 20-Betteneinheit. 

Sie sehen, dass die Abteilung Salzburg etwas 
höher ausgestattet ist. Dann kommen eben auch 
Kufstein, Hollabrunn, Neunkirchen. Jene kleinen 
Einheiten, die in Bezirkskrankenhäusern einge-
richtet worden sind, die auch aufgrund des Un-
terbringungsgesetzes auch einen höheren Pati-
entenschlüssel aufweisen müssen.  

Baumgartner Höhe kommt fast auf die dop-
pelte Zahl von der Sigmund-Freud Landesner-
venklinik Graz heran, hat aber die Hälfte des 
MitarbeiterInnenstabes meines Kollegen Dr. 
Simhandl  in Neunkirchen, der fast genau dop-
pelt so viel ÄrztInnen beschäftigt. Ich persönlich 
blicke auch neidvoll nach Neunkirchen, weil ich 
an der Innsbrucker Universitätsklinik ja unter 
dem Schlüssel meines Kollegen Dr. Simhandl in 

Neunkirchen bin, 7,33 ÄrztInnen. Wir an der 
Innsbrucker Universitätsklinik mit den Aufgaben 
PatientInnenbetreuung, Lehrensforschung sind 
unter diesem Schlüssel, sind aber auch anderer-
seits wieder unter dem Schlüssel von Graz und 
Wien. Ich glaube, dass diese Auflistung für Sie 
auch von Bedeutung ist. Sie sehen, dass die 
Ausstattung im guten österreichischen Oberfeld 
liegt.  

Die Psychiatrie ist, wie kaum ein anderes 
Fach, in permanenter Auseinandersetzung mit 
den sozialen Veränderungen. Kein anderes Fach 
reagiert so rasch auf soziale Veränderungen, 
Arbeitslosigkeit, Überalterung der Bevölkerung, 
wie die Psychiatrie. Ich habe Ihnen am Eingang 
die Schwerpunkte der Jahreszahlen, die 
Schwerpunkte der Psychiatriereform aufgelistet, 
Ende der 70er Jahre in Wien. Dann die Psychiat-
riepläne  in den 90er Jahren in den Bundeslän-
dern. Wir brauchen immer, um eine optimale 
Antwort auf die Bedürfnisse der Patienten zu 
geben, eine Reform. Und Sartorius lange Jahre 
für die psychiatrischen Belange im Rahmen der 
WHO tätig, hat vor wenigen Jahren auch welt-
weit die Schwierigkeiten in der Umsetzung psy-
chiatrischer Reformen zu erfassen versucht. Hat 
auf der einen Seite eben auch eine bestimmte 
Novophobie, eine Angst der Akteure vor Erneue-
rung und einmal einen ersten Punkt hier ange-
führt. Festhalten am vermeintlich Bewährten. 
Das sich sicherlich bewährt hat, aber aufgrund 
der kontinuierlichen Entwicklung im gesellschaft-
lichen Bereich auch vielleicht reflektiert, über-
dacht, verändert gehört. Fehlendes Selbstver-
trauen und ein Burn-out vieler PsychiaterInnen  
die eben auch unter einem besonders ausge-
prägten Stress und ausgeprägten Belastungen 
stehen. Auch PsychiaterInnen und die Einrich-
tungen sind vielfach stigmatisiert und diskrimi-
niert und dass vermutlich auch starre rechtliche 
Rahmenbedingungen die Arbeit im Sinne einer 
Veränderung hier erschweren.  

Auch Sartorius schließt diese Überlegung mit 
den Sätzen, die ich hier eben auch Ihnen prä-
sentieren möchte. Ich hoffe, dass es mir gelun-
gen ist, Ihnen einen Überblick über die Grundzü-
ge einer patientInnengerechten psychiatrischen 
Betreuung, psychiatrischen Versorgung ermög-
licht zu haben. Ich bin gerne bereit, auch auf Ihre 
sicherlich vielen Fragen auch näher eingehen zu 
können.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Univ.-
Prof. Dr. Hinterhuber, ich danke für Ihren Vor-
trag. Ich darf jetzt wieder um Licht bitten. (Beifall) 

Und ich glaube, wir nehmen die Einladung 
des Herrn Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber, Fragen zu 
stellen, gerne an. Und bitte um Wortmeldungen. 
Frau Dr. Pilz, bitte. 

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender! 
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Danke, Herr Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber für Ihren 
Vortrag. Ich möchte als Erstes betonen, dass ich 
ganz Ihrer Ansicht bin, dass im Zentrum die am-
bulante Betreuung steht und das ist auch der 
Grund, warum wir im Zusammenhang mit die-
sem Auftrag an die UK deutlich gemacht haben, 
dass man die Dinge nicht auseinander dividieren 
kann, und dass man im Gesamtplan der psychi-
atrischen Versorgung selbstredend von den 
Schnittstellen zum ambulanten Bereich und vom 
ambulanten Bereich als solches sprechen muss 
und daher der PSD für uns ein ganz wichtiger 
Player und daher auch Thema in dieser UK sein 
muss.  

Sie haben davon gesprochen, dass es seit 
den 90er Jahren einen Landesplan zur Versor-
gung psychisch Kranker in Tirol gibt. Was kann 
denn der? Wer ist da drinnen? Wer macht da 
mit? Und was sind die wichtigsten Eckpunkte? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Frau Dr. Pilz! 
Im Jahre 1993 hat Prof. Meisser und ich den, 

im Auftrag des damaligen Landesrates Dr. Grei-
derer,  Landesplan für Psychiatrie entworfen. 
Frucht dieses Landesplanes, der in nächster Zeit 
wieder fortgeschrieben werden wird, ist, die Er-
richtung von zwei dezentralen stationären psy-
chiatrischen Einrichtungen in Kufstein wie auch 
im Bezirk Lienz in Osttirol. Leider ist aufgrund 
gravierenden Mangels an PsychiaterInnen, die 
seit zwei Jahren bereits voll ausgebaute neuer-
richtete Station, noch nicht in Betrieb gegangen. 
Aufgrund des Mangels an FachärztInnen. 
Gleichzeitig haben wir auch im Rahmen dieses 
Psychiatrieplanes des Landes Tirols die psycho-
sozialen Einrichtungen im Sinne der patienten-
nahen, bürgernahen Einrichtungen, Beratung, 
Therapie, Begleitung, aufsuchende Begleitung, 
auf der einen Seite. Dann präventive Einrichtun-
gen auf der Ebene Tagesstruktur, Wohnen und 
Arbeit auch deutlich erweitern können. Im Jahr 
1993 hat beispielsweise die von mir ehrenamt-
lich geleitete Gesellschaft für psychische Ge-
sundheit „pro mente Tirol“ 20 MitarbeiterInnen 
gehabt. Heute haben wir 260 MitarbeiterInnen in 
den einzelnen Bereichen des sicherlich auch 
geographisch schwer zu versorgenden Tiroler 
Landes. Sicherlich hat der Psychiatrieplan auf 
der einen Seite, die Errichtung nicht alle Wün-
sche, die im Psychiatrieplan oder Forderungen – 
besser gesagt – die der Psychiatrieplan aufzeigt, 
erfüllen können. Wir haben aber sicherlich durch 
diesen Psychiatrieplan auch einen großen Fort-
schritt im Bereich auch der psychosozialen Ver-
sorgung der Bevölkerung sowohl im stationären, 
wie auch im ambulanten Bereich durchführen 
können. Folge dieses Psychiatrieplanes war 
auch die Versorgungsverpflichtung der beste-
henden Krankenanstalten. Ich habe Ihnen be-
reits mitgeteilt, dass die Universitätsklinik für 

Psychiatrie den Versorgungsauftrag, den aus-
schließlichen Versorgungsauftrag für die Stadt 
Innsbruck aufweist. Die Klinik verfügt über 156 
stationäre Behandlungsplätze. Davon ist die 
Hälfte für die Versorgung des Stadtbezirkes not-
wendig und zur Verfügung gestellt. Die andere 
Hälfte erfolgt im Bereich der Suchterkrankungen, 
der Psychosomatik, der Kinder-, der Jugendpsy-
chiatrie, eine überrationale Zielsetzung, der Ver-
sorgungsbereich in den genannten Subdiszipli-
nen Kinder und Jugendliche Suchtmedizin und 
Psychosomatik umfasst das gesamte Land Tirol.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Koro-
sec, bitte.  

GRin Korosec: Sehr geehrter Herr Univ.-
Prof. Dr. Hinterhuber!  

Auch recht herzlichen Dank für Ihren Vortrag. 
Und auch ich bin der Meinung, dass gerade der 
Psychosoziale Dienst ganz besonders wichtig ist 
und ich habe mir ein bisschen die Ziffern von 
Tirol angeschaut, die ja sehr erfreulich sind. Da 
gibt es von ÖPIG Sollrichtwerte, wo man sagt, 
für 100 000 Einwohner soll es 13 bis 16 Fach-
kräfte geben. In Tirol gibt es 15. Also sie liegen 
ganz richtig. Im Gegensatz zu Wien. Der PSD 
liegt bei 5. Also, das heißt, ein Drittel. Das ist 
sehr verwunderlich. Noch dazu deshalb, wo man 
auch im Bericht sehr klar sehen kann, dass ge-
rade in den Großstädten eigentlich der Bedarf 
noch ein höherer ist. Weil einfach hier doch auf-
grund der Großstadtsituation die Menschen dann 
noch mehr Betreuung brauchen. Also würde ich 
Sie bitten, wie Sie das sehen?  

Aber vor allem wäre es mir wichtig bei der 
Unterbringung, weil es da auch sehr unter-
schiedliche Meinung gibt und da hätte ich gerne 
Ihre Meinung dazu? Offen geführte Psychiatrie 
oder geschlossene Psychiatrie? 

Also in welche Richtung, wie sehen Sie es 
einmal grundsätzlich? Aber auch als Fachmann, 
welche Überlegungen gibt es hier national aber 
auch international in Zukunft? Neigt man mehr 
zu geschlossenen Abteilungen oder neigt man 
mehr zu offenen Abteilungen? 

 Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Bezüglich der 
Zahlen der Fachkräfte pro 100 000 Einwohner ist 
es mir hier heute schwer möglich, die von Ihnen 
genannten Zahlen zu gewichten. In den 13 
Fachkräften, die in Tirol auf 100 000 Menschen 
eben auch eingesetzt werden, die sich hier dafür 
betätigen, sind sicherlich die Zahlen des von mir 
geleiteten Vereines „Gesellschaft für psychische 
Gesundheit“, des 2. Anbieters - wir sind eben 
auch in guter Kooperation, wir haben auch be-
stimmte Aufgaben geteilt -, der primär von Pfle-
gern in freier Berufstätigkeit strukturierter psy-
chosozialen Pflegeeinrichtung. Das ist ein 2. 
Verein. Und schlussendlich auch kleinere Verei-
ne, die sich auch der psychosozialen Versor-
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gung, Betreuung widmen.  
Ich weiß nicht, ob eben auch die Zahlen 5 pro 

100 000 in Wien ergänzt werden kann durch 
vergleichbare psychosoziale Einrichtungen „pro 
mente Wien“ beispielsweise, denn ich weiß, 
dass verschiedene Einrichtungen getragen und 
geleitet werden. Also mir ist es im Augenblick ad 
hoc nicht möglich zu sagen, ob diese Zahl 5 
PSD die gesamte Zahl der im psychosozialen 
Bereich in Wien tätigen Fachkräfte darstellt.  

Bezüglich des Unterbringungsgesetzes ha-
ben wir seit dem Jahre 1990 umgesetzt, im Jahr 
1991 ganz klare Rahmenbedingungen. Ich glau-
be, dass wir diese von Ihnen so dichotom postu-
lierte Frage - ob offen oder geschlossen – so 
nicht stellen können. Die Frage ist, brauchen wir 
auch einen geschlossenen Bereich in einer prin-
zipiell offen geführten Psychiatrie?  

Die Psychiatrie ist jene medizinische Diszip-
lin, die auf der einen Seite die Aufgabe hat Men-
schen mit einer psychiatrischen Erkrankung, in 
einer psychischen Notsituation, in einer Krise zu 
begleiten, zu unterstützen, ihnen die adäquate 
Hilfe darzubieten. Auf der anderen Seite hat die 
Psychiatrie den gesellschaftlichen Auftrag, jene 
Menschen, die aufgrund einer Erkrankung ja für 
sich oder für andere auch eine Gefahr darstellen 
auch in dieser Phase der akuten Bedrohung zu 
betreuen, ihnen nahe zu sein und die entspre-
chenden Therapien anzubieten.  

Ich bekenne mich, wie eben auch der Groß-
teil der PsychiaterInnen in Österreich und dar-
über hinaus, dass eine psychiatrische stationäre 
Einheit prinzipiell offen zu führen ist, aber einem 
großzügig bemessenen geschlossenen Bereich 
führen sollte.  

Ich vertrete die Meinung und wir haben das 
auch in Innsbruck an der Frauenstation bereits 
umgesetzt. Derzeit laufen Umbauarbeiten an der 
Männerstation. Wir haben prinzipiell gemischt-
geschlechtlich geführte Abteilungen. Die ge-
schlossenen Bereiche führen wir eben auch 
getrenntgeschlechtlich.  

Der geschlossenen Bereich umfasst bei uns 
an der Innsbrucker Psychiatrischen Klinik unge-
fähr etwas mehr als 11, 12 % des gesamten 
Bettenkontingentes, das wir auch anbieten kön-
nen.  

An der Frauenstation haben wir 10 stationäre 
Behandlungsplätze. Der geschlossene Bereich 
umfasst 350 Quadratmeter. Er umfasst Aufent-
haltsräume, die Patienten sind in 2-Bett-Zimmer 
untergebracht. Wir haben eine Ergotherapie auf 
der Station. Also es ist pro Patient Nettofläche 
von 30 – 35 Quadratmeter zur Verfügung. Also 
es ist das bei Gott keine Einengung. Der Patient 
wird auch leider, aber aufgrund der bestehenden 
Gefährdung für sich oder für andere, am Verlas-
sen dieses Bereiches gehindert. Solange eben 

auch die Gefährdungsmomente bestehen, so-
lange eben auch der richterliche Auftrag dazu 
besteht.  

Wie gesagt, knapp 90 % unserer PatientIn-
nen kommen freiwillig zu uns. Der Anteil jener 
PatientInnen die auf Verlangen in den geschlos-
senen Bereich aufgenommen werden wollen, ist 
klein. Sehr klein, aber wir haben immer wieder 
auch schwer suizidale PatientInnen die ihre Ge-
fährdung erkennen. Die uns dann bitten: „Ich 
fühle mich jetzt zu unsicher. Ich könnte eine 
Handlung setzen, die ich nicht setzen will. Bitte 
nehmen Sie mich auf.“ 

Wir haben keine Netzbetten, keine Gitterbet-
ten. Glauben eben auch durch eine großzügig 
gestaltete geschlossenen Abteilung darauf ver-
zichten zu können. Wenn gleich ich auch sagen 
muss, dass auch der geschlossene Bereich mei-
ne MitarbeiterInnen in seltenen Fällen auch 
zwingt dennoch eine Fixierung durchzuführen. 
Also der geschlossene Bereich allein hindert 
nicht PatientInnen, die für sich, die für andere 
eine Gefahr sind, für andere MitarbeiterInnen 
Gefahr sind, kurzfristig zur Einleitung einer ent-
sprechenden Therapie auch kurzfristig zu fixie-
ren. Leider - das gehört zu den belastendsten 
Momenten meines beruflichen Alltages, einen 
Menschen in seiner Bewegungsfreiheit zu fixie-
ren. Es belastet mit Sicherheit auch alle meine 
MitarbeiterInnen. Es belastet natürlich auch den 
betroffenen PatientInnen selbst. Wir versuchen 
das auch insofern zu erleichtern, dass auch der 
Patient, der zur Einleitung dieser therapeuti-
schen Maßnahme einmal fixiert ist, dass er im-
mer einen Pfleger, eine Schwester oder eine 
Schwesternschülerin zur Seite hat. Dass er eben 
nicht allein gelassen wird. Es sei denn, dass 
eben auch eine entsprechende Sedierung eine 
Betreuung in dieser Zeit auch kontinuierlich eben 
auch nicht mehr ermöglicht, aber ein fixierter 
Patient ist ein Intensivpatient, der unter den Kau-
telen eines Intensivpatienten eben auch zu füh-
ren ist.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Bitte, Frau 
Korosec.  

GRin Korosec: International? Welche Ent-
wicklung ist international zu sehen? Von Netz-
betten, jetzt einmal? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Es sind sicher-
lich hier auch unterschiedliche Traditionsräume 
zu sehen.  

Ich muss Ihnen ganz ehrlich gestehen, dass 
ich in meinem Leben noch kein Netzbett gese-
hen habe. Das muss ich Ihnen ganz ehrlich sa-
gen.  

Ich habe im Vorfeld auch mit Herrn Prof. 
Kapfhammer gesprochen, der aus München 
kommend jetzt die Direktion der Psychiatrischen 
Klinik in Graz übernommen hat. Er war auch – 



Untersuchungskommission 3. April 2008 2. Sitzung / 23 

wie er mir versichert hat – zutiefst verunsichert, 
wie er an der Grazer Klinik ein Netzbett vorge-
funden hat. Er sagt, dass er sich zum Netzbett 
bekehrt hat.  

Ich persönlich und die Mehrheit der Psychia-
terInnen auch in Deutschland – in Italien gibt es 
prinzipiell keine Netzbetten – glauben darauf 
verzichten zu können, weil wir eben auch einen 
PatientInnen  der aufgrund der Akuität der Er-
krankung kurzfristig fixiert werden muss, in die-
ser Zeit auch besser betreuen können als im 
Netzbett. Ich kann den PatientInnen  in einer 
kurzfristig notwendigen Fixierung besser betreu-
en und ihn besser auch pflegen, als wenn er im 
Netzbett untergebracht ist.  

GRin Korosec: Danke, herzlichst.  
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR La-

sar! 
GR Lasar: Danke vielmals, Herr Univ.-Prof. 

Dr. Hinterhuber für diese Ausführungen, die Sie 
uns jetzt dargebracht haben.  

Ich habe eine sehr gezielte Frage vielleicht 
an Sie. Welche Berufsgruppen sind für Sie es-
senziell notwendig, um intensivpsychiatrische 
Betten oder wie Sie auch sagen, Fixierungen, zu 
betreiben? Welches Personal halt dafür notwen-
dig ist? Und welches technische Equipment ist 
für Sie auch in der intensivmedizinischen Psy-
chiatrie vorzuhalten, wenn Sie diese Fixierungen 
– wie Sie es sagen – vorbereiten oder auch, wie 
lange diese Fixierungen oder Anhaltungen bei 
Ihnen in Innsbruck dauern? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Herr Gemeinde-
rat! 

Sicherlich muss ich Ihnen sagen, dass wir ge-
rade in Innsbruck wieder einmal ein Deeskalati-
onsprogramm anbieten und ich kann auch sa-
gen, dass wir uns hier auch an die Baumgartner 
Höhe gewandt haben, um uns eben auch in die-
ser Deeskalation auch immer wieder schulen zu 
lassen. Wir brauchen sicherlich auch bevor eine 
Eskalation, die zu einer Maßnahme führt, die wir 
versuchen zu verhindern, die wir bedauern, so 
eine Fixierung, wir alles daran zu setzen, dass 
wir durch spezifische Schulungen unserer Pfle-
ger und Schwestern auch das nach Möglichkeit 
zu verhindern. Also es gibt auch Programme, die 
eben die Zunahme von aggressiven Entäuße-
rungen auch zu stoppen in der Lage sind. Also 1. 
Antwort, immer wieder, auch möglichst vielen 
MitarbeiterInnen, die in diesen Bereichen arbei-
ten, die Möglichkeit zu geben, sich zu schulen, 
wie eben auch Eskalationen verhindert werden 
können. Das als Erstes.  

Das 2. ist dann auch ein sicherlich geschultes 
Personal, das auch den Betreffenden die Maß-
nahme trotz seines Widerstandes auch erklären 
kann. Ein geschultes Personal, das ihm auch in 
dieser Fixierung zur Seite steht und schlussend-

lich auch die Aufgabe der allgemeinen patientIn-
nenbetreuenden Pflege- und ÄrztInnengruppe 
den PatientInnen diese Maßnahme dann nach 
Abschluss dieser Fixierung auch erklärbar, ver-
ständlich zu schildern.  

Berufsgruppen, auf Ihre weitere Frage, ant-
wortend. Sicherlich, primär ist das auf ärztliche 
Indikation zu geschehen. Es kann eine Fixierung 
nicht allein vom Pfleger, von der Schwester 
durchgeführt werden. Es braucht eine ganz strik-
te schriftlich dokumentierte Anordnung des 
diensthabenden Arztes. Ohne schriftlich doku-
mentierter Notwendigkeit einer Fixierung darf 
keine Fixierung durchgeführt werden. Hier ist 
sicherlich schon auch sofort die Einbindung des 
patientenbetreuenden Arztes notwendig. Prinzi-
piell sind es sicherlich diese beiden Berufsgrup-
pen Pfleger und ÄrztInnen, die sich damit aus-
einander zu setzen haben.  

GR Lasar: Entschuldigung. Eine Zwischen-
frage noch.  

Welches technische Equipment setzen Sie 
hier ein, dass die Vitalparameter bei diesen be-
troffenen Personen auch überwacht werden? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Die Universi-
tätsklinik für Psychiatrie Innsbruck verfügt nicht 
über eine Intensivabteilung, eine intensivmedizi-
nische Abteilung wie sie an der Wiener Universi-
tätsklinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
auch eingerichtet ist. Ein Patient, der beispiels-
weise im Rahmen eines vitalbedrohlichen Deliri-
um tremens, eine spezifische intensivmedizini-
sche Unterstützung benötigt, wird von uns an die 
entsprechende – meistens internistische inten-
sivmedizinische –Abteilung transferiert und von 
uns im Rahmen eines Konsiliar- oder Liasion-
Dienstes betreut.  

Die Notwendigkeit einem fixierten PatientIn-
nen eben auch zu monitoren ist immer wieder 
vom Befinden des betroffenen PatientInnen ab-
hängig. In der Regel brauchen wir bei jenen Pa-
tientInnen, die wir noch fixieren müssen nicht ein 
technisches Equipment. Der Arzt ist aufgefor-
dert, eben auch die Vitalparameter regelmäßig 
zu kontrollieren, aber es ist nicht so, dass er 
laufend an einem EKG auch angehängt ist.  

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Mag. 
Ramskogler, bitte.  

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Danke 
schön.  

Sehr geehrter Herr Univ.-Prof. Dr. Hinterhu-
ber! 

Bezüglich unserer Untersuchungskommission 
denke ich mir, ist es ganz sinnvoll, weil jetzt auch 
die Fragen schon eigentlich der Behandlung 
gekommen sind. Das uns hier allen bewusst ist, 
um welche PatientInnen es sich denn da han-
delt. Sie haben das sehr gut im Vortrag auch 
beschrieben, immer wieder steht das Stigma im 
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Raum und ich sage die Gesellschaft draußen 
weiß halt so wenig, was wirklich in einem Patien-
tInnen vorgeht oder welche PatientInnen tat-
sächlich auf einer Akutpsychiatrie sind. Wie die-
se Menschen in welchem symptomatischen Zu-
stand sie sind und gleichzeitig wissen die we-
nigsten leider, welche Symptome dazu führen, 
dass dieses Fach der Psychiatrie und deren 
Behandelnden so schwierig ist. Und dass dieses 
Fach der Psychiatrie eines ist, wo es um Patien-
tInnen geht mit bestimmten Symptomen und die 
in einem akutpsychotischen Zustand eben dazu 
führen können, dass beschränkende Maßnah-
men notwendig sind. Und jetzt sage ich einmal, 
für den Laien ist es oft sehr schwierig zu hinter-
fragen und man stellt sich sofort die Frage der 
Menschenrechte und sagt eine Fixierung ist nicht 
menschenrechtlich sondern - und jetzt würde ich 
Sie um Ihre fachliche Meinung bitten, würden Sie 
für uns, für die Kommission und für die meisten 
Menschen in der Gesellschaft, die mit Psychiat-
rie nichts zu tun haben meistens, beschreiben 
können, was eine hoch akut psychotischer Pati-
entInnen im Stande ist zu tun. Zum anderen 
auch die Symptomatik solcher PatientInnen und 
warum überhaupt die Diskussion besteht, dass 
es Fixierungen, Segmentierungen oder auch 
dementsprechende Netzbettanhaltungen gibt? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Frau Magister!  
Prinzipiell muss ich sagen, dass vielleicht die 

schlimmste Verletzung der Menschenrechte in 
der Vernachlässigung von Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen liegt. In den USA haben wir 
heute die Gefängnisse als die größten psychiat-
rischen Anstalten. Und das gilt es zu verhindern. 
Der dramatische Abbau von psychiatrischen 
Krankenhausbetten in den USA ohne flankieren-
de oder gleichzeitig errichtete flankierenden 
Maßnahmen, eben all das, was wir unter den 
psychosozialen Diensten, gemeindenahen Psy-
chiatrie, Sozialpsychiatrie etc. benannt haben, 
hat dazu geführt, dass heute weit mehr Men-
schen die aufgrund ihrer Erkrankung dann ein 
Delikt setzen, entweder aufgrund der Folgen, der 
direkten Folgen der Erkrankung. Ein nichtbehan-
delter psychotischer PatientInnen sieht eben 
auch im anderen einen Gegner. Sieht eben auch 
eine unheimliche Macht, die eben auch zu be-
kämpfen ist. Er lebt in einer eher verrückten 
Welt. In einer irrealen Welt. Verrückt im Sinne 
eben auf das verschobene Realitätsbewusst-
seins. Und er kann aufgrund dieser Erkrankung 
direkt auch ein Delikt setzen oder umgekehrt. 
Die Vernachlässigung mit der fehlenden Sicher-
stellung elementarer Lebensfunktionen von Le-
bensbedürfnissen führt dann zu kleinkriminellen 
Verhaltensweisen. Folge dessen wiederum gro-
ße Gefahr der Einweisung, nicht in eine psychi-
atrische Behandlungseinrichtung, sondern in ein 

Gefängnis. Also in der Tat, wie gesagt, befinden 
sich in den USA mehr PatientInnen mit einer 
eindeutig psychiatrischen Symptomatik in den 
Gefängnissen als in fachspezifischen Behand-
lungseinrichtungen. Das allgemein, bezüglich 
eben der Entwicklung, die wir auch leider im 
psychiatrischen Bereich auch international wahr-
nehmen müssen. Und die wir aussprechen müs-
sen, um eben auch entsprechende Ansätze auch 
in unserem Plan von vornherein auch zu verhin-
dern.  

Die Symptomatik, die auch zu einer kurzfristi-
gen Fixierung führt, natürlich immer dem Gericht 
gemeldet wird. Also jede Fixierung, die durchge-
führt wird, wird auch dem PatientInnenanwalt 
und auch dem Gericht mitgeteilt.  

Die Hauptgruppe ist die Gruppe der akutschi-
zophren erkrankten Menschen, die eben auch in 
dieser Situation der Veränderung der Realitäts-
wahrnehmung ja auch für MitpatientInnen, für 
MitarbeiterInnen auch eine Gefahr darstellen 
können. Menschen auch mit einer hohen Suizidi-
tät, wo wir auch an einer modern geführten psy-
chiatrischen Abteilung nicht garantieren können, 
dass schlussendlich auch auf der Station eine 
Suizidhandlung durchgeführt wird. Eine 
menschengerechte, patientengerechte Behand-
lung sieht eben auch eine, der gewohnten Le-
bensumgebung auch adäquate Betreuung vor. 
Immerhin hat man nach den psychiatrischen 
Erfahrungen gefragt, nach 40 Jahren hat man 
psychiatrische PatientInnen an den unterschied-
lichsten in- und ausländischen psychiatrischen 
Anstalten kein Glas, sondern nur einen Plastik-
becher, im Bad war kein Spiegel, sondern eine 
polierte Metallplatte, weil der Spiegel zertrüm-
mert werden könnte und da eben auch der Pati-
ent sich selbst verletzen könnte. Es war etwa 
Aufgabe der Pfleger, das Schnitzel in kleine Tei-
le zu schneiden, um es mit dem Löffel essen zu 
können. 

Wir hatten damals mehr suizidale Handlun-
gen als heute in einer Gestaltung der Abteilung, 
die einem Sanatorium, einer internen Station in 
nichts unterscheidet, nur besser eingerichtet als 
andere Krankenhäuser und haben eine bessere 
Zuwendung an den betroffenen PatientInnen. 
Die hohe Suizidalität kann auch durch eine Fixie-
rung kurzfristig einmal notwendig erscheinen 
lassen. Denn darauf muss ich Sie natürlich noch 
aufmerksam machen, dass wir beispielsweise 
auch im offenen Bereich, gerade gestern auf der 
Sonderstation - die psychiatrische Klinik Inns-
bruck hat eine 10 Betten umfassende Privatsta-
tion mit einer – ein 85-jähriger Mann steigt aus 
dem Bett dort, wir bringen ein 40 cm hohes Sei-
tengitter an, damit er nicht heraus fällt, wir müs-
sen ihn dem Gericht melden, weil seine Bewe-
gungsfreiheit dadurch beeinträchtigt wird, was 
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eben auch an der Innenmedizin, an der Geriat-
rie, an jeder anderen medizinischen Abteilung ja 
gang und gäbe ist, das eben auch zum Schutze 
einer Selbstverletzung, die auf Grund einer Ver-
wirrtheit, einer augenscheinlichen Verwirrtheit 
eines alten Menschen geschehen kann, eben 
auch zur Verhinderung dieser Maßnahme eben 
auch gesetzt werden muss. Also hier hat die 
Psychiatrie eben auch besondere Auflagen zu 
erfüllen und diese wortwörtliche Übersetzung 
von UBG-Bestimmungen führt auch zum Teil zu 
einer höheren Zahl von Anhaltungen, von Unter-
bringungen, weil auch diese Maßnahmen auch 
dem Gericht gemeldet werden. 

GRin Mag. Ramskogler: Kurz eine Anmer-
kung in Bezug der Unterbringung, weil Sie das 
jetzt erwähnt haben auch, haben wir in Wien 
9 Prozent Unterbringungen und es ist aber ein 
Anstieg seit 1991 bis 2000, dass die Unterbrin-
gungen generell höher werden. Sehen Sie das 
im Ausmaß der psychischen Erkrankungen oder 
auch in Bezug, wie Sie eben sagen, zum Bei-
spiel, dass, wenn wir nicht die Psychiatrie so 
hätten wie wir sie haben, dass wir dann mehr 
Kriminalitätsfälle hätten. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Allgemein ge-
sagt, dass man das, die ansteigende Unterbrin-
gungszahl natürlich auch immer in Abhängigkeit 
der Genauigkeit der Exekution des Unterbrin-
gungsgesetzes zu sehen ist. Nicht alle Patien-
tenanwälte haben, ich muss Ihnen sagen, haben 
dieselben Kriterien. Unser Patientenanwalt for-
dert, wenn ich allein, wie gesagt, beim alten 
Menschen einen 40 cm hohen Schutz, der ver-
hindert herauszufallen, aus dem Bett herauszu-
fallen, wenn ich den anbringe, muss ich ihn un-
terbringen, weil er in seiner Bewegungsfreiheit 
eingeschränkt ist. Also auch hier gibt es unter-
schiedliche Kriterien. 

Auf der anderen Seite haben wir natürlich 
auch bei eher tendenziell abnehmender Betten-
zahl in den psychiatrischen Krankenhäusern ja 
auch dort eine zunehmend komplexere Morbidi-
tät, weil wir eben auch sehr vieles in den ambu-
lanten Strukturen abfangen können. Unsere 
Kollegen in der niedergelassenen Praxis, psy-
chosoziale Dienste, niedergelassene besser 
ausgebildete Hausärzte, Allgemeinmediziner 
behandeln weite oder hohe Prozentsätze von 
psychisch kranken Menschen. Heute werden 
Antidepressiva mehr von Allgemeinmedizinern 
verabreicht als von den Fachärzten. Folge des-
sen kriegen wir auch ein immer kränkeres Klien-
tel an unseren Abteilungen, wobei noch ein wei-
terer Faktor dazu kommt. Ich muss Ihnen das 
gestehen, auch zu berücksichtigen ist, an den 
Außenabteilungen findet der Aufnahmeakt leich-
ter ein freies Bett als auf der offenen. Und aus 
diesen Gründen kann natürlich auch wiederum 

auch der Patient, zumindest einmal bei der Un-
terbringung, jetzt habe ich das Problem, welcher 
depressive Patient ist nicht auch irgendwie mit 
Todessehnsüchten, mit einem Wunsch zu ster-
ben, das gehört eo ipso zur Erkrankung Depres-
sion. Und wenn in der akuten Situation im ge-
schlossenen Bereich der erweiterte fast noch 
schöner ausgestattet ist wie der offene Bereich, 
dann wird eben auch der Patient vielleicht auch 
leichter in den geschlossenen Bereich aufge-
nommen, auch wenn bei Verfügung eines offe-
nen Bettes der Patient sehr wohl auch offen 
hätte geführt werden können. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. Pilz, 
bitte. 

GRin Dr. Pilz: Danke schön. Das war jetzt ein 
besonders interessantes Beispiel von angebots-
induzierter Nachfrage, wenn man sozusagen, 
weil die geschlossene Anstalt gut ausgestattet 
ist, also die geschlossene Abteilung, dann eher 
dort aufgenommen wird, aber ich schließe aus 
dieser Bemerkung jedenfalls, dass es manchmal 
auch einen Mangel gibt an Betten. Auch in Tirol 
– Fragezeichen. 

Zweitens haben Sie gesprochen, und ich teile 
das sehr, dass die Vernachlässigung, die größte 
Verletzung von Menschenrechten ist, und wir 
haben in Bezug auf Wien sehr, sehr viele Ge-
spräche geführt und es haben uns Angehörigen-
vertreterInnen berichtet, dass es in ihrem Kon-
text PatientInnen und Angehörige gibt, die davon 
berichten, dass 30 Prozent derer, die sich an sie 
wenden, unversorgt sind. Also das halte ich für 
niederschmetternd, wenn offensichtlich Case- 
und Caremanagement so schlecht funktioniert, 
dass einfach 30 Prozent keinerlei Versorgung 
haben. 

Und da würde ich Sie fragen, ob diese Zahlen 
auch für Tirol gelten können. 

Dann würde mich interessieren, Sie haben 
davon gesprochen, dass eine Abteilung aus 
Mangel an PsychiaterInnen nicht besetzt werden 
kann. Können Sie da für Tirol sagen, was da die 
Gründe sind, hat man vergessen, auszubilden, 
ist es ein unattraktiver Beruf oder woran liegt 
das? 

Sie haben in Ihrem Vortrag davon gespro-
chen, dass die Angehörigen empowert werden 
sollen, also dass es ein Empowerment für Pati-
entInnen und Angehörige geben soll. Spiegelt 
sich das wider an Strukturen der Mitwirkung von 
sowohl Angehörigen und PatientInnen in Beirä-
ten, in der Entwicklung von Versorgungsstruktu-
ren usw. Ich frage das auch deshalb, weil in 
Wien wir hier nach meiner Ansicht ein großes 
Defizit haben und insbesondere auch hier in 
dieser Untersuchungskommission die Frage 
nicht nur gestellt wird, ob PatientInnen selbst in 
gesunden Phasen hier geladen werden, sondern 
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auch Angehörige hier zur Diskussion stehen, ob 
man überhaupt Angehörige hier laden darf. Und 
da frage ich Sie, wie Sie das sehen im Zusam-
menhang mit der medizinischen Situation, ob 
Angehörige zu laden nachteilig sein könnte, ge-
nerell, selbst wenn man unter Diskretion und 
Wahrung von persönlichen Daten fragt, und wie 
Sie meinen, dass man Angehörige überhaupt 
unterstützen sollte. 

Und das letzte, was ich Sie fragen möchte, 
ist, Sie sprechen davon, dass bei Ihnen Fixie-
rungen kurz und aus ganz enger Indikation und 
so, wie ich Sie verstanden habe, nur im ge-
schlossenen Bereich vorgenommen werden. 
Können Sie für Ihre Tiroler Situation ausschlie-
ßen, dass jemand, der fixiert ist, an einen Ge-
genstand kommt, mit dem er sich selbst verlet-
zen kann. Sie haben sicher unseren Antrag auf 
Einsetzung dieser Kommission entnommen, 
dass es in Wien einen Brandunfall gegeben hat, 
schlicht deshalb, weil eine unbetreute Patientin 
an ein Feuerzeug geraten ist und sich 
30 Prozent ihrer Haut dadurch verbrannt hat und 
sie ihr Leben lang schwerstens an den Folgen zu 
tragen hat. Gibt es in Tirol vergleichbare Verlet-
zungen, ist immer sichergestellt, dass man nicht 
an gefährliche Gegenstände kommt, haben an-
dere PatientInnen unbeobachteten Zugang zu 
jemanden, der fixiert ist, und hat es insbesonde-
re Todesfälle oder schwere Verletzungen aus 
anderen Gründen im Zusammenhang mit Fixie-
rungen gegeben? – Danke. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr Profes-
sor, ich darf Sie bitten, die gesundheitsrechtli-
chen oder gesundheitsbezogenen Fragen und 
nicht rechtliche Fragen zu beantworten. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Das ist auch 
nicht meine Angelegenheit, die rechtlichen Fra-
gen bzw. die Antworten auf diese Fragen zu 
geben. 

Mangel an psychiatrischen Betten: Wir be-
kennen uns in Tirol, und hier haben wir eben 
auch unterschiedliche Landespläne, zu mindes-
tens 0,5 psychiatrischen Behandlungsplätzen im 
stationären Bereich pro 1000 Einwohner. 

Es gibt unterschiedliche Begriffsbestimmun-
gen. Das erschwert auch die Vergleichszahlen. 
Es gibt Statistiken, es gibt Länder, die eben auch 
sich diesen orientierenden Richtlinien der WHO, 
der WPA auch anschließen, aber unter 0,5 Kin-
der- und Jugendpsychiatrie, suchtmedizinischer 
Einrichtungen, gerontopsychiatrische Einrichtun-
gen ausklammern, also hier haben wir internati-
onal gesehen, eine Erschwernis, einen Vergleich 
durchzuführen. Prinzipiell müssen wir sagen, 
dass für die Akutpsychiatrie sicherlich 0,5 statio-
näre Behandlungseinrichtungen, also Betten, pro 
1000 Einwohner notwendig sind. Das mein Be-
kenntnis dazu. 

Wir haben eben auch in Österreich eine we-
sentlich niedrigere Behandlungsdauer, wie eben 
auch in vergleichbaren mitteleuropäischen Län-
dern. An der psychiatrischen Universitätsklinik 
haben wir eine mittlere Verweildauer von 12 
Tagen, an der vergleichbaren Universitätsklinik 
für Psychiatrie an der Technischen Universität in 
München sind es 36 Tage.  

Also wir sind gezwungen, und können es 
auch nicht, auf Grund eben auch nachfolgender 
Einrichtungen auch die Behandlungszeit kurz 
halten, wenngleich wir, auch das muss ich ge-
stehen, unter dem Druck des orientierten Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes auch ja von un-
serer Verwaltung aufgefordert werden, die Ver-
weildauer zu verkürzen. Aber unter einem be-
stimmten Minimum ist das sicherlich nicht mög-
lich und dazu brauchen wir auch mindestens 0,5 
Betten auf 1000 Einrichtungen. 

Bezüglich des PSD in Wien: Bitte, ich muss 
gestehen, dass ich selbst vor kurzer Zeit auch 
einen Kollegen, der mich gefragt hat, ja welche 
Stadt ich ihm nennen könnte, wo er eben auch, 
ein südamerikanischer Kollege, wo er psychoso-
ziale Dienste studieren könnte, was meiner Mei-
nung nach da eine Modellstadt wäre für diese 
Einrichtung, ich habe ihm Wien genannt. Und ich 
werde auch in Zukunft doch auch bei ähnlichen 
Fragen werde ich auch Wien nennen, wenn-
gleich sicherlich, wie überall, auch Verbesserun-
gen notwendig sein werden, sein müssen, Ent-
wicklungen evolutiver, weiter Antworten auf ent-
sprechende neue Versorgungsnotwendigkeiten, 
auf eine höhere Arbeitslosigkeit, auf die demo-
grafische Entwicklung Richtung alter Menschen. 

Bezüglich der Situation der Psychiater in Tirol 
kann ich sagen, dass ein Mangel an FachärztIn-
nen nicht nur tirolweit, nicht nur österreichweit, 
sondern fast im gesamten europäischen Kontext 
zu sehen ist. Das hat viele Gründe. Ein Grund 
ist, wie Sie gesehen haben, vor 30 Jahren zehn 
Einrichtungen, Großeinrichtungen mit auch einer 
Unterversorgung und schlussendlich auch, wenn 
wir allein die rechtlichen Voraussetzungen be-
rücksichtigen, es müssen in jedem Krankenhaus 
zwei FachärztInnen da sein, um eine Unterbrin-
gung aussprechen zu können. Unterbringungen 
sind wieder selten, also Aufnahmen gegen den 
Willen des Betroffenen, sind selten, also ich 
kann vielleicht für die Unterbringung, etwa Not-
wendigkeiten, kann ich zwei Ärzte am Otto-
Wagner-Spital für diesen Zweck benötigen, ich 
brauche aber in Neunkirchen auch zwei. Ich 
brauche in Kufstein zwei, ich brauche in anderen 
kleinen Einrichtungen auch zwei.  

Wir haben eben auch vor 30 Jahren zehn sta-
tionäre Einrichtungen gehabt, heute haben wir 
30. Also wir haben sicherlich eine, wie in keinem 
anderen Fach, eine Revolution im Betreuungs-
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system zu beobachten. Es hat sich die chirurgi-
sche, die internistische, die pädiatrische Betreu-
ung nicht in jenen Ausmaßen verändert wie im 
Bereich der Psychiatrie innerhalb dieser 30, 40 
Jahre. Folge dessen haben wir, wenn Sie auch 
die Inseratenseiten in den unterschiedlichsten 
Zeitschriften sehen, finden Sie ein riesiges An-
gebot, es inserieren in der "Österreichischen 
Ärztezeitung" Schleswig-Holstein´sche Einrich-
tungen, suchen eben auch nach Ärzten, wie 
eben auch englische, norwegische und auch 
französische Einrichtungen sich um österreichi-
sche Absolventen bemühen. Überall gibt es ei-
nen Ärztemangel, den man sicherlich auch jetzt 
von politischer Seite auch angehen muss. Grün-
de dafür sind sicherlich unterschiedlich. Sie sind 
auch in den Subdisziplinen der Psychiatrie un-
terschiedlich ausgeprägt, besonders ausgeprägt 
ist der Mangel an Kinder- und Jugendpsychiate-
rInnen. Hat eben auch mit der langen Ausbildung 
bis zum 1.2.2007 ihre Wurzeln, dass die Ausbil-
dung zum Kinder- und JugendpsychiaterIn nicht 
sechs Jahre, wie jedes andere Fach, sondern 
neun Jahre gedauert hat, bei den niedrigsten 
Einkommen aller Ärzte. Die KinderpsychiaterIn-
nen reüssieren immer noch in der letzten Stelle. 

In der Psychiatrie hat natürlich auch eine Um-
frage ergeben, dass die PsychiaterInnen im 
Ranking  der Mediziner als die umfassendst 
gebildeten gelten. Chirurgen bewundern Psychi-
ater um ihre umfassende Bildung, ihren breiten 
Tätigkeitsbereich, von der Beantwortung sozialer 
Fragen bis hin zu Freud´schen Theorien der 
frühkindlichen Neuroseentstehung, also die ha-
ben wirklich von der Neurobiochemie bis hin 
eben zur Epidemiologie auch ein gewaltiges 
Gebiet, weiter ausufernder wie andere medizini-
sche Disziplinen. 

Das Einkommen ist nach wie vor gering. Wir 
haben faktisch auch keine oder kaum Privatpati-
enten. Ein plastischer Chirurg, ein Oberarzt, 
verdient durch die Poolanteile an der Privatver-
sorgung des Chefs vielleicht mehr als Ordinarius 
an Grundgehalt bezieht. Und wir sind in der La-
ge, ich gebe 70 Prozent des Einkommens an 
meine nachgeordneten Ärzte, die empfangen 
mindestens 70, auf das haben wir uns geeinigt, 
maximal ein habilitierter 120 EUR. An der Neo-
natologie sind es 7 EUR und 40 EUR im Monat, 
und an anderen Fächern sind es eben auch 
3000, 4000. Also hier ist auch in der Tat eine 
Ungleichgewichtung im Einkommen der Psychia-
terInnen zu sehen. 

Entschuldigung, dass ich mich jetzt etwas 
ausgeweitet habe. 

Ihre weitere Frage eben auch im empower-
ment: Sicherlich bemühen wir uns, eben auch 
die Betroffenen, für die in der Vergangenheit wir 
gesprochen haben, wir geglaubt haben, spre-

chen zu müssen, auch zu bekräftigen, dass sie 
selbst für sich sprechen, für sich in der Lage 
sind, auch das Wort zu ergreifen, dass sie ihre 
Ansprüche, ihre Wünsche, Ihre Sehnsüchte arti-
kulieren können und das gleiche auch für die 
Angehörigen. Wir pflegen ja sehr intensive Kon-
takte zur HPE, Hilfe für psychisch Erkrankte, der 
größten Angehörigenorganisation. Wir veranstal-
ten auch gemeinsame Kongresse, Tagungen, 
wo wir sie eben auch im Sinne des Trialoges 
auch einbinden. 

Wir informieren auch die Leiter der HPE in 
eingehenden Gesprächen bezüglich der weite-
ren Pläne, Ausbauprojekte, Errichtung von Ein-
richtungen der psychosozialen Dienste. Wir ha-
ben uns bis jetzt noch nicht dazu durchringen 
können, sie in Beiräte aufzunehmen. Wir infor-
mieren sie, wir suchen permanent den Kontakt, 
wir binden die Wünsche der HPE-
Verantwortlichen in unsere Planungen ein, sie 
sind aber nicht in Beiräten involviert. 

Fixierungen – kurz: Die ist eben auch bei-
spielsweise eine intravenös verabreichte Injekti-
on auch die Wirkung entfalten kann und wir eben 
auch dann mit den PatientInnen besser koope-
rieren können. Fixierungen haben wir nicht nur 
im geschlossenen Bereich, also Fixierungen 
können wir auch im offenen Bereich durchfüh-
ren, melden aber dann zum Zeitpunkt der Fixie-
rung den Patienten dem Gericht. Also er gilt 
dann als geschlossen geführter Patient auf einer 
offenen Station. Also, das ist auch eine rechtli-
che Notwendigkeit, dass wir, wir können nach 
dem Unterbringungsgesetz 1990 eben auch im 
offenen Bereich PatientInnen geschlossen füh-
ren, die eben auch damit auch am Verlassen der 
Abteilung gehindert werden. 

Wir haben eben auch Gott sei Dank keinen 
vergleichbaren Zwischenfall gehabt, wenngleich 
ich es nicht ausschließen kann, dass auch ein 
Patient bei noch so guter Beaufsichtigung zu 
einem, ihn gefährdenden Objekt geraten kann. 
Das können wir nicht, wir tun alles, es wird si-
cherlich bestens die Matratze untersucht, der 
PatientIn wird aber nicht irgendwie ganz herme-
tisch abgesondert, kann auch irgendwie vielleicht 
in einer Aufwachphase in einem unbeobachteten 
Moment in der Tat, auch vielleicht von einem 
Mitpatienten, das entsprechende, ihn gefährden-
de Objekt zugeschoben kriegen. Sicherlich, wir 
versuchen das durch eine, und ich glaube, dass 
das allgemein erfolgt, durch eine intensive 
Betreuung und Beobachtung des betroffenen 
fixierten Patienten zu verhindern. 

Ich würde mich aber, ich hoffe auch da nicht 
die Frage zu strapazieren, ich würde aber alles 
daran setzen, dass der Krankenanstaltenver-
bund und die DILAG sich bei der PatientInnen-
versicherung stark macht, dass der betroffene 
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verletzte Patient eine entsprechende Entschädi-
gung erhält. 

GRin Dr. Pilz: Todesfall?  
Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Nein. 
GRin Dr. Pilz: Gab es keinen. 
Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Sicher, es gibt 

Suizide an Kliniken, also das ist unvermeidlich. 
Das ist wirklich unvermeidlich, dass auch – wie 
gesagt, einer meiner väterlichen Freunde, ein 
alter Professor aus Homburg hat gesagt, es ist 
eine schlechte Psychiatrie, in der kein Suizid 
erfolgt. Es klingt zynisch, es klingt unverständ-
lich, aber wenn ich eine dem Leben, den Le-
bensgewohnheiten des Patienten entsprechende 
Psychiatrie gestalten will, dann muss der Patient 
seinen Gürtel tragen, seine Schuhsenkel tragen, 
muss eben auch mit einem Glas seine Milch 
trinken oder seinen Saft trinken, er hat das Mes-
ser, mit dem er seinen Salat aufschneidet, seine 
Gabel, im Frauenbereich dort gestrickt, genäht, 
gehäkelt wird; also im ergotherapeutischen Be-
reich wird gehämmert, gezimmert, wird gearbei-
tet. Also es wäre eine schlechte Psychiatrie, die 
eben auch keinen Suizid im Rahmen des Kran-
kenhauses beklagen müsste. 

GRin Dr. Pilz: Ich will das nur klar stellen, 
das habe ich nicht gemeint. Ich bin ganz Ihrer 
Meinung, dass man nicht eine Überfürsorglich-
keit an den Tag legen kann. Es geht mir um Fäl-
le, dass jemand während er oder sie fixiert ist, 
verstorben ist, wo man unklar oder keine Klarheit 
haben konnte, ob es im Zusammenhang oder 
vielleicht sogar den Beweis hatte, dass es im 
Zusammenhang mit der Fixierung passiert ist, 
nicht im Sinne des erfolgten Suizidversuches, 
sondern schlicht und einfach durch die Lungen-
kompression, dass jemand aus dem Nichts von 
Sedierung und Fixierung einen Atemstillstand 
oder einen Herzstillstand erlitten hätte. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Eine lege artis 
durchgeführte Fixierung beeinflusst die Atemex-
kursionen nicht. Eine auf Grund einer atem-
depressorisch wirkenden Substanz bei Todesfäl-
len sind sicherlich in unserem Kollektiv bei fixier-
ten Patienten, ich sage Gott sei Dank, nicht auf-
getreten. Es ist sicherlich hier dann auch die 
Aufgabe der Gerichtsmedizin, die Gründe zu 
eruieren, wie gesagt, eine lege artis durchgeführ-
te Fixierung beeinflusst an sich die Atemsexkur-
sion nicht; bezüglich der  Atemdepression, die 
medikamentös bedingt auftreten könnte, ist si-
cherlich die Betreuung des Patienten während 
des fixierten Zustandes auch notwendig, wobei 
dafür auch nicht unbedingt auch eine permanen-
te Betreuung notwendig ist, die eben auch den 
Patienten Minute für Minute beobachtet. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR 
Blind, bitte. 

GR Blind: Herr Professor, es gibt da zwei 
Themenkreise, die mich interessieren – Fixie-
rung contra Netzbett und zentrale Unterbringung 
gegen dezentrale Unterbringung. 

Zuerst einmal die Fixierung contra Netzbett. 
Wie sieht so eine Fixierung lege artis aus. Wie 
ein Netzbett ausschaut, weiß ich. Ich habe das 
schon einmal gesehen, aber Fixierung habe ich 
noch nicht gesehen bei psychisch Erkrankten, 
werden da die Hände, die Füße, der Körper fi-
xiert, wird er ans Bett oder an einen Sessel fi-
xiert, wie schauen diese Stoffe aus, mit denen 
der PatientIn hier angebunden oder ich weiß 
nicht, in welcher Form auch immer, fixiert wird. 
Das wäre einmal die erste Frage. 

Und die zweite, der zweite Themenkreis, 
zentrale gegen dezentrale Unterbringung. Gibt 
es in Tirol bei jeder kleineren oder dezentralen 
Einrichtung einen Arzt. Weil Sie haben gesagt, 
die Fixierung erfolgt nur über die Genehmigung 
durch einen Arzt. Wir in Penzing haben in der 
Linzer Straße 468 einen Verein, der sich offen-
sichtlich mit psychisch Kranken beschäftigt und 
dort war ich einmal drinnen, wie diese kleine 
Einrichtung eingerichtet wurde und konnte beo-
bachten, wie ein Patient mehrmals mit voller 
Wucht gegen die Wand gelaufen ist, der hat sich 
den Schädel angestoßen, dass es nur so ge-
kracht hat, und ein anderer Patient ist dort drin-
nen gesessen, in dieser Betreuungseinrichtung, 
und hat sich das Gesicht blutig gekratzt, hat sich 
den Oberkörper und die Arme blutig gekratzt. Ist 
das überhaupt schon ein Grund, dass da ein Arzt 
einschreitet oder ist das, sagen wir einmal, dass 
die Betreuer sagen, okay, das ist noch nicht so 
weit, dass da ein Arzt vor Ort sein müsste. Da-
her, wie gesagt, wie weit ist das in Tirol, muss da 
ein Arzt sein oder ist das eigentlich ohnedies 
üblich, dass die Patienten da so ein bisschen 
sich selbst beschädigen dürfen und erst bei grö-
beren Fällen ein Arzt einschreiten muss, um den 
irgendwie zu behandeln, in welcher Art auch 
immer, fixieren oder sonst irgendwelche Versor-
gungen. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Herr Gemeinde-
rat, ich glaube, dass Sie sehr wohl auch be-
stimmte Formen der Fixierung bereits mehrfach 
beobachtet haben. Eine Fixierung im psychiatri-
schen Bereich ist auch unterschiedlich, je nach-
dem, welche Ziele eben auch zu beobachten 
sind. Welche Ziele eben auch angestrebt wer-
den, kann eben auch hier, wie Sie es beobachtet 
haben, an internen Abteilungen bei der Verab-
reichung einer Infusion bei einem verwirrten 
Menschen, der eben auch seine Katheter entfer-
nen möchte, der dann eben auch die Hand am 
Bett fixiert, angebunden kriegt, vielleicht auch 
noch die zweite Hand, damit er nicht eben auch 
mit der einen die Nadel, den Katheter eben auch 
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entfernen kann. Also die Fixierung ist je nach 
Notwendigkeit, wird eben auch eine Zwei-Punkt-
Fixierung, wo ich eben auch zwei Punkte, die 
beiden Hände, wie Sie es eben auch an inner-
medizinischen Abteilungen, ja immer wieder 
notwendig ist, gesehen haben. Es kann dann 
beispielsweise auch weiter bei einer beispiels-
weise psychomotorischen Unruhe eines Patien-
ten, der eben sich auch selbst gefährdet, wenn 
er immer das Bett in einem benommenen Zu-
stand verlässt, er aber nicht weiter medikamen-
tös betreut werden kann, wo dann eben auch ein 
Bauchgurt angelegt wird, um eben auch ihm, 
dieser Gurt ermöglicht ihm noch eine Bewe-
gungsfreiheit, er kann sich in verschiedene La-
gen bringen, weil der Gurt eben nicht fixiert ist, 
sondern eine bestimmte Bewegung auf Grund 
einer entsprechenden Anordnung, eine Bewe-
gungsmöglichkeit dem Patienten erlaubt. Also 
wir haben von Ein-Punkt-Fixierungen bis zu 
Fünf-Punkt-Fixierungen je nach, leider je nach 
den Erfordernissen, unterschiedliche Möglichkei-
ten durchzuführen. 

Die zweite Frage: Zentrale gegen dezentrale 
Unterbringung, Umsetzung des Unterbringungs-
gesetzes. Die Frage ist, jede psychiatrische 
Krankenanstalt, muss jede Krankenanstalt in der 
Lage sein, auch PatientInnen gegen ihren Willen 
aufzunehmen. In der Zwischenzeit hat sich eben 
auch in Tirol die Möglichkeit ergeben, dass auch 
Kufstein eine kleine Einheit mit 35 PatientInnen 
auch einen kleinen geschlossenen, virtuell zu 
schließenden Bereich hat und sie auch die Auf-
nahme dort durchführen. In der ersten Zeit mit 
nicht ausreichenden Fachärzten, die eben auch 
an 365 Tagen des Jahres nicht auch den Dienst 
hätten aufrecht erhalten können, war eine Ver-
einbarung, dass das psychiatrische Kranken-
haus des Landes Tirol in Hall die Aufnahmen 
gegen den Willen des Betroffenen durchgeführt 
hat. Also es sind hier bei einer gut funktionieren-
den Kooperation von zwei Krankenanstalten 
durchaus auch Möglichkeiten der Regelung des 
Unterbringungsbereiches denkbar, und ich wür-
de sagen, dass das durchaus auch in einer be-
stimmten Entwicklungsphase einer dezentralen 
Psychiatrie durchaus auch akzeptiert werden 
kann und auch eine Notwendigkeit darstellen 
kann. 

Diese von Ihnen beobachtete selbst aggres-
sive Verhaltensweise des Patienten fordert na-
türlich auch eine entsprechende Betreuung des 
Patienten und ist mit Sicherheit auch Grund ei-
ner ärztlichen Intervention. Dass der Arzt etwa 
schlussendlich den Patienten in dieser Notsitua-
tion oder in dieser – es ist auch dieser zweite 
Patient, der sich da selbst verletzt hat, es muss 
nicht eo ipso eine suizidale Handlung sein, son-
dern wir erleben beispielsweise gerade das An-

rennen gegen die Wand, das sich Schmerzen 
zufügen, auch bei Patienten in einer schweren 
Form einer schizophrenen Erkrankung, wo eben 
auch das Wissen bezüglich der eigenen Leben-
digkeit schwerstens gestört ist, der Patient ver-
letzt sich, er rennt gegen die Wand, um sich 
noch als lebendig zu erleben, ich lebe noch. 
Irgendwie auf Grund einer schwersten Störung 
der Ich-Identität oder der Ich-Vitalität fühlt er sich 
bereits tot, fühlt er sich bereits eben auch eher 
unwirklich. Und seine gesunden Anteile fordern 
von ihm, ich will Blut sehen, damit ich doch weiß, 
ich lebe, und er rennt dagegen an. Und in dieser 
extremen Notsituation braucht er Hilfe, Hilfe ei-
nes Pflegers, Hilfe des Arztes, Hilfe eines Psy-
chotherapeuten, wer immer hier eben auch an-
wesend ist. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GR Ko-
rosec, bitte. 

GRin Korosec: Herr Professor, ich habe 
noch einige Frage im Zusammenhang mit Per-
sonal. 

Also 1. Wie wird die Sicherheit des Personals 
in psychiatrischen Einrichtungen gewährleistet. 
Ist es üblich, gibt es da irgendeine Norm, für wie 
viele PatientInnen soll das Sicherheitspersonal 
vorhanden sein. Das ist das eine. Weil im Otto-
Wagner-Spital war bis Ende Dezember 2007 
kein Sicherheitspersonal vorhanden, außer für 
die forensische Abteilung, also für den Regelbe-
trieb nicht, jetzt sind zwei Sicherheitsleute vor-
handen. Ich hätte gerne gewusst, wie das natio-
nale und international üblich ist. Das zum Ersten. 

Zum Zweiten – die Personalbedarfsplanung. 
Wie wird das in Österreich angewendet. Da gibt 
es ja diesen deutschen Psych-PV, wird der ge-
nerell herangezogen, haben Sie das auch in 
Innsbruck, vor allem Innsbruck würde mich inte-
ressieren, wird er da herangezogen. Und zwar 
frage ich deshalb, weil ja gerade auch in Inns-
bruck, da haben Sie ja Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie auch Gerontopsychiatrie, und da ver-
langt ja der deutsche Psych-PV, dass es hier 
wesentlich mehr Personal geben soll. Und da 
hätte ich gerne gewusst, wie das bei Ihnen in 
Innsbruck ist. 

Und dann würde mich noch interessieren, wie 
Sie ja auch gesagt haben, die Verweildauer 
sinkt. Das heißt, ist daher der Psych-PV über-
haupt noch zeitgemäß oder gibt es da auch an-
dere Überlegungen und Alternativen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke. 
Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Ich lehne prinzi-

piell so eine Entwicklung ab, die wir …  
Ich finde diese Vorstellung fürchterlich, wie 

uns beim Besuch von psychiatrischen Kranken-
häusern in den USA begegnet, wo neben der 
Eingangstür ein mit einem Maschinengewehr 
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bewaffneter Security-Mann sitzt, lehne ich voll-
kommen ab. Fürchterlich. 

Wir haben eben auch im Bereich unseres 
Landeskrankenhauses, Universitätsklinikums 
Innsbruck, haben wir von der Group 4 gestellt, 
Sicherheitsbeamte, die uns unterstützen, wenn 
eben auch Hilfe notwendig ist. Also prinzipiell 
haben wir keine Sicherheitsbeamten an unserem 
Krankenhaus, an der psychiatrischen Klinik, wohl 
aber, es hängt das dann auch immer wieder 
davon ab, wie die Besetzung im Augenblick ist. 
Eine vorwiegend weibliche Besetzung erfordert 
öfters eben auch das Beiziehen dieser Group 4  
-Sicherheitsbeamten. Im Grunde ist es eine sel-
tene Maßnahme, wo wir gezwungen sind, Secu-
rity-Männer auch beizuziehen. Es kommt aber 
vor, wir sind auch froh und dankbar dafür, inner-
halb weniger Minuten auch einen Security-Mann 
an unserer Klinik eingreifen lassen können. Aber 
prinzipiell haben wir nicht den Bedarf und die 
Notwendigkeit, einen eigenständigen Sicher-
heitsdienst an der Klinik gewähren zu müssen, 
wobei vielleicht auch die geografische und die 
Situation des Innsbrucker Universitätsklinikums 
auch alles erleichtert. Wir sind auf engstem 
Raum auch in diesem Campus auch konzent-
riert. 

Dass die Psychiatrieverordnung, als Verord-
nung, ist leider noch eine aktuelle Größe – ich 
sage leider, weil sie als spätes Kind der deut-
schen Psychiatrie-Enquete einen Mangel verwal-
tet. Ich glaube nicht und ich bin dabei, auch Ih-
nen im Verbund mit Kollegen Wien-Graz, auch 
einmal unsere Vorstellungen des neuen Bedar-
fes, der sich nach einer verantwortbaren, ich will 
nicht sagen optimalen, vielleicht suboptimalen 
Betreuung unserer PatientInnen ausrichtet und 
hier haben wir wohl im Bereich der Pfleger, der 
Sozialarbeiter, der Ergotherapeuten, im Bereich 
der Psych-PV ausreichende Zahlen, nicht aber 
für den ärztlichen Bereich. Der ärztliche Bereich 
ist meiner Überzeugung nach im Psych-PV-
System zu wenig abgebildet. Ich darf sagen, 
dass der Psych-PV sieht für einen akut Kranken 
266 Minuten wöchentlich vor. Also ein akut 
Kranker sollte nach der deutschen Psych-PV in 
der Woche etwas mehr als 4 Stunden ärztlicher 
Präsenz erfordern. 

Erstens einmal ist die vom Prof. Kunze bear-
beitete Psych-PV, Psychiatrische-Personal-
verordnung, auch pseudowissenschaftlich. Es 
sind 266 Minuten, es sind nicht 260, es sind 
nicht 270 Minuten, sondern 266, und sie bringen 
eine empirische Erhebung „Neu“, die es nicht 
gibt. Wenn man die einleitenden Zeilen liest, sind 
das Schätzungen. Schätzungen, die eben auch 
die deutsche Realität damals widergespiegelt 
haben. Aber ich glaube, eine zu verantwortende 
psychiatrische Versorgung eines akut Kranken 

mit 266 Minuten in der Woche ist nicht möglich. 
Ist nicht möglich deshalb, weil ja wir hier nicht 
nur direkten Zeitaufwand, sondern auch indirek-
ten Zeitaufwand auch einfließen lassen müssen. 
Das Schreiben, das Erheben der Krankenge-
schichte, das Erfassen des psychopathologi-
schen Status, die begleitende Medikation, die 
begleitende Psychotherapie, das Verfassen des 
Arztbriefes, die Kontakte mit Angehörigen, die 
Kontakte mit den nach betreuenden Einrichtun-
gen fordern sicherlich mehr Zeitaufwand als 266 
Minuten, als 4 Stunden und 20 Minuten. Also 
hier bin ich der Meinung, dass diese Psych-PV 
etwa Zahlen am unteren Rand anzusiedeln hat. 

Sie haben in Deutschland Gültigkeit und ich 
muss auch sagen, in Deutschland gibt es viele 
psychiatrische Kliniken, die den Status, den von 
der Psych-PV geforderten Minimalstatus nicht 
erreicht haben. Es gibt in Deutschland auch ve-
hemente Bewegungen, die eben auch als Ziel 
die Verwirklichung der Psych-PV-Zahlen anstre-
ben. Für mich ist das aber die Festschreibung 
einer mangelhaften Versorgung. 

Sicherlich, bei kinder- und jugendpsychiatri-
schen Fällen sind das 350 oder auch 360 Minu-
ten, das heißt, also etwas mehr, aber wenn man 
hier denkt, dass zur psychiatrischen, zur thera-
peutischen Betreuung noch das pädagogische 
Moment hinzukommt, dann ist es auch für die 
Kinder- und Jugendpsychiatrie ein Minimum. 

Die Verweildauer wird kürzer. Wir haben auf 
der einen Seite die Verkürzung der Aufenthalts-
dauer durch den großen Druck der Neuaufnah-
men, wo wir dann wieder sagen können, dass 
schlussendlich auch 0,5 pro 1000 Einwohner als 
Messzahl für die Bettenausstattung niedrig ist, 
starker Aufnahmedruck. Und wir sind jetzt gera-
de dabei, auch in Zusammenarbeit mit der PV, 
mit der Pensionsversicherungsanstalt psychiatri-
sche Rehabilitationskliniken in Österreich zu 
errichten, die auf der einen Seite eben auch das 
Ziel haben, dann Out-PatientInnen beispielswei-
se zu stärken, zu stützen, dass sei weiterhin im 
Berufsleben tätig sein können, auf der anderen 
Seite auch eine Krankenhausanschlussbehand-
lung sicherstellen zu können. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. La-
schan, bitte. 

GRin Dr. Laschan: Sehr geehrter Herr Prof. 
Hinterhuber! 

Ich möchte mich auf Ihren Vortrag beziehen 
und vor allem auf den Satz "evidenzbasierte und 
leitliniengestützte Therapie". Ich selbst bin Inter-
nistin mit Zusatzfach Hämato-Onkologie und hier 
ist es leicht, die Evidence based medicine umzu-
setzen in der täglichen Praxis und auch zu der 
zu kommen, weil klinische Studien ja an sich die 
höchste Evidenzstufe haben und klinische Stu-
dien natürlich mit internistischen PatientInnen 
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beispielsweise sehr einfach durchzuführen sind, 
weil ja die Zeit auch da ist, die Aufklärung or-
dentlich durchzuführen, die PatientInneninforma-
tion ordentlich zu machen, so wie es Gott sei 
Dank vorgeschrieben ist, die Zeit auch zu geben, 
sich zu überlegen, an der Studie teilzunehmen 
oder nicht und dann die Einwilligung zu bekom-
men. Und so kommt man natürlich zu, weltweit 
jetzt, zu guten Daten und zu einer Evidenz ba-
sierten Medizin, nach der man dann Leitlinien 
erstellen kann und so international einheitlich 
behandeln kann und die Therapien durchführen 
kann. 

Jetzt frage ich mich, wie das mit – und Sie 
haben mich jetzt mit Ihrem Vortrag auf diese 
Frage gebracht, ich frage mich, wie es bei Pati-
entInnen, die Erkrankungen haben, wo akute 
Psychosen vorkommen, wie die Behandlung 
dieser akuten Psychosen, wie man da zur Evi-
denz basierten Medizin kommen kann. Ist es da 
überhaupt möglich, klinische Studien durchzu-
führen und wenn Ja, wie gehen Sie da vor. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Frau Kollegin 
Laschan, besten Dank. Wir haben eben auch als 
universitäre Einrichtung auch die Aufgabe, hier 
uns wissenschaftlich zu betätigen. Die Geset-
zessituation verbietet uns, ich muss sagen auch 
zu Recht, die Einbindung von PatientInnen in 
Studien, die ja nicht freiwillig an unseren Abtei-
lungen aufgenommen sind. Also nicht einwilli-
gungsfähige PatientInnen sind nicht, dürfen in 
Studien, werden in Studien nicht inkludiert. 

Gott sei Dank sind das eben auch eher zu 
vernachlässigende, geringe Zahlen. Wir betreu-
en eben auch im Jahr 5500 Patienten im statio-
nären Bereich, davon sind, wie gesagt, weniger 
als 10 Prozent im untergebrachten Bereich, sind 
als untergebracht nach dem Unterbringungsge-
setz Aufgenommene zu bezeichnen. Und wir 
haben eben auch in unseren Ambulanzen unge-
fähr 15.000, 20.000 PatientInnen, die wir Jahr für 
Jahr betreuen. Das ermöglicht uns und ermög-
licht eben auch den Kliniken klinische Studien 
durchzuführen. Die sind auch weltweit vernetzt 
und verfügen da auch heute in der Behandlung 
von Depressionen, von Angsterkrankungen, von 
Panikattacken, von schizophrenen Erkrankungen 
über ganz klare Evidenzen, die uns hier auch 
immer wieder hindern, auch placebokontrollierte 
Studien durchzuführen, weil wir das nicht ethisch 
oder nur in Ausnahmefällen als ethisch begrün-
det empfinden, Studien im Bereich der Depres-
sionsbehandlung durchzuführen, die gegen Pla-
cebo auch sich dem Verum widmen, infolgedes-
sen, gerade weil wir eben auch heute schon 
über ganz klare Evidenz basierte Richtlinien 
verfügen, und das ist sicherlich Aufgabe der und 
deren Einrichtungen. 

Wir in Innsbruck haben ja auf Grund der Ih-
nen mitgeteilten Aufgaben die Gesamtversor-
gung von Innsbruck Stadt zu übernehmen. Wir 
müssen mit diesen PatientInnen, die aus Inns-
bruck rekrutieren, eben auch das Auslangen 
finden, wir finden es auch. Wir sind sicherlich 
nicht auch hier forschend tätig, mit der Ein-
schränkung, dass wir eben auch nicht einwilli-
gungsfähige PatientInnen nicht inkludieren. Das 
bringt mit sich, dass wir wohl eine gute Evidenz 
basierte Therapieform bei schweren Demenzen 
haben, aber hier doch auch besonders jetzt im 
Bereich des nationalen Ethik-Komitees, und 
zwar von Dr. Christine Trummel geleitet, auch 
Fragen zu beantworten haben, inwieweit auch 
nichteinwilligungsfähige demente PatientInnen in 
Studien einbezogen werden können, wenn sie 
vielleicht für PatientInnen mit gleicher Diagnose 
einen Beitrag liefern können, auch eine erfolg-
versprechende Therapie in Zukunft zu ermögli-
chen. Das sind sicherlich heikle ethische Prob-
leme. Wir treffen aber in der Psychiatrie faktisch 
nur die schwerste Ausprägungsform der De-
menz, wo wir in der Tat ja auch Informationslü-
cken haben, weil der Forschungsstand durch 
diesen Ausschluss schwerster dementer Men-
schen eben auch nicht sehr hoch ist. 

GRin Dr. Laschan: Eine Anschlussfrage dar-
an, die sich daraus ergibt, wäre, ob es für den 
Umgang mit aggressivem Verhalten, also mit 
fremd- oder selbstgefährdenden Verhalten von 
PatentInnen mit akuten Psychosen im Rahmen 
ihrer Grunderkrankung Leitlinien gibt, die interna-
tional anerkannt sind oder auch national. Gibt es 
hier Leitlinien, gibt es hier einen Konsensus, gibt 
es da Konsensuspapiere. Wie in diesem Fall, 
entweder medikamentös bzw. durch andere 
therapeutische Maßnahmen, wie Fixierungen, 
vorzugehen ist. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Frau Kollegin 
Laschan, ich muss hier ihre wichtige Frage viel-
leicht auch mangelhaft beantworten. Mangelhaft 
deshalb, weil wir sehr wohl in Innsbruck Richtli-
nien für Ärzte und Pfleger erlassen haben, wie 
eben auch der Umgang mit aggressiven Patien-
tInnen zu gestalten ist. Wir haben einen Stufen-
plan, das geht von der Information bis hin zur 
Durchführung, entspricht irgendwie vielleicht 
auch dem Herzalarm internistischer Kranken-
hausabteilungen, dass eben auch jeder Pfleger 
meldet, geht der Alarmruf an die diensthabenden 
Ärzte, geht dann an die umliegenden Stationen, 
die dann eben auch das verfügbare Pflegeper-
sonal an diese Notruf entsendende Abteilung 
abschicken müssen. Wir haben dann, und wir 
schulen das immer wieder mit unseren Mitarbei-
terInnen, wir haben aber hausinterne Richtlinien. 
Ich muss davon ableiten, ich bin Ihnen dankbar 
für diese Frage, es scheint keine nationale oder 
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internationale Richtlinie zu geben, weil sonst 
hätten meine Oberärzte es nicht als notwendig 
erachtet, diese Richtlinien hausintern zu erlas-
sen und die werden immer wieder auch erneuert, 
eingeübt und trainiert. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Der Herr GR 
Lasar, bitte. 

GR Lasar: Danke schön, Herr Professor. Ich 
habe sehr, ich muss sagen, das was ich bezüg-
lich Stunden, die man aufwendet, muss ich ehr-
lich sagen, persönlich finde ich das sehr depri-
mierend, dass man nicht mehr Zeit hier aufwen-
det, um die psychisch Kranken hier besser zu 
betreuen oder zu pflegen. 

Aber bitte ich habe folgende Frage an Sie, 
Herr Professor: Welche internationalen Stan-
dards gibt es zum Beispiel bei der Behandlung 
von intensiv psychiatrischen Behandlungsfällen 
und da habe ich drei Fragen dazu: 

a) Personalbedarf 
b) Ausbildung von Personal, welche Berufs-

gruppen und 
c) medizin-technisches Equipment. Was ist 

hier erforderlich international und welche Stan-
dards gibt es in diesem Bereich. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Herr Gemeinde-
rat! In der Notfallspsychiatrie, und um das han-
delt es sich hier, weil ich nicht eben auch von 
den wenigen in psychiatrischen Kliniken und 
Krankenhäusern etablierten intensivmedizini-
schen Abteilungen sprechen kann, sprechen will. 
Es deckt sich faktisch diese Ihre Frage mit dem 
Umgang mit schweren selbst- und fremdaggres-
siven Menschen, dass man ..., ist sicherlich im-
mer anlassbezogen, und ich habe in der kurzen 
Darstellung des Ablaufes einer notfallmedizini-
schen Intervention oder eines Managements 
eines aggressiv - ein hartes Wort, ein Wort, das 
ich nicht liebe, aber das ich jetzt einmal ge-
braucht habe -, in der Betreuung eines sehr ag-
gressiven Patienten gibt es sicherlich Standards, 
die nicht international eben auch festgeschrie-
ben, aber die sicherlich, wie ich es von der Inns-
brucker Klinik berichtet habe, auch in anderen 
Häusern auch schriftlich festgelegt sind. Der 
Personalaufwand, dem Anlassfall entsprechend 
bis hin zur Einbeziehung auch des Security-
Dienstes, was selten der Fall ist, aber auch ge-
gebenenfalls notwendig sein kann. 

Hier ist es sicherlich primär eben auch die 
Pflegeseite, der Pfleger, die Schwester und der 
Arzt, der vielleicht in Verbindung, im schlimms-
ten Fall, mit einem Sicherheitsbeamten den Pa-
tient in diesem aggressiven Ausnahmezustand 
auch so lange festhalten muss, bis eben auch 
die Möglichkeit einer intravenös zu verabrei-
chenden Sedierung erfolgt. 

Im Rahmen der Ausbildung zu Fachärzten 
sieht auch die neue Ausbildungsordnung vor, 

dass ein junger Facharzt auch im Notfallmana-
gement Erfahrung sammeln kann und dass eben 
auch die, wie Ihnen gleich als eine der ersten 
Fragen mitgeteilt habe, dass auch entsprechen-
de Schulungen angeboten werden, Deeskalati-
onsverfahren, Deeskalationsschulungen. An 
diesen Deeskalationsschulungen müssen eben 
auch verpflichtend immer wieder Ärzte und Pfle-
ger teilnehmen, die dann wiederum so als Multi-
plikatoren in ihrem Bereich wieder tätig sind. 

Auch in der Ausbildung zum diplomierten Ge-
sundheits- und Krankenpfleger sind entspre-
chende Module vorgesehen, um Erfahrung in 
diesem Bereich zu erlangen. 

GR Lasar: Darf ich noch eine Zwischenfrage 
stellen. – 

Herr Professor, kennen Sie zufällig Ihren An-
lagenabnutzungsgrad in Ihrem Bereich der Klinik 
in Innsbruck? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Darf ich Sie bit-
ten, diese Frage noch etwas zu präzisieren, weil 
ich … 

GR Lasar: Darf ich das kurz erklären. – Der 
Anlagenabnutzungsgrad ist dieser Grad, wo jetzt 
im kurzen ersichtlich ist, wie alt die Geräte sind, 
das kann man buchhalterisch feststellen, wenn 
man jetzt das – das ist schon sehr wichtig, weil 
daraus kann man ja ersehen, wie alt die Geräte 
sind oder mit welchen Geräten man in Zukunft 
arbeitet, auch in Wien wäre das einmal wichtig, 
dass man das sieht. 

Ich glaube, das ist schon ein wesentlicher Be-
reich. Aber wenn Sie das jetzt nicht, natürlich 
weil es auch eine gewisse kaufmännische Frage 
ist, die ich Ihnen hier gestellt habe, wenn Sie es 
natürlich nicht so einfach, ich sehe das auch ein, 
dass Sie das im Moment nicht beantworten kön-
nen. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Ich möchte hier 
diese sicherlich berechtigte oder sehr berechtig-
te Frage eben auch zweiteilen. 

Auf der einen Seite den Renovierungsbedarf 
einer Abteilung; prinzipiell entspricht so der Re-
novierungsbedarf ja einer Gastronomieeinheit, 
wobei man in Hotels faktisch alle sieben Jahre 
eine Erneuerung des Inventars berechnet oder in 
Aussicht stellen muss. Sicherlich gibt es da na-
türlich auch ein häufigeres, gibt es natürlich noch 
Gründe, den Abnutzungsgrad, der die Abnut-
zung im psychiatrischen Krankenhaus noch hö-
her bewertet. Wir müssen berücksichtigen, dass 
keine Gruppe von Menschen so viel raucht wie 
psychiatrisch Kranke. Das erklärt sich durch die 
Tatsache, dass auch ein bestimmter Nikotin-
spiegel, ein höherer Nikotinspiegel die Vigilanz 
stärkt, viele Patienten leiden unter einer vermin-
derten Vigilanz, Aufmerksamkeitsleistung, höhe-
rer Nikotinspiegel steigert die Vigilanz. Auch 
bestimmte Nebenwirkungen von Medikamenten 
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oder Medikamente werde unter einem höheren 
Nikotinspiegel anders metabolisiert, so dass 
eben auch da wieder unbewusst der Nikotinkon-
sum steigt, der Zigarettenkonsum steigt. Infolge-
dessen sind wir auch allein aus diesen Gründen 
in der Lage oder aufgefordert, unsere Abteilun-
gen, an denen prinzipiell nicht geraucht wird, 
aber es gibt Raucherzimmer und wir müssen da 
diesbezüglich auch immer wieder Abnutzungser-
scheinungen korrigieren. 

Was die Geräte anbetrifft, haben wir die übli-
chen internen abteilungsempfohlenen, vom TÜV 
nahe gelegten Abnutzungsgrade zu berücksich-
tigen, dass wir beispielsweise ein EEG-Gerät 
nach 7 bis 10 Jahren eben auch wieder aus-
wechseln, um an dem Stand der aktuellen EEG-
Technik sein zu können, beispielsweise. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau GR Ko-
rosec. 

GRin Korosec: Herr Professor! Geräte sind 
sicher notwendig, aber gerade im Bereich der 
Psychiatrie ist ja die persönliche Zuwendung und 
das Gespräch mit dem Arzt wahrscheinlich von 
besonderer Bedeutung. Und da würde mich inte-
ressieren, wenn man einen Vergleich zieht zu 
einem internen Patienten, gibt es da Richtwerte, 
weil ich nehme an, dass gerade im psychiatri-
schen Bereich die Zuwendung und das Ge-
spräch mit dem Arzt viel höher sein muss als bei 
einem anderen internen Patienten. Das wäre die 
eine Frage. 

Dann, was mich immer so bewegt, ist auch 
die Intimsphäre. Wie kann man die Intimsphäre 
und Würde eines PatientIn wirklich wahren in der 
Psychiatrie. Wird das, auch international gespro-
chen, gibt es da von der internationalen Fach-
welt, wird das thematisiert und gibt es da auch 
Vorschläge. 

Dann, was mich auch interessieren würde, 
Fixierungen sind bei Ihnen natürlich, das kommt 
vor, das wissen wir, ohne Zwang in der Psychiat-
rie, ganz ohne Zwang kann es nicht gehen, aber 
man hört aus Ihren Worten, dass das in Tirol, 
dass man das sehr, sehr vorsichtig macht, aber 
die notwendig sind, werden die auch evaluiert. 
Ist das schon einmal gemacht worden. 

Und weil vorhin von Medikamenten die Rede 
war, würde mich auch noch interessieren: Wir 
haben eine Unterlage von Mitarbeitern vom Otto-
Wagner-Spital, die meinen, dass, wenn man 
nicht so viel Medikamente sedieren würde und 
mehr Pflegepersonal hätte, dass man sich sehr 
viele Medikamente ersparen könnte. Sehen Sie 
das auch so? 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Nein, bezüglich 
der Geräte haben Sie auch gesehen, dass ich 
zwar die allgemeine Instandhaltungsarbeiten an 
einer psychiatrischen Klinik als eher wesentlich 
für eben auch die Wohnlichkeit, für die Akzep-

tanz einer Einrichtung gesehen habe. Eine psy-
chiatrische Einrichtung muss sich auch in der 
Farbgestaltung, im Standard an einem Hotel 
auch orientieren. Also wir haben als Dienstleis-
tungsbetrieb, als Dienstleistungsunternehmen 
haben wir dieselben Ansprüche zu berücksichti-
gen, wie auch ein Patient, wie jeder von uns 
auch in jedem anderen Krankenhaus, auch in 
einem Hotel, in dem wir gewohnt sind, abzustei-
gen, auch erfüllt haben möchten. 

Also ich glaube, dass wir uns hier nach jenem 
Standard zu richten haben, der in der Gesell-
schaft auch üblich ist und den die Gesellschaft 
auch den Patienten anderer Abteilungen zu bie-
ten in der Lage ist. 

Geräte spielen, wie gesagt, in der psychiatri-
schen Therapie eine ganz zu vernachlässigende 
Rolle, in der Diagnostik natürlich schon wesent-
lich mehr, dass wir eben auch die gesamte neu-
roradiologische Infrastruktur benötigen, um eben 
auch eine valide Diagnose stellen zu können. 
Wir brauchen bildgebende Untersuchungen, CD-
Untersuchungen, das Computertomogramm des 
Gehirn, wir brauchen Magnetresonanztomogra-
fien des zentralen Nervensystems, wir brauchen 
Bettuntersuchungen – also diesbezüglich lehnen 
wir uns aber an die Ausstattung des Kranken-
hausträgers an und benützen auch die Einrich-
tungen der radiologischen Klinik unseres Klini-
kums. 

Ich kann nicht sagen, wie die entsprechende 
Ausstattung am Otto-Wagner-Spital ist bezüglich 
der diagnostischen Maßnahmen. 

Sonst brauchen wir – beim Biofeedback 
brauchen wir Geräte, wir brauchen sicherlich in 
seltenen Fällen auch immer noch einen Elektro-
konvulsator für die Durchführung von Elektro-
konvulsionstherapien. Aber auch hier gilt die 
Angabe, die wir vorhin besprochen haben, dass 
nicht jedes Krankenhaus eben auch über diese 
selten applizierte, aber in vielen Fällen immer 
noch lebensrettende Therapieform ausgestattet 
sein muss. 

Sie haben vollkommen Recht, dass eben 
auch die Gesprächsdimension das wesentliche 
Kennzeichen eines gut funktionierenden psychi-
atrischen Krankenhauses ist. Es gibt keine inter-
nationalen Richtwerte, die eben auch nach Di-
agnosen, nach Diagnose aufgelistet, einen be-
stimmten, ein Minimum an psychotherapeuti-
schen Gesprächen bei Essgestörten, bei De-
pressiven, bei NeurosepatientInnen, bei soma-
topsychischen Störungen, bei Dementen auch 
festschreiben würde. 

Es gibt keine Studie, es gibt eben auch, oder 
wir sind gerade in Auseinandersetzung mit den 
Werten der deutschen Psychiatrieverordnung, 
gerade jetzt dabei, Richtlinien zu entwerfen. Es 
gibt sie im ganzen deutschen Sprachraum nicht. 
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Wir sind dabei, eben auch, um unseren Bedarf 
auch dem Krankenhausträger gegenüber fest-
schreiben und begründen zu können, sind wir 
gerade dabei, auch den Zeitaufwand zu berech-
nen und auch festzuschreiben. 

Ihre weitere Frage, was die Berücksichtigung 
der Intimsphäre betrifft: Ich glaube, das ist eine 
Selbstverständlichkeit, dass jede Krankenhaus-
struktur die Intimsphäre eines Menschen schüt-
zen muss, dass sie Voraussetzungen trifft, dass 
die Intimsphäre eines Menschen auch, gerade 
während der Krankheit, während der akuten 
Erkrankung, gewahrt ist. Deshalb, wie gesagt, 
sind wir der festen Überzeugung, dass ein Be-
reich, der geschlossene Bereich, wo die akutest 
Kranken untergebracht sind, nur eingeschlecht-
lich betrieben werden soll. Bei gemischt ge-
schlechtlich geführten Stationen ist ja die Vor-
aussetzung, dass jedes Zimmer über eine – ich 
weiß nicht, ob ich davon sprechen soll, ist doch 
eigentlich relativ banal, dass jedes Zimmer mit 
einer Nasszelle ausgestattet sein muss. Das 
sollte – wenn ich das nicht in der Lage bin, dann 
muss ich sagen, und es gibt auch Gründe, nur 
eingeschlechtliche Abteilungen zu führen, da gibt 
es gute Gründe. In der Schweiz sind... in der 
Psychiatrie Zürich hat man jetzt wieder einge-
schlechtliche Frauenabteilungen geführt oder 
aufgebaut, weil die Überzeugung vorherrschend 
war, viele Frauen oder ein Teil der sexuell trau-
matisierten in der Psychiatrie ist sehr, sehr hoch. 
Und Schweizer Kollegen sagen, es ist unzumut-
bar, dass sich dann eben auch eine sexuell 
traumatisierte Frau in einer Abteilung behandelt 
wird, wo eben auch möglich ein manisch kritiklo-
ser Mann auch da ist. Die Verantwortung ist 
sicherlich für eine gemischt geschlechtlich ge-
führte Station, dass ich jedes Zimmer, jedes 
Zwei-Bett-Zimmer oder Drei-Bett-Zimmer mit 
einer Nasszelle ausstatte, dass eben auch dann, 
der nur dann auch für Frauen, für Männer beleg-
te Raum auch die entsprechende Infrastruktur 
aufweist. 

Also wenn ich nicht in der Lage bin, das 
durchzuführen, dann muss ich eben auf den 
Anspruch einer gemischt geschlechtlichen 
Betreuung auch abgehen. Es gibt gute Gründe 
zu sagen, ich kehre auf eine eingeschlechtliche 
Belegung der Abteilung zurück. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Herr GR Lin-
denmayr, bitte. 

GRin Korosec: Zwangsmaßnahmen – Evalu-
ierung. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Die Evaluierung: 
Es gibt sicherlich keine österreichische Studie, 
die sich mit der  Evaluierung von Zwangsmaß-
nahmen auseinandersetzt und ich kenne auch 
kaum eine deutschsprachige Studie, die sich mit 
diesem Thema beschäftigt. 

GR Lindenmayr: Sehr geehrter Herr Univer-
sitätsprofessor! 

Ich habe heute in der Früh es schon gesagt, 
aber ich sage es jetzt auch gerne noch einmal, 
ich bin nicht Mitglied des Gesundheitsausschus-
ses und daher wird meine Frage vielleicht etwas 
laienhaft klingen, und daher bitte ich schon im 
Voraus um Verzeihung. 

Ich bin aber umso interessierter natürlich an 
allen Informationen, weil ich natürlich als Politi-
ker die entsprechenden Gesetze natürlich mitbe-
schließen muss und die entsprechenden Rah-
menbedingungen schaffen muss. Und als klei-
nes Beispiel, aber es hat noch nichts mit der 
Frage zu tun, ist, ich habe im heutigen "Stan-
dard" gelesen, dass im Zusammenhang mit der 
Masernepidemie eine Fachdiskussion ausgebro-
chen ist, impfen Ja oder Nein. Und die einen 
sagen eben, man muss unbedingt impfen und 
die anderen sagen, nein man sollte das auf gar 
keinen Fall machen und ich bin froh, dass ich da 
jetzt als Politiker jetzt nicht entscheiden muss, 
entweder so oder so. 

Jetzt zur konkreten Frage und die klingt so 
ähnlich wie auch schon einige Fragen, die heute 
schon gestellt worden sind, also möglicherweise 
wiederhole ich mich da, aber vielleicht habe ich 
es nur falsch verstanden oder ich möchte nur 
mehr Präzisierungen, nämlich speziell zu diesen 
freiheitsbeschränkenden Maßnahmen. Da gibt 
es ja offensichtlich, so wie ich es verstanden 
habe, rein mechanische Maßnahmen, also das 
sind zum Beispiel Netzbetten, und dann gibt es 
eben die Fixierungen, die aber offensichtlich 
auch zu unterteilen sind, in einerseits mechani-
sche Fixierungen, also das Festbinden der Hand 
oder was auch immer, oder offensichtlich auch 
chemische Fixierungen, also medikamentöse 
oder mit Injektionen oder ähnliches, wenn ich 
das so richtig verstanden habe. 

Und Sie haben davon gesprochen, dass es 
zwar unterschiedliche Traditionsräume gibt, also 
offensichtlich historisch bedingt, dass es aber 
international und auch national keine Richtlinien 
gibt für spezielle, für die gesamten Angelegen-
heiten und was ist in welcher Form zu tun, son-
dern, dass das jeweils vor Ort im Einzelfall der 
Arzt, die Ärztin entscheiden muss. Es gibt wohl 
ein Land, die haben sich entschieden, das haben 
Sie erzählt, das sind die USA. Da hat man sich 
entschieden für die Eisentüre und die Maschi-
nenpistole, aber in allen anderen Ländern ist es 
ja offensichtlich also eben anders und da gibt es 
keine generellen Richtlinien. Jetzt sage ich als 
Politiker, ist das sozusagen aus Ihrer Sicht der 
Medizin, jetzt nicht an Ihrem eigenen Institut, wo 
Sie ja offensichtlich die Entscheidung getroffen 
haben, aber jetzt als Mediziner generell, wäre es 
der Medizin lieber, dass die Politik genau vor-
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schreibt, es ist in dieser oder dieser oder dieser 
Sache so oder so zu verfahren, oder ist es bes-
ser so, dass die Politik einfach eben die Rah-
menbedingungen vorschreibt und die Medizine-
rin und der Mediziner vor Ort entscheidet nach 
wie vor mit dem Hintergrund der unterschiedli-
chen Traditionen, die es dort gibt, mit dem Un-
terschied der eigenen Willensbildung, die man 
sich allein oder im Kollektiv der ÄrztInnen getrof-
fen hat, welche Maßnahme dann jeweils zu tref-
fen ist. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Herr Gemeinde-
rat! Ich bin Ihnen sehr, sehr dankbar für diese 
sehr differenzierte Fragestellung. 

Ich bin bei der letzten - Vorschriften von Sei-
ten der Politik, eine allgemein sehr sozial-
philosophisch, sozial-politisch auch zu diskutie-
rende Frage. Ich bin froh persönlich, wenn nicht 
alles reglementiert ist, wenn wir doch noch einen 
bestimmten Spielraum haben, wo wir eben auch 
dem Einzelfall besser gerecht werden können, 
wo wir nicht nur nach einem ganz festgelegten 
Schema vorgehen müssen, dass eben auch 
unterschiedliche Traditionen, unterschiedliche 
Schweregrade der Erkrankung, unterschiedliche, 
oft auch schwer differenzierbare – also wir kön-
nen nicht alles in Schweregrade, wie in einer 
Thermometerskala, einteilen. Es gibt sicherlich 
auch Grauflächen. Ich bin froh, wenn wohl Richt-
linien da sind, Leitlinien, aber wenn nicht alles 
von Seiten von der Öffentlichkeit reglementiert 
wird, wenn bestimmte Spielräume noch da sind. 

Bei der Masernepidemie würde ich die Spiel-
räume gerne einengen. Ich würde da eben auch 
eine – wenn wir 95 Prozent der Bevölkerung 
geimpft haben, dann haben wir keine Masern-
problematik mehr. In Tirol haben wir 60 Prozent 
und haben ohnedies noch für Österreich, glaube 
ich, einen noch passablen Durchimpfungsgrad. 
Aber hier würde ich auch, und dasselbe gilt na-
türlich noch bei der Kinderlähmung. Wir sind 
natürlich auch, weil wir vieles nicht sehen, nach-
lässig und missachten die latente Gefahr, gerade 
in einer globalisierten Welt, wo eben auch 
Krankheitserreger innerhalb von wenigen Stun-
den von einem Kontinent zum anderen eben 
auch verschleppt werden könnten. 

Sie sehen, dass ich selbst eben auch – bei 
den Masern bin ich für eine ganz starre Regle-
mentierung, bei anderen hätte ich gerne einen 
größeren Entscheidungsfreiheitsraum. 

Bezüglich der Freiheitsbeschränkung. Sicher-
lich, ich persönlich kann mich auch noch immer 
sehr deutlich an eine Aussage eines meiner 
Mitarbeiter erinnern, der einen alten Mann in 
einem Gitterbett beobachtet hat, zu Tode traurig, 
weniger depressiv, sondern traurig, jetzt bin ich 
dort gelandet. Während in meiner Beobachtung 
auch einmal eine kurzfristige Fixierung, um eben 

auch ein Medikament verabreichen zu können, 
ja nicht so traumatisierend erlebt wird, das ist 
sicherlich meine Überzeugung, die von, ich 
glaube, einer Mehrheit in Österreich und darüber 
hinaus auch geteilt wird. 

Ich muss vielleicht eben auch noch eine Kor-
rektur darin anbringen, Sie haben mit Recht e-
ben auch so die mechanische Fixierung mit Gur-
ten besprochen, Sie haben eben auch hier das 
Netzbett erwähnt und haben so als dritte Frei-
heitsbeschränkung eine eher Ruhigstellung 
durch Medikamente erwähnt. Das entspricht 
sicherlich sehr häufig eben auch eher der Anga-
be vieler Patienten – „man hat mich voll gepumpt 
mit Medikamenten“. Aber die Medikamente, die 
zur Sedierung dienen, sind therapeutisch hoch 
wirksame Substanzen. Wir geben einem Men-
schen, der in diesem aggressiven Zustand auf 
Grund einer veränderten Realitätswahrnehmung 
nicht eine hohe Dosis von Valium, vielleicht ge-
ben wir auch diese noch hinzu, um eine raschere 
Sedierung zu erreichen. Aber wir geben ihm ein 
antipsychotisch wirkendes Medikament, dass wir 
die Chance nützen, eben auch ihn zu beruhigen 
und auch mit einem spezifisch wirkenden An-
tipsychotikum, das auch dämpfend wirkt, ihm 
gleich auch eine ganz gezielte therapeutische 
Intervention zukommen zu lassen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Frau Dr. Pilz, 
bitte. 

GRin Dr. Pilz: Danke schön. – Herr Prof. Hin-
terhuber, Sie haben davon gesprochen, dass die 
Standards in einem psychiatrischen Kranken-
haus dem eines guten Hotels entsprechen sollen 
und jeder, der sich vorstellt, und es sind ja Psy-
chiatriepatientInnen oft wesentlich länger als 
andere PatientInnen in einer stationären Versor-
gung und jeder kann das nachvollziehen. Ich 
weiß nicht, wann Sie heute nach Hause fahren,  
aber dann würde ich Ihnen vorschlagen, wenn 
Sie  noch Zeit haben, besuchen Sie Ihre Kolle-
gin, Frau Prim. Kalousek, im Otto-Wagner-Spital 
und lassen Sie sich durch die nicht renovierten 
Pavillons, und das ist ja die überwiegende Zahl, 
führen. Dort werden Sie feststellen, dass es von 
einem Zimmer mit Nasszelle und Zwei-Bett-
Zimmer oder Drei-Bett-Zimmer ja in der Regel 
keinesfalls die Rede ist, dass es Faktum ist, 
dass es Vier-Bett-Zimmer gibt und dass es 
Durchgangszimmer gibt und die Geschlechter-
trennung ist nicht gewährleistet. Und es gibt 
auch, und wenn Sie das Buch von der Frau 
Schweiger kennen, "Fallen lassen", dann steht 
da drinnen, wie sehr sie darunter leidet, dass sie 
das Badezimmer, das sie zusammen und die 
Toiletten, die sie zusammen mit den männlichen 
Patienten benützen muss, dass sie eine Tür 
öffnet und da steht ein nackter oder ein halb-
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nackter Mann. Sie haben es mit, Sie können das 
sicher nachlesen. 

Ich frage Sie jetzt einmal ganz unabhängig 
von der wirklich quälenden verletzende Intim-
sphäre, die das für jeden Menschen bedeuten 
würde, welche medizinischen oder sozusagen 
nachteiligen Gesundheitsfolgen kann es für Pati-
entinnen – Sie haben davon gesprochen, dass 
viele sexuell traumatisiert sind – aber kann es für 
nachteilige Folge haben, wenn man ihnen zumu-
tet vom Spitalserhalter, so untergebracht zu sein, 
mit, wie Sie sagen, nicht Grenzen respektieren-
den Mitpatienten des anderen Geschlechts zu-
sammen gezwungen zu sein, nicht nur im selben 
Stockwerk, sondern sogar in den selben Bade-
zimmern. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Ich kenne auch 
selbstverständlich die Baumgartner Höhe. Ich 
kenne sie noch als "Steinhof". Ich habe... be-
sucht, ich habe… besucht, ich habe Frau Kalou-
sek besucht. Ich war sicherlich häufig im Direkti-
onsgebäude, ich war noch häufiger im Jugend-
stiltheater. 

Die Abteilungen, ich muss sagen – einmal 
habe ich eine Tiroler Patientin besucht, die in 
einer schön renovierten – es liegt einige Jahre 
zurück – in einem schön renovierten Pavillon 
untergebracht war. Über andere renovierungs-
bedürftige Bereiche kann ich hier wirklich nichts 
aussagen, keine Aussagen treffen. Tatsache ist 
aber, dass sicherlich wir auch Wert legen müs-
sen, dass eben auch unsere Abteilungen, in 
denen wir Patienten betreuen, regelmäßig auch 
renoviert werden, dass ein bestimmter regelmä-
ßiger Zyklus die Renovierungsarbeiten auch 
einleitet. 

Die Frage, die Sie nochmals gestellt haben 
bezüglich der Intimsphäre, dass, ich habe das 
Buch von Brigitte Schweiger kurz angelesen, es 
wird vom Magistrat auch sogar noch unterstützt, 
ich weiß nicht, inwieweit sich da eben auch Bel-
letristik mit eigener Erfahrung mischt. Ich kann 
das nicht beurteilen, inwieweit ja hier eine jener, 
sicherlich auch berechtigten, oft aber uns betrof-
fener verunsichernde Mischung zwischen Do-
kumentarbericht und auch weiterer Ausschmü-
ckung des Sacherhaltes vorliegt. Also ich kann 
das nicht beurteilen. 

Tatsache ist aber, dass beispielsweise wir 
jetzt – ich kann vielleicht auf Grund einer persön-
lichen Erfahrung auch Ihre Frage beantworten, 
ich sagte, dass für Heilanschlussbehandlungen 
die Pensionsversicherungsanstalt, die seit fünf 
Jahren in Bad Hall in Oberösterreich und in Kla-
genfurt eine psychiatrische Rehabilitationsklinik 
oder zwei Rehabilitationskliniken betreibt. Die 
Erfolge dieser Rehabilitationskliniken sind so, 
dass die Pensionsversicherungsanstalt jetzt 
diese 150 bisher zur Verfügung stehenden Be-

handlungsplätze auf 500 ausweitet, 100 davon 
werden unter der Führung, der von mir geleiteten 
Gesellschaft für psychische Gesundheit – pro 
mente tirol, in Lans bei Innsbruck, errichtet. Die 
Psych-PV fordert mit einer Selbstverständlich-
keit, dass der Hotelstandard dem eines Drei-
Sterne-Hotels mindestens entsprechen muss, 
eher Richtung Vier-Sterne-Hotel. Also das sind 
einmal Vorgaben, die die Pensionsversiche-
rungsanstalt für die neu zu errichtenden Rehabi-
litationskliniken in Lans, in Rust im Burgenland 
und in Bad Hall in Oberösterreich richtet. 

Also ich glaube, wenn das noch nicht in allen 
Abteilungen im Otto-Wagner-Spital errichtet oder 
zur Verfügung gestellt werden kann, bin ich ü-
berzeugt, dass das auch eines der vordringlichs-
ten Ziele der Zukunft sein wird. 

GRin Dr. Pilz: Kann es nachträgliche ge-
sundheitliche und Heilungserfolge dadurch zeiti-
gen bei PatientInnen, wenn sie in diesem Kon-
text untergebracht sind. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Ich glaube, 
wenn so die Interaktionen nicht stimmen, wenn 
eben auch das Setting stimmt, wenn auch die 
menschlichen Begegnungen, das psychothera-
peutische Ambiente nicht stimmt, glaube ich, 
dass das leichter verkraftet werden kann. Ande-
rerseits besteht natürlich die Gefahr, dass bei 
nicht wenigen durchgeführten Maßnahmen, die 
vielleicht in der Lage sind, das Gesamturteil trotz 
eines sehr engagierten Mitarbeiterstabes eher zu 
reduzieren, das macht, dass die Gesamtbesat-
zung schlechter ausfällt, dass dann eben auch 
vielleicht, da könnte ich mir vorstellen, dass eine 
Wiederaufnahme, auch wenn dringend notwen-
dig, nicht sofort angestrebt wird, wir eben auch, 
wir es täten, der Betroffene es täte, wenn eben 
auch das ganze nicht nur das Setting im psycho-
therapeutisch, sozialpsychiatrischen stimmen 
würde, wenn natürlich auch die ambientalen 
Bedingungen, praktisch die Hotelleriekomponen-
te des Krankenhauses den Erwartungen ent-
spricht. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gibt es noch 
eine Frage an den Herrn Professor? 

Wenn das nicht der Fall ist, dann bedanke ich 
bei Ihnen, Herr Professor, für Ihre Ausdauer bei 
der Beantwortung der Fragen (Allgemeiner Bei-

fall.) und wollte Sie fragen, ob Sie vielleicht eine 
schriftliche Unterlage zur Verfügung stellen kön-
nen, die wir dann an die Kommissionsmitglieder 
austeilen können. 

Univ.-Prof. Dr. Hinterhuber: Wenn Sie mit 
meinen Power-Point-Präsentationen zufrieden 
waren, kann ich Ihnen sie selbstverständlich 
gerne zur Verfügung stellen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Gerne. Dann 
dürfen wir dieses Angebot annehmen, Herr Pro-
fessor. 
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Ich danke Ihnen für Ihren Vortrag und für die 
Fragen und darf Sie jetzt bitten wegen der Amts-
bestätigung – ich glaube, Sie brauchen noch 
eine Unterschrift, für den Gebührenanspruch. 

So damit hätten wir die heutige Tagesord-
nung durchgebracht und ich danke Ihnen. 

Die Frau Dr. Pilz möchte sich noch zu Wort 
melden. 

GRin Dr. Pilz: Ich wollte Sie fragen, wann 
das Gutachten des Herrn Prof. Mayer zu erwar-
ten ist und wann seine Zeugenladung erfolgen 
wird. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ja, die Zeu-
genladung des Herrn Prof. Mayer ist für Don-
nerstag, den 24. April um 15.00 Uhr vorgesehen. 

GRin Dr. Pilz: Und das Gutachten. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Das ist die 

mündliche Befragung. 
Der Beweisbeschluss besteht darin, dass 

Prof. Mayer befragt wird. Und, wie gesagt, er 
wird nachträglich auch, nehme ich an, seine 
schriftlichen Unterlagen zur Verfügung stellen. 

Bitte, Frau Korosec. 
GRin Korosec: Herr Vorsitzender! 
Wir haben in der Vorbesprechung aber ge-

meinsam beschlossen und das wurde auch zu-
gesagt, dass das Gutachten, weil immerhin geht 
es ja um ein rechtliches Gutachten von Prof. 
Mayer, wo man also sofort Bezug nehmen soll, 
weil sonst tun wir das ganze wieder verzögern, 
dass das schriftliche Gutachten eine Woche 
vorher an die Mitglieder kommt, damit wir die 
Möglichkeit haben, das auch natürlich rechtlich 
bewerten zu lassen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Sie kennen 
den Beweisantrag Nr. 50 vom 25. März 2008 
nehme ich an. Ja, und der ist beschlossen wor-
den und hier steht, dass eben die Ladung bean-
tragt wird als Sachverständiger in die Untersu-
chungskommission betreffend die Tätigkeit und 
die Behandlung von Sachverhalten. Also da ist 
genauestens, dass er eben dazu befragt wird 
oder dazu ein Referat hält. Aber von einem 
schriftlichen Gutachten habe ich da nichts gese-
hen. 

GRin Korosec: Aber es wurde besprochen. 
Also ich nehme an, die anderen Fraktionen wis-
sen das auch, mit Ihnen gemeinsam, dass wir 
eine Woche – weil es ist sinnvoll, natürlich kann 
man es so auch machen, aber das heißt, dass 
man dann noch einmal, dann dauert es wieder 
eine Woche, weil dann muss diese Unterlage 
wieder rechtlich bewertet werden, also es wäre 
sinnvoller, dass wir vorher das Gutachten haben, 
dann kann das bewertet werden und wir können, 
wenn dann Herr Prof. Mayer kommt, dann schon 
für uns wieder kopieren oder auch überhaupt 
einverstanden sein möglicherweise sogar. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner:   Aber ich 
glaube nicht, dass der Herr Prof. Mayer bis zu 
diesem Zeitpunkt ein Gutachten erstellen wird. 
Ich war bei ihm, er hat mich gebeten, er hätte 
gerne Fragen, dass Fragen an ihn gerichtet wer-
den schriftlich, damit er die auch in seinem Vor-
trag dann beantworten kann. 

Also, wenn Sie Fragen haben oder wenn Sie 
bestimmte Fragen an den Herrn Prof. Mayer 
haben, dann würde ich Sie bitten, diese schrift-
lich zu formulieren, dass ich sie ihm zukommen 
lassen kann und dann wird er in diesem Vortrag 
oder, wie gesagt, er wird sicher auch nachher 
eine schriftliche Unterlage zur Verfügung stellen. 

Bitte, Herr GR Deutsch. 
GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! 
Ich weiß, dass in einer der Vorbesprechung 

vor der Konstituierung der Untersuchungskom-
mission der Wunsch war, wenn diese Möglich-
keit vorhanden ist, dass wir dieses Gutachten 
eine Woche vorher bekommen. Natürlich hängt 
das vom Prof. Mayer ab, wie letztendlich er das 
dann selber handhabt, aber es war der allgemei-
ne Wunsch. 

Sie haben ja am Montag alle Sprecher der 
Fraktion aufgefordert, jene, die telefonisch an-
scheinend erreichbar waren, bis heute, also zur 
heutigen Sitzung, eine Fragenliste zu übermit-
teln, praktisch um noch den Antrag, der ja be-
reits eingebracht wurde, noch zu präzisieren und 
ich darf Ihnen unsere Liste überreichen. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Danke 
schön. – 

Bitte Frau Dr. Pilz. 
GRin Dr. Pilz: Ja, nachdem ich nicht erreicht 

worden bin, wusste ich von der Frist nichts. Ich 
gehe davon aus, dass man … 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Selbstver-
ständlich haben Sie die Möglichkeit, selbstver-
ständlich werde ich das noch zulassen. Das ist 
keine Präklusivfrist. 

GRin Dr. Pilz: Ich hätte nie unterstellt, Herr 
Vorsitzender, dass Sie mit Tricks arbeiten wür-
den. Da bin ich ganz sicher und nehme das auch 
so hin. 

Also wir werden das tun. 
Vorsitzender Dr. Baumgartner: Ich darf Sie 

bitten, Ihre Fragen ebenfalls zur Verfügung zu 
stellen. 

GRin Dr. Pilz: Wir werden das tun, wir wer-
den das tun. Sind aber nach wie vor unglücklich 
darüber, dass es so läuft und nicht anders. Das 
will ich einfach auch sagen, weil das macht die 
Sache nicht leichter. 

Wenn wir das jetzt umdrehen, dann würde 
das bedeuten, dass wir jetzt die Fragen schicken 
müssen, dass er dann ein schriftliches Gutach-
ten macht und das wir dann erst da haben. Also 
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das verlängert die ganze Sache enorm. Also so 
ist das die schnellere Variante. 

GRin Korosec: Aber die Fragen an sich wä-
ren ja nicht notwendig, weil … 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Es war der 
Wunsch des Herrn Prof. Mayer – ich gebe den 
Wunsch kommentarlos weiter, bitte. 

Wenn Sie seinem Wunsch nachkommen wol-
len, dann bitte ich Sie, dass Sie mir die Fragen 
zukommen lassen. Wenn nicht, dann können Sie 
die Fragen dann mündlich an ihn richten. 

GRin Dr. Pilz: Herr Vorsitzender, ich habe 
noch einen Wunsch nach einer kurzen anschlie-
ßenden Besprechung der jeweiligen Klubvertre-
terInnen mit Ihnen und dem geschätzten Vorsitz 
hinsichtlich der Planung des Sommers. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Informell hät-
te ich noch eine Besprechung mit einer Rechts-
pflegerin für meinen Beruf, die aber nur bis 14.30 
Uhr da ist.  

GRin Dr. Pilz: Also wenn Sie auf Nadeln sit-
zen – also fünf Minuten, entweder fünf Minuten, 
es geht schnell oder wir machen uns einen Ter-
min aus. 

Vorsitzender Dr. Baumgartner: Würde ich 
Sie bitten, dass wir einen Termin ausmachen. 

Dann bedanke ich mich und darf die Sitzung 
schließen. 

 
(Ende: 14.00 Uhr) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 


